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I. Einleitung
Die Umbrüche in Mittel- und Osteuropa besitzen seit 1989 einen hohen Stellenwert
bei der Frage nach der künftigen politischen und wirtschaftlichen Gestaltung des
europliischen Kontinents. Dabei setzten die verschiedenen Reformbewegungen in den
einzelnen Ländern eine Entwicklung in Gang, deren letzte Konsequenzen den unmitælbar
Beteiligten, aber auch den Außenstehenden häufig verborgen blieb. So herrschæ anfangs
in Ost und West Freude und Begeisterung über den meist friedlichen Zusammenbruch
der kommunistischen Regime und über das damit im Zusammenhang stehende Ende des
Kalæn Krieges. Doch die auftauchenden Probleme der Transfomration in den verschieden-
sten Bereichen des gesellschaftlichen Lebens verdrängten rasch die frühen Hoffnungen
auf einen schnellen Wandel. Die notwendigen wirtschaftlichen sowie innen- und
außenpolitischen Schwierigkeiten der Systemtransformation standen zunächst im
Vordergrund der allgemeinen Diskussion. Zusehends rückten auch die ökologischen
Schäden und das Fehlen einer civic culturel in das Bewußtsein vieler Beobachter.
Schließlich mußte in die Liste der Probleme auch die Hinwendung zum Nationalismus
eingereiht werden, der mit der Renaissance nationaler und ethnischer Konflikte eine
Räckkehr zn e,ine,r längst vergangen geglaubten Geschjchte betreiht.2 Zeit erweist sich
darüber hinaus als ein zentraler Faktor in den Bemühungen, den Anschluß an ein besseres
Leben zu finden. Doch die Schaffung effektiver und glaubwtirdiger Strukturen ist ein
langfristiger und auch langwieriger Prozeß.3 Und die Gefahren, die aus einem Scheitern
der Reformen drohen, sind vielftiltig: Gewalt, Bürgerkriege, Rückfälle in autoritåire
Regime, Verarmung, Massenemigration.a ,,Es wird uns auf die Dauer im Westen nicht
gutgehen, wenn es den Menschen im Osten auf Dauer schlechtgeht"s, so äufierte sich
Hans-Dietrich Genscher zu den Ereignissen jenseits des ehemaligen Todesstreifens. In
der Tat ist das Schicksal der beiden Teile des Kontinents nach dem Fall des Eisernen
Vorhangs wieder ein gemeinsames. Mehr als fünf Jahre sind seit der Öffnung der
ungarischen Grenzen für Ausreisewillige im September 1989 mittlerweile vergangen.'Wie
hat der 'Westen in diesem Zeítravm auf die Entwicklungen im ehemaligen Ostblock
reagiert, mit welchen Strategien und Lösungen Hilfestellung geleistet? Dieser Frage soll
1 Vgl. Weidenfeld, Werner/Huterer, Manfred, Osteuropa: Herausforderungen - Probleme - SEategien,
Güærsloh 1992, S. 26-29.
2 Ygl. Ferdowsi, Mir 4., Probleme und Perspelûiven der Transfomntionsprozesse in Ost- und Süd-
osteuropa, in: Europa-Archiv @A) 911993, S. 250.
3 Vgl. V/olff-Powçska AnnC Die Zukunft Osteuropas: Herausfordemngen, Proble,me, SEategien, in: EA
l9ll99t, s. 570.
4 V/eidenfeld, Werner/Huterer, Manfred, Osteuropa S. ,14-51.
5 Zïttefi in: Stiddeutsche Zalfing (SZ) vom 23. Septembe¡ l99l (,,Die EG muß sich nach Ostewopa
öfftren").
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in der vorliegenden Arbeit nachgegangen werden. Dabei stehen die Europåüsche Gemein-
schaft6 (EG) als die wichtigste Institution für die wirtschaftliche und politische Entwick-
lung in Europa sowie der Nordatlantik-Pakt (North Atlantic Treaty Organisation = NATO)
als die zentrale westliche sicherheitspolitische Organisation im Mittelpunkt der Untersu-
chung. Als wesentlich erweisen sich hierbei vor allem das Europa-Abkommen der EG
sowie das NATO-Angebot einer Partnerschaft für den Frieden (Partrership for Peace =
PfP). Der Prozeß der Entscheidungsfindung, der Inhalt dieser Abkommen und deren
kritische Betrachnrng sollen einen Überblick über den Stand der Dinge geben, wie er sich
im Herbst 1994 dem aufmerksamen Zuschauer zeig{ . Dabei handelt es sich weniger um
einen direkten Vergleich zwischen den beiden Organisationen, der sich aufgrund der
unterschiedlichen Strukturen und Zielsetzungen auch als kaum durchführbar erweist.
Gegenübergestellt werden sollen vielmehr die Gegebenheiten sowie die Hoffnungen und
Erwartungen in den Reformlåindern und die entsprechenden Antworten aus dem Westen.
Erst aus diesem Vergleich wird man am Schluß die Reaktionen der EG und der NATO
in ein gegenseitiges Verhlil¡ris setzen und Pläne für die Zukunft aufsællen können. Worin
aber unterscheiden sich EG und NATO? Im EG-Vertrag8 werden die heute grundlegenden
Aufgaben der Gemeinschaft definiert und im Art.2 folgendermaßen umschrieben:
,,Aufgabe der Gemei¡schaft ist es, durch die Enichtung eines Gemeinsamen Marktes und einer
Wirtschafts- und Wähmngsunion sowie durch die Durchf[ihrung der in den Artikeln 3 und 3a
genannten gemeinsamen Politiken oder Maßnahmen eine harmonische und ausgewogene Ennvick-
lung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, ein best?indiges, nicht-inflationdres und
umweltverträgliches Wachstum, einen hohen Grad an Konvergenz der Wirtschaftsleistungen, ein
hohes Beschâftigungsniveau, ein hohes Maß an sozialem Schutz, die Hebung der Lebenshaltung
und der Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt und die Solida¡ität zwi-
schen den Mitgliedsstaaten zu fördern."
Mit dem Maastricht-Vertrag vom 7. Februar 1992 will man diese fast ausschließlich
ökonomisch orientieræ Ausrichtung der Gemeinschaft überwinden und die EG zu einem
,,umfassend geeinten, vollintegrierten, dauerhaften und handlungsfåihigen Verband ihrer
Mitglieder"9, zt einer Europriischen Union ausgestalten. Dafür sollen neben dem EG-
6 Die EG beruht auf der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), der Europliischen Gemeinschaft
fär Kohle und Stahl (EGKS) und der Europäischen Atorrgemeinschâft (EAG). Seit dem 1. Novenber
1993 ist sie n Europriische Union @Ð umber¡annt. Um das Lesen aber zu edeichtem, wird in der
Arbeit einheitlich die Bezeichnung Europöisch¿ Gemeinschafr (EG) verwendeL
7 Die umfangreiche Literahr zu diesem Thema wüde bis Mitte Nove,mber l994,Tnlttngsrtikel bis Mitte
Dezember I 994 berücksichtigt.
8 Der EG-VerEag vom 7. Februar 1992 basiert auf dem EWG-Verrag von 1957; alle Venveise auf die
groJ\en Vertragswerke EG, NATO und WEU werden obne Bezeichnung ihrer Quellen angegebm.
9 Europliische Gemeinschaft - Europlüsche Union: Die Vertragstexte von Maastricht, Presse- und
Infonnationsamt der Bundesregierung (llrsg.), Bonn 1992, S. 9.
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Vertrag eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie eine Zusammenarbeit in
der Innen- und Rechtspolitik als weitere Grundlagen dienen. Die NATO sieht es
demgegenüber zwar auch als Ziel an, die politische, kulturelle und wirtschaftliche
Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten zu fördem, ihr Hauptaugenmerk liegt aber auf dem
Aufbau und der effizienten Gestaltung einer militärischen Verteidi-
gungsorganisation.l0Unterschiede znigen sich auch in den jeweiligen Strukturen. So wird
die EG als supranationale Organisation bezeichnet, die eine dichtere Integration als her-
kömmliche internationale Organisationen aufweist.ll Charakteristisch dafür sind gröfJere
hoheitliche Befugnisse, die sich vor allem in der Möglichkeit ausdrücken, eine eigene
Rechtsetzungskompetenz auch gegenüber den einzelnen Mitgliedsstaaten ausüben zu
können, ohne dabei aber schon über eine volle staatliche Souver¿init¿it zu verfügen. Doch
,,die supranationale Entscheidungsebene tritt damit in Konkurrenz ^rr 
einzelstaatlichen
und drängt sie mit dem Fortgang der Inægration zurück"12. In der NATO sind solch hohe
Integrationsstufen nicht vorgesehen, obwohl auch hier nationale Souveråinitätsrechte fi.ir
bestimmte Bereiche und in bestimmten Fåillen übertragen werden können. Die Bedeutung
der wichtigsten Institutionen auf Seiæn der EG mit dem Europåiischen Rat, dem Minisær-
rat, der Kommission, dem Europåüschen Parlament sowie dem Europåiischen Gerichtshofl3
und bei der NATO mit dem Nordatlantikrat, dem ständigen NATO-RaI, dem Ge-
neralsekretariat und dem Militärausschuß muß in diesen Zusammenhang eingeordnet
werden.Mit der Öffnung der Grenzen verlor der Ostblock hingegen seine fniher so
charakæristische Geschlossenheit. Er entpuppte sich als eine aus vielen kleinen Elementen
zusaürmengesetzte Einheit, die nun wieder in die verschiedensten Richtungen ausein-
anderfiel. Für den Westen bedeutete diese Zersplitærung eine Multþlikation der Probleme,
wodurch auch die Attraktivit¿it und die Begeisterung für die dortigen Ereignisse sehr
schnell nachließ.14 Für die ehemaligen sowjetischen Saælliæn hingegen wurde der Wunsch
nach einer differenzierten Behandlung geradezu zu einer außenpolitischen Maxime nach
der jahrzehntelang verordneten Geschlossenheit. In diesem Zusarnmenhang ist es nicht
mehr angebracht, lediglich von einem West- und Osteuropa zu sprechen. Genauso wie
im ehemaligen Westen zum Beispiel ein Nord- und ein Südeuropa mit den jeweiligen
spezifischen Problemen auftritt und Beachtung verlangt, so gliedert sich heute der
ehemalige Ostblock vereinfacht in ein Mittel- und Osteuropa und umfaßt in seiner
Gesamtheit auch den Balkan und die Staaten der ehemaligen Sowjetunion. Diese
Aufgliederung in Mitæl- und Osteuropa ist auch deshalb sinnvoll und notwendig, weil
10 Vgl. Pr¿ianbel, ArLz, Arl3 und Art.5 des Nordatlantikverrages.
11 Vgl. Kimminich, Otto, Einführung in das Völkerrecht, München 19904, S. 196-197.
12 Brücl¡rer, Michael u.a, Der Europa-Plötz: Ba^siswissen über das Europa von heute, Freiburg/TVürzburg
1993, S. 83.
13 Der Wirtschafts- und Sozialausschuß als Interessenvertretung besitzt nur beratende FunKion.
14 Wolff-Powçsk4 Anna, Die Zukunft Osteuropas, S. 568.
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die Entwicklungen in den einzelnen Regionen unterschiedlich ablaufen und EG und
NATO in ihren Reaktionen darauf Rücksicht nehmen. Da in dieser Arbeit nicht alles
aufgenommen und verarbeitet werden kann, ist es angebracht, exemplarisch eine Region
und hierbei wiederum ein einzelnes Land zu untersuchen. Im vorliegenden Fall handelt
es sich um die Tschechoslowakeils und seit dem 1. Januar 1993 um die Tschechische
Republik (CR), die neben Polen, Ungarn und der Slowakei zu den mitteleuropd.ischen
Reformlåindern gezählt wird. Das Land erweist sich dabei aufgrund der geographischen
Nähe zu Bayern als willkommener Untersuchungsgegenstand. Aber auch die politische
und wirtschaftliche Entwicklung des Nachbarn zeigt einige Besonderheiten, die eine
genauere Betrachtung lohnenswert erscheinen lassen. Um sich die Lage zum Zeitpunkt
der Aushandlung der beiden Abkommen dort vorsællen, aber auch um die Entscheidungen
der EG und der NATO danach beurteilen zu können, soll am Anfang ein kurzer Ûberblick
über die Transformationsprozesse gegeben werden, die von Prag aus gesteuert werden.
II. Die Transformationsprozesse in der TschechoslowakeiÆschechischen Republik
seit 1989
,,Our aim is to become a state comparable to othe¡ Westem European count¡ies (...)"16
Analysen und Berichte über den Stand der Entrryicklungen aus dem lahre 7994
beschreiben in verstärktem Maße die Tschechische Republik als eine Insel relativer
politischer Stabilität und als einen Voneiter in Mittel- und Osteuropa bei der Einführung
marktwirtschaftlicher Reformen.lT Fast genau fünf Jahre nach der samtenen Revolution
in Prag, die sich, ausgelöst durch Studentendemonstrationen im November 1989, in die
Reihe der mittel- und osteuropåüschen politischen Umwåilzungen einreihtls, stellt diese
15 Vor 1990 uug die Tschechoslowakei die offizielle Staatsbezeichnwg Tschechische urù. Slawakische
Sozialistische Republik (ÖSSn), danach, bis zur Trennung der beiden Landesteile, den Namen
Tschechischc und Slowakische Föd¿rative Repubtik (CS¡n). Bei zeitlichen Überschneidungen, die die
verschiedenen St¿atsbezeichnungen betreffen, wird auf die jeweils einzelnen Gültigkeitsbereiche
hingewiesen.
16 Der tschechische Außenminister Josef Zeleniec, zlttert in: The New York Times vom 7. Janmr 1994,
Advertisement The Czech Republic (,,Interview with Czech Foreign Minister Mr. Josef Zieleniec").
17 Vgl. Pehg Jiff, The Czech Republic: A successful Eansition, in: Radio Free Europe/Radio Liberty
G.FE/RL) Reserch Report lll994, S. 70; vgl. Wintemnnn, Jihgen H., Tschechien - Land der Aktio-
näre, in: Die Welt vom 8. Febn¡ar 1994; vgl. Kohler, Berthold, Insel der Glückseligen, in: Franlf,urter
Allgemeine Tell'ung (FAZ) vom 25. iÙ{'ai 1994.
18 Karpßeþ Zdenë.lc/Reim¿n, Michal, Die ÕSFR (19S9- 1991) und die Entsæhung der Nachfolgestååten
Tschechien und Slowakei, in: Jacobeit, Cord/ Yenal, Alpuslan (Hrsg.), GesamÞuropa: Analysen,
Problerre und Entwicklungsperspektiven, Opladen 1993, S. 2ll; vgl. Kosta JiÍl, Die Transformation
des Wirtschaftssystems in der Tschechoslowakei und den beiden Nachfolgestaaten, in: Pradetûo, August
8 OsÞuropa-Imtitut Mllnchen: Mtteilungen 5/1995
Behauptung keine Selbstverståindlichkeit dar. Zwu wurde der ehemaligen ÕSSR schon
im früheren Ostblock eine starke ökonomische Rolle zugeschrieben, die sich vor allem
in einer geringen Auslandsverschuldung äußerte, doch war der Handel in erster Linie an
den Standards des Rates für Gegenseitige Wiruchaftshilfe (RGW) ausgerichtet. Daneben
führte die Atleinherrschaft der Kommunistischen Partei ¿er ÕSSR zu einer unterdrückten
und gespaltenen Gesellschaft, die, so Pavel Smutnf, in den achtziger Jahren durch
Konfonnismus, Leistungsschwäche und moralischen Verfall gekennzeichnet war.19 Václav
Havel, seit dem 29.Deznmber 1989 erster frei gewählter tschechoslowakischer Staatsprä-
sident, faßt den Zustand seines Landes in seiner Neujahrsansprache zum l. Janua¡ 1990
wie folgt zus¿ünmen:
,,(Jnser Land blüht nicht. Das große schöpferische und geistige Potential unsorer Völker wird nicht
sinnvoll genutzt. Ganze Industriezweige erzeugen Waren, für die kein Interesse vorhanden ist,
wåihrend das, was wir benötigen, nicht zu haben ist. Der Staat, der sich Staat der Arbeiter nennt,
emiedrigt und beutet die Arbeiter aus (...) und heute haben wir die schlechtesten Umweltbedingun-
gen in ganz Europa (...) Das schlinmste ist, daß wir in einer moralisch verdorbenen Umwelt
leben."2o
Insgesamt geht es somit bei den Transformationsprozessen um einen umfassenden
politischen und ökonomischen Neuaufbau in den Staaten Mittel- und Osteuropas, dessen
Grundrichtung die Schaffung von parlamentarisch-dcmokratischcn Mchrparæiensystômen
ebenso beinhaltet wie die Einführung einer sozialen und ökologisch orientierten Markt-
wirtschaft.2l Als dritte grolJe politische Kurskorrektur muß nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts auch die außenpolitische Neuorientierung hinzugenommen werden.22
1. Der Aufbau eines demokratischen Staatswesens
Transformationsprozesse, wie man sie heute in Mittel- und Osteuropa vorfindet,
bestehen aus einer Vielzahl eng miteinander verwobener Veränderungen, die den
politischen, ökonomischen, sozialen, aber auch kulturellen Bereich eines Systems und
(Iksg.), Die Rekonsruktion Ostmitteleuropâ.s: Politik, Y/irtschaft und Gesellschaft im Umbruch,
Opladen 1994, S. 158.
19 Smurrf, Pavel, Die Tschechoslowakei - eine Rückkehr zu sich selbst, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte (APUZ) 8617992, 5.25.
2UZtuert in: EA 711990, S. Df71.
2l Mreie1 Christian, Die ,,Europa-Vertråige" der EG mit der ÕSf'n, mit Polen und Ungrn, in: Gegen-
wa¡tskunde 1/1992, S. 18.
22 Dauderstjidl Michael, EG und Osærnopæ im Leuchthrrr geht das Feuer aus, Reihe Eurokolleg
2311993, S. 3; vgl. Pradetto, AugusÇ Europa nach der Revolution: Ost und West vor säkuluen Her-
ausforderungen, in: APUZ 86/1992, S. 3.
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seiner Gesellschaft umfassen. Die Demokratisierung derselben erweist sich dabei als ein
überaus langwierigerProzeß, der mit der bloßen Etablierung von Institutionen nicht als
abgeschlossen gelten kann, überkommene Mentalitäten lassen sich eben nur schwer
überwinden.æGlaubt man der These von Karpßek und Reiman, daß seit 1968 die Bevöl-
kerung weitgehend entpolitisiert wurde und Widerstand lediglich in intellektuellen
Gruppen, hier vor allem in der Cha¡ta 77, und einigen bürgerlichen Kreisen wachgehalæn
wurde24, dann erscheinen die Studentendemonstrationen mit ihrem Höhepunkt im
November 1989 als ein Ausdruck wiedergewonnenon Verantwortungsbewußtseins25.
Politischer Hauptfäger der Revolution ist eine Bürgerbewegung, die sich aus dem
tschechischen Bürgerforum wd der slowakischen Offentlichkeit gegen Gewalt zusammen-
setzt und in der differenzierte Interessen durch zwei Grundanliegen geeint werden: die
unfåihige Staats- und Gesellschaftsführung zu beseitigen und demokratische Gesellschafts-
strukturen aufzubauen.26 Erster konkreter Erfolg ist dabei die am 29. November 1989
erzwungene Streichung der führenden Rolle der Kommunistischen Partei aus der Ver-
fassung.2T
Runde-Tisclz-Gespräche mit den Kommunisæn führen am 10. Dezember 1989 zunächst
zu einer Regierung der Na.tional.en Versttin.di.gun.g, clie aus Kommunisten mit Marian ðatta
als Regierungschef, aber auch aus Oppositionellen wie Václav Klaus oder JiÍí Dienstbier
besteht. Als wichtigste innenpolitische Aufgabe wollen die Reformer freie Wahlen für
den Juni 1990 vorbereiten und durchführen.2t losg"ra-t96,79Vo der'Wåihler nehmen daran
teil und vergeben ihre Stimmen an 23 Parteien, die eine 57o-Klausel zu überspringen
haben. Gewählt werden insgesamt 300 Abgeordnete für das tschechoslowakische
Parlament, das je zur Hälfte aus der Nationalitäænkanmer und der Volkskammele besæht
und dessen Legislaturperiode von Anfang an auf zwei Jahre begrenzt bleibt.3O Als klare
Sieger gehen das Bürgerforum sowie die Offentlichkeit ge7en Gewalt mit zusammen 170
Sitzen hervor, ein Ergebnis, das als demonstative Unterstützung der politischen Wende
23 Meyer, Gerd, Die politischen Kulturen Osünitteleuropas im Umbn¡ch, in: APUZ 810/1993, S. 3.
Vl Knpßek, ZdenéklReiman, Michal, Die ÕSFR, 5.212.
25 SmuErf, Pavel, Die Tschechoslowakei, S.25.
26 Oschlies, Wolf, ,,Wir haben uns f¡iedlich und demokratisch getfennt...": Stårt und Entwicklungs-
probleme der pmlamentarischen Demokratie in der (Ex)Tschechoslowakei, in: Bundesinstitut ftir
ostwissenschaftliche und internationale Studien (BIOst) (Iksg.), Aufbnuch im Osten Europas: Chancen
für Denolaatie und Madrtwirtschaft nach demZeúaLl des Korrmunismus, München/Wien 1993, S.
131.
27 Bohatu Peh, Ein Jahr danach - Eine Zwischenbilarz der tschechoslowakischen RechtsrefomU in: Recht
in Ost und West 817991, S. 234.
28 Karpßek, ZdenéklReimân, Michal, Die ÕSFR, S. 214; vgl. Ban, Judy, East Cent¡al Europe from
reform to transition, London 1991, S. 95.
29 Daneben existieren auch eigene tschechische und slowakische Nationalräte, die die Politik in den
einzelnen Teilrepubliken mitbestinmen.
30 Smutnf, Pavel, Die Tschechoslowakei, S. 28.
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interpretiert wird und seine Grundlagen in der Glaubwürdigkeit der neuen Gruppierungen
sowie in der Popularit2it ihrer gemeinsamen Gallionsfigur Václav Havel findet.31
Überraschend stark zeigen sich auch die Kommunisten als zweitsuirkste Partei mit 47
Sitzen32, gefolgt von einer Koalition christlicher Parteien mit insgesamt 40 Sitzen. Die
Staatsgesch¿ifte leitet eine Koalitionsregierung, weiterhin aber unter Marian Õdfa, der
jetzt die Offintlichkeit gegen Gewalt repräsentiert. Mit der allmählichen Normalisierung
der Verhåiltnisse im Lande zerbrechen auch die Gemeinsamkeiten der Bürgerbewegung.
Das tschechische Bürgerforum spaltet sich zu Beginn des Jahres 1991 in die rechts-
konservative Bürgerlich-Demokratische Partei (ODS) unter Václav Klaus, die eher
sozialdemokratisch orientierte Bürgerliche Bewegung (OH) mit Jiií Dienstbier an der
Spitze und die Bürgerlich-Demokratische Allianz (ODA).33 An einer Regierungskrise in
der slowakischen Teilrepublik im April l99l zerbncht zudem die Offentlichkeit gegen
Gewalt, deren Mehrheit die Bewegung fur eine Demokratísche Slowakei (HZDS) unter
Vladimír Meðiar bildet.3a Insgesamt ist festzustellen, daß die Parteien zunehmend ein
eigenes Profil entwickeln und sich dem westlichen Rechts-Links-Schema annähern.3s Jiií
Pelre teilt die rund 22 Croß-, Klein- und Kleinstparteien im Janua-r 1992 in fünf grof3e
Gruppen ein: die Rechtskonservativen (2.B. ODS), die Sozialdemokraten (2.8. OH), linke
und kommunistische Parteien, Partoien mit nationaler, ethnischer oder religiöser Ausrich-
tung sowie stark extremistische Parteien.36 Diese Aufsplitterung führt aber nicht zu
unregietbzuen Verùältnissen, auch nicht in dcr Tschechischen Republik. Im Gegentcil,
die Popularität der großen politischen Kr¿ifte, vor allem der heutigen Koalitionsregierung
in der ÕR aus ODS, ODA, der Christlich-Demokratischen Partei (KDS) und der
Christlích Demokratischen (Jnion (KDU) bleibe, so Pehe, unverändert stabi1.37 Ent-
scheidend für die Zukunft der öSpR werden die zweiten Parlamentswahlen vom Juni
1992 mi¡ einer um 10Vo niedngeren V/ahlbeteiligung. Sowohl die HZDS als auch eine
31 Karpßek, ZdenéklReim¿ur, Michal, Die ðSF& S. 218; Bat! Jurly, After Czechoslovakia's velvet poll,
in: The World Today 81911990, S. 141.
32 Ygl. Batt, Judy, After Czechoslovakia's velvet poll, S. 142: ,,The 1.5m Communist voters represent,
in fact, the bedrock of the old Eryarat (...) tbe petty bureaucrats, security policemm and assorted other
locål tyrants who a¡e now truly redundant and indeed unemployable."
33 Karpßek, Zdené.k/Reimân, Michal, Die ÕSFR, 5.220; Pehe, Jiff, Czechoslovakia's changing political
spectrum, in: RFE/RL Research Report 511992,5.2.
34 Pehe, Jif, Czechoslovakia's changing political spectnrm, S. 2.
35 Ebenda S. 3; Candole, Janes de, Czechoslovakia The end of an illusion, London 1993, S. 17.
36 Pehe, Jüí, Czechoslovakia's changing political spectrun, S. 3-7.
37 Ders. , The Czech Republic, S. 71; Der Autor betont an gleicher Stelle vor allem das gtoße VerEauen,
d¿s Václav Klaus sowie Václ¿v Havel in der Bevölkerung genießen wtirden, wlihrend gleichzeitig das
Pmlament in der Beliebtheitsskåla abrutsche. Diese Aussage deckt sich zum Teil mit einer Darstellung
von Berthold Kohler, wonach sich mehr als zwei Drittel der Bevölkenrng zufriedm mit der Regierung
zergtan. Die ODS erreiche dabei einen konstanten Anteil von cu 30Vo; vgl Kohler, Berthold, Insel der
Glückseligen; vgl. Wintermann, Jürgen H., Tschechien - Land der Aktionlire.
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Koalition aus ODS und der KDS werden jeweils die stärksten politischen Kråifæ in ihren
Landesteilen.3s Für das tschechoslowakische Parlament ergeben sich damit folgende
Sitzverteilungen, wieder aufgeteilt in tschechische und slowakische Republik:
Verteilung der Abgeordneten in der Tschechischen Republik
Partei
ODS-KDS
LB
cssD
SPå-RSC
KDU-CSL
LSU
Partei
Nationa f i tätenkaiilner
t Mandate
33,43 37
14,48 15
Volkska¡nner
ìlandate
I'landate
5'8
6,37
6,08
6,06
33,9
14,27
7 ,67
6 ,48
5,98
5, 84
48
19
10
I
7
6
6
6
5
10
6
6
5
33,53
L4t44
9¿39
8,96
7,37
,81
,39
,09
Verteilung der Abgeordneten in der Slowakischen Republik
t Mandate *
HZDS
SDI,
SNS
KDH
M-E-Ìf
sDss
33,85
14,04
9
8
7
6
2?
13
9
I
7
5
24
,35
aus: Brokl, Lubomír, Mansfeldovâ,Zdeika,Die letzten Wahlen der ðSpR 1992 und
die Lage danach, in: Beichte des BIOst 2, 19)3, S. 9 - 10.
Schon seit l¿ingerem schwelt zwischen den Teilrepubliken ein Streit über die Kompe-
tenzverteilung zwischen den föderalen und nationalen Organen, der vor allem von der
slowakischen Seite forciert wird. Erstes Anzeichen ist eine langwierige Diskussion über
den neuen Staatsna:nen, die bereits im Frühjahr 1990 geführt wird und schließlich im
April desselben Jahres mit der Fonnel Tschechßche und Slowakische Föderative Republik
tCSfnl ein vorläufiges Ende findet3e Die schwierigen Mehrheitsverhältrisse im föderalen
Parla¡ent nach den Neuwahlen im Juni 1992 erfordern direkæ Verhandlungen zwischen
den politischen Leitfiguren der einzelnen Teilrepubliken, Madimír Meðiar und Václav
Klaus. Ihr erstes Treffen am 9. Juni 1992 verdeutlicht die unterschiedlichen Positionen.
38 Pehe, Jiif, Czechoslovakia Towa¡d dissolution, in: RFE/RL Resea¡ch Report lll993, S. 84-85
39 Smutnf, Pavel, Die Tschechoslowakei, S. 27.
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Während Meðiar die Zukunft in einer Konföderation mit der Tschechischen Republik
sieht und somit auf die EigensrÌindigkeit der Slowakei drängta0, zieht Klaus entweder den
Fortbestand der Föderation oder eine vollstiindige Trennung vor.41 Auf einem Folgetreffen
arrr 19.120. Juni 1992 in Bratislaúa wird aufgrund dieser unvereinbaren Haltungen und
trotz meist gegenläufiger Stimmung in der Bevölkerunga2 die Trennung zum 1. Januar
1993 beschlossen.43 Ein Netz von Verträgen, unter denen als wichtigster die Schaffung
etner Zolhtnion angesehen wird, soll die zukünftigen Beziehungen sowie die Abwicklung
der Trennung regeln.M Bereits nach den ersten Wahlen im Juni 1990 gilt als eine der
Hauptaufgaben der neuen Gesetzgebungsorgane, eine Verfassung für den Staat auszu-
arbeiten. Am 16. Dezember 7992 wird für die Tschechische Republik nach langer und
hitzigr.r Diskussion eino, so Pavel Mates, ausgewogene Verfassung verabschiedet, die
eine parlamentarische Demokratie festschreibt und am 1. Januat 1993 in Kraft tritt.as Die
Tschechische Republik versteht sich danach als souverdner und demokratischer Rechts-
staat, der die Rechæ und Freiheiten seiner Bürger respektiert. Er basiert u.a. auf Volkssou-
veränifät, Gewalæntrennung, Parteienpluralismus und kommunaler Selbstverwaltung und
elkennt die allgemeinen Menschenrcchte an. Ein Zwei-Kammem-Parlament, bestohend
aus 200 Abgeordneten und 81 Senatoren, bildet das gesetzgebende Organ. Für verfas-
sungsåindemde Gesetze ist eine Drei-Fünftel-Mehrheit erforderlich.a6 Der Präsident ist
ohne größere Machtbefugnisse der oberste Repräsentant des Staates.aT Die Regierung
selbst bildet nach der Verfassung die Exekutive und ist lediglich den Abgeordneten
40 Vgl. Batf Judy, Czech-Slovakia in üansition from federation to separation, London 1993, S. V4: Das
slowakische Nationalbewußtsein ist gestärkt durch die westliche Anerkennung der Baltischen Søaæn.
Die Tendenz zur Trennung mul3 aber auch als Folge der veränderten politischen Lage auf dem
Kontinent" insbesondere dwch das Ende der Sowjetdominanz, gesehen werden.
41 Vgl. Pehe, Jüí, Czechoslovakia S. 86: Der wirtschaftlich schwächeren Slowakei wird vorgeworfen,
zwa¡ einerseits die Unabh¿ingigkeit, andererseits aber mit einer Konföderation eine tschechische und
damit auch finarzielle Rückendeckung zu suchen.
42 Karpßek, Zdenëk/Reiman, Michal, Die ÕSFR, S. 228; vgl, Pehe, Jiff, Czechoslovakia, S. 88: Der
Autor merkt aber an, daß auch ein mögliches Referendum das Hauptproblem nicht baseitigt bätæ,
nåimlich den Aufstieg nationalistisch-orientierter Parteien in der Slowakei.
43 Pehe, Jifl, Czechoslovakia S. 86: Das entsprechende Geseø ftir die Auflösung ¿er ðS¡n wird nach
langer Diskussion a¡n 25. November l9y2 ßr Pa¡lanent verabschiedet; vgl. Batt, Judy, Czech-Slovakia
in transition, S. 25: Die Autorin glaubt im Gegensatz zu den Ereignissør in Jugoslawien und Teilen
der Sowjetunion an eine friedliche Aufteilung ¿er CSpn" da sie weder das Ergebnis gewaltsamer
Eroberung darstelle, noch tiefe Gegensätze zwischen beiden Hauptbevölkenrngsgruppen oder
Grenzstreitigkeiten existierten.
44 Pehe, Jiff, Czechostovakia, S. 87.
45 Mates, Pavel, The Czech constitution, in: RFE/RL Research Report 1011993, S. 53: umstrittene
Themen waren u.a. die Einrichtung eines Senats und die Wahl des Pr?isidenten; vgl. dazu u.a Pehe,
JiÍf, Czech senate election stirs controversy, in: RFE/RL Reserch Report 1411994,5.7 -12.
46 Kornad-Adenauer-Stiftung (Ilrsg.), Die Tschechische Republik - Erfolgreichstes Reformland in
Mittelosteuropa Prag 1211993, S. 4.
47 Ebend+ S. 4: Vaclav Havel bekleide¡ rlqs Amt des Søatsoberhauptes der Tschechischen Republik seit
dem26. Januar 1993.
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verantwortlich. Der Ministe¡präsident bestimmt die Mitglieder seiner Regierung, ein
Mißnauensvotum mit einfacher Mehrheit ist möglich. Die Unabhåingigkeit der Gerichte
in den einzelnen Verwaltungsebenen wird gewährleistet. Entsprechend dem deutschen
Modell soll ein Verfassungsgericht einberufen werden. Unbestimmt bleibt zunächst nur
die territoriale Aufgliederung des Landes. Zwu wird die tschechische Republik in
kommunale und größere Verwaltungseinheiûen, also Regionen und Länder, aufgeteilt, doch
bleibt hier eine genaue Regelung aus. Hintergrund dieses Provisoriums ist der Streit, ob
Mähren und Schlesien als Llinder zu gelten haben und damit das Recht auf eigene
Volksvertretungen besitzen, worin Prag den Hord neuer sezessionistischer Bestrebungen
zu erkennen glaubt.as Insgesamt lassen die einzelnen Bestimmungen der Verfassung aber
keinen Zwetfel daran aufkommen, daß sie in vielen Punkæn westeuropÈüschen Vorbildern
nachempfunden ist.aeDer Übergang vom kommunistischen System zur Demokratieso ist
mit einer Reihe von Problemen und Gefahren behaftet, unter denen wohl der Umgang
mit der eigenen Vergangenheit zu den schwierigsten z¿ihlt.51 Aber auch die Suche nach
neuen Werten, paradoxe Enruartungen an den Staat, soziale Krisen und ein Rückzug von
der Politik, um nur einige weitere Aspekte anzusprechen, bestimmen heute weitgehend
den politischen Alltag in Mittel- und Osæur opa.s2 Es ist sicherlich Ralf Dahrendorf Recht
zu geben, wenn er in diesem Zusammenhang von einem unvermeidbaren Tal der Trrinen
spricht.53 Die entscheidende Frage ist aber, welche Variante der Demokratie zunächst
eine stabile Regierung schaffen kann, die sowohl die für Transformationen notwendige
Ståirke aufweist, als auch flexibel gonug ist, Stimmungen und Strömungen in der
Bevölkerung durch legale Mittel zu kanalisieren.54 Die Tschechische Republik scheint
darauf, zumindest vorläufig, eine befriedigende Antwort gefunden zu haben.55
48 Mates, Pavel, The Czech constitution, S. 57.
49 Ebendå, S. 57.
50 vgl. Ga¡ton Ash, Timothy, Eastern Europe: Après le déluge. Nous, in: The New Yod< Review of
Books 3711990, S. 54: ,,Transition to democracy or t¡ansition from comnunism?"
51 Meyer, Gerd, Die politischen Kulturen Ostnitteleuropas, S. 4; vgl. bei Karpßek, ZdenéklReiman,
Michal, Die ÕSFR, 5.221, die Diskussion um das Lustrationsgesetz'tm tschechoslowakischen Pa¡la-
ment" das die bürgerlichen Rechte früherer Funktionäre beschneiden soll.
52 Meyeg Gerd, Die politischen Kultr¡ren Osünitleleuropas, S. 4- 12; vgl. Ferdowsi, Mir 4., Probleme und
Perspektiven, 5.252-254: Der Autor spricht in diesem Zusa¡nmenhang von einer Krise,npentarchie:
Legitimations-, Partizipations-, Penetrations-, Identitäts- und Disributionskrisen.
53 In: Garton Ash, Timothy, Eastern Europe, S. 54.
54 Ebenda S. 54; vgl. Nötzold, Jtirgen, New tasks of the European Community with regard to Ea^stern
Europe, in: Clesse, Armand.tVernon, Rayrrond (Iksg.), The European Community aflær 1992: A new
role in world politics?, Baden-Baden 1991, S. 233-234.
55 Vgl. Garton Ash, Timothy, Eastern Europe, S. 55-56: Als Schlüsselele,ment zur Eneichung des
notwendigen Konsens nennt der Autor die Formierung einer starken, frei gewåihlten Koalitionsregie-
rung; vgl. Altmann, Franz-Lotha¡, Reformpolitik in der Tschechoslowakei, in: Politische Studien
31111990, S. 359: Es gibt kaum Zweifel, daß die Tschechoslowakei unter allen RGW-Låindern die
,,besten Aussichten für eine erfolgreiche Syste,mverlinderung mit nachfolgender wirtschaftlicher
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2. Wirtschaftliche Aspekte der Transformation
Die wirtschaftliche Situation der CSSR gegen Ende der 80er Jahre war Ausdruck einer
allgemeinen Stagnation. John V/illiamson führt dies auf den inneren Zustand der ðSSR
zurück und bezeichnet sie als das am weitesten zentralisierte und sozialisierte Land des
Ostblocks. 56zwar spielæ man schon seit låingerem mit dem Gedanken an Refonnen, doch
war die Lage noch immer gekennzeichnet durch das Fehlen eines privaæn Sektors, durch
eine zentrale Wirtschaftslenkung, durch die faktische Isolation vom Weltmarkt infolge
der Hauptorientierung des Handels auf die RGW-Staaæn und damit verbunden durch eine
wachsende technische Rückständigkeit der Industrie sowie durch eine sûeigende Anftillig-
keit gegenüber Störungen im Wiruchaftsablauf.sT Es waren politische Faktoren und keine
Marktkråifte, die das gesamte Wirtschaftsgefüge geprägt hatten.58 Trotz allem war der
wirtschaftliche Entwicklungsstan¿ der ðSSR von Anfang an höher als in den meisten
anderen mittel- und osteuropåiischen Ländem59, und es gab keine direkten akuten
Notsituationen, besonders im Hinblick auf die Versorgung mit Gütern des täglichen
Bedzufs. 60Der Anfang der wirtschaftlichen Umgestaltung erweist sich zunächst als sehr
zöger1ich.61 Zu Beginn des Jahres 1990 bestimmt eine Diskussion über Ausmaß und
Tempo der Reformen (timing and sequencing) das Geschehen. Im Zentrum stehen der
Vizeministerpråisident Valtr Komarek sowie Finanzminister Václav Klaus. Während
Komalek sich eindeutig für einen allmåthlichen und damit langsameren Übergang aus-
spricht, behant der letzændlich siegreiche Klaus auf seiner geplanten Schocktherapie mit
der sofortigen Einführung der Marktwirtschalt.62 Am 1. September 1990 wird dann dem
Parlament unter der Bezeichnung Szenario der Wirtschaftsreþrm zum ersten Mal ein
umfassendes Progranm vorgestellt, das eine Politik der kleinen Schritte entschieden
Erholung besitzt".
5ó Willia¡nson, Jobn, The economic opening of Eastern Europg Washington 1991, S. 66; vgl. Dyba,
KareVSvejnar, Jan, Czechoslovakia: Recent economic developments and prospects, in: The American
Economic Review 2ll99l, S. 186.
57 Vgl. Dyb4 KareVSvejnar, Jan, Czechoslovakia S. 186; vgl. Landesmann, Michael u.a., Indushial
restructuring and the reorient¿tion of trade in ÕSFR, Polen and Hungary, Cenhe for Economic Policy
Research Discussion P4er No.f6, London 1991, S. 32; vgl. Myant, Martin, Transforming socialist
econonries: The case of Poland and Czechoslovakia, Aldershot 1993, S. 155 - 167; vgl. Keich, Roland,
Ungarn, ðS¡R un¿ Polen auf dem Weg zur Marktwirtschaft und zur EG, Hochschule für Wirtschaft
und Politilq Sozioökonomische Texte, Dislarssionsbeiträge Nr.2ó, Hamburg 1991, S. 14.
58 BtrisiE, Stephan, Osteuropa und dire europäische ökonorrische krtegration - politrikonomische Analyse
und historischer Abriß, in: Österreichische Osthefæ 1/1994, S. 54.
59 Meyer, Arthur, Ohne Adjektive, aber mit Wachstum, in: Prager 7ættung (PZ) vom 3.IÙlâfl 1994.
60 Myanl Martin, Transfomring soci¡list economies, S. 155- 15ó; Altmann, Rarz-Lothr, Refomrpolitik,
s. 350.
61 Myant Martin, Transforming socialist economies, S. 168.
62Ebend4 S. 170-171.
Osteuopa-Imtihrt Mlinchen: MiBeilugen 5/1995 l5
ablehnt.63 Die zentralen Elemente beinhalten an oberster Stelle eine weitgehende
Liberalisierung der Preise, die schrittweise Einfüh¡ung der Konvertibilität der Krone, die
Liberalisierung des Außenhandels sowie eine umfassende Privatisierungsaktion. Alle
Maßnahmen sollen dabei im Rahmen einer restriktiven Geld- und Fiskalpolitik durch-
geführt werden. Doch führen Kompetenzstreitigkeiten zwischen den föderalen und
nationalen Organen sowie ungelöste Eigentumsfragen und Wiedergutmachungsansprüche
zunächst zu Zeitverzögerungen.6a In der Zwischenzeit leiæt man daher die legislativen
und institutionellen Voraussetzungen für den Reformbeginn ein und lehnt bereits jetzt
die getroffenen Maßnahmen weitmöglichst an EG-Regelungen an.65Die Schocktherapie
beginnt am 1. Januar 1991 mit der Liberalisierung der Preiseó6 und der Einführung einer
Inlåinder-Konvertibilität. Rund 95Vo der Preise werden im Laufe des Jahres freigegeben.6T
Drei Schlüsselelemente sollen die dabei auftretende Inflation eindämmen: die Kontrolle
der Löhne68, eine restriktive Geldpolitik sowie ein Einfrieren von Höchstgrenzen für
ungefåihr l5Vo der Preise.6e Der Erfolg gibt dieser Strategie recht: \il'ährend im ersten
Reformjahr eine Inflationsrate von rund 56Vo zu Buche steht, fÌillt sie 1992 auf nur mehr
lTVo, nimmt aber 1993 mit 20Vo fitr die ÕR wieder leicht 2u.70 Vergleiche mit Polen
(1991: 70,3Vo,7992:43Vo, 1993:35,3Vo) und Ungarn (1991 35Vo, 1992:23Vo, 1993:
22,5Vo)1r bestätigen die im Verhältnis dazu dennoch positivenZahlenfür die CSpn¿Cn.
Ftir 1994 wird dort mit rund llVo Inflation gerechnet (Polen: 30Vo,lJngarn: 23%o).12Die
Konvertibilität der V/åihrung steht demgegenüber in einem engen Zusammenhang mit der
Reintegration der tschechoslowakischen Volkswirtschaft in die Weltwirtschaft und geht
63 Beyreuther, Ursul¿"/Klett" Bernd, Tschechoslowakei, in: Deutsche Bank/Volkswißchaftliche Abteilung
(Ilrsg.), Osteuropa im Aufbruch, Frankfurt am Main 1991, S. 46; vgl. Werner, Horst, Ordnungspolitik
im Reformprozeß Osteuropas, in: APUZ 97-811992, S. 39-40: Am Anfang der
Transforrnationsprozesse sollte eine Wåihnrngsordnung stehen, die Geldwertståbilität gewåih¡leistet,
gefolgt von einer außenwirtschaftlichen Liberalisierung; zu den Kritikpunkten des Prograrrms siehe
Myant, Martin, Transfornring socialist economies, S. 180- 183.
64 Tikal, Svatopluk, Czechoslovak economic reform and West European integration, in: Clesse, Ar-
mand/Tökes, Rudolf (Hrsg.), Preventing a new East-West-divide: The economic and social imperatives
for the future Europe, Baden-Baden 1992, S. 83.
65 Beyreuther, Ursuìa./Klett" Bernd, Tschechoslowakei, S. 46.
66 Alunann, Franz-Lotha¡, Reformpolitik, S. 352: Das binnenwirtschaftliche Preissystern war durch über
Jahr¿ehnte festgeschriebene Verzemrngør in den relativen Struktu¡en gekennzeichnet.
67 Ausnahmen beEeffen hier vor allem die Versorgung mit Crrundnahrungsmitteln.
68 Vgl. Hunya Gabor u.a., Leichte Erholung folgt schwerer Rezession, in: Östeneichisches Institut für
Wirtschaftsfonchung 511994, S. 295: So erreicht der reale Lohnzuwachs erst 1992 mit l0,4Eo ersEnls
ein positives Wachstum und eùöht sich 1993 erneut um 5,67o gelenüber dem Vorjah; vgl. FAZ vom
3. Febn¡ar 1994 (,,Kaum neue Gewerkschaften fü¡ die Privatwirtschaft in Osæuropa").
69 Myant, Martin, Transforming socialist economies, S. 190- 191.
70 Svitek, Ivan, An assessment: Czechoslovak economic refomr in 1991, in: RFE/RL Resea¡ch Report
2111992, S. 45; Pehe, Jif, The Czech Republic, S. 73.
71 Huny4 Gabor u.a., Leichte Erholung, S. 290.
72 Ebenda" S. 290.
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damit auch einher mit einer Neuordnung der Handelsbeziehungen. Ende Dezember 1990
wird ein einheitlicher'Wechselkurs der Krone eingeführt, der sich an einem Korb mit
fünf führenden Wåihrungen, darunter vor allem die Deutsche Mark sowie der US-Dollar,
orientieren soll.73 Zu Beginn des folgenden Jahres folgt eine begrenzte Inländerkon-
vertibilität, die es inländischen Unternehmen erlaubt, Importe von Waren und Dienst-
leistungen mit Devisen zubezahlen, sie gleichzeitig aber auch verpflichtet, Devisenein-
nahmen sofort in K¡onen umzutauschen.Ta Bereits zum 1. Januar 1990 wird ein zweistufi-
ges Bankensystem eingeführt, das die frühere Tschechoslowakische Staatsbank in eine
Zentralbank und mehrere Geschäftsbanken aufspaltet.Im April 1990 beseitigt ein neues
Außenwirtschaftsgesetz das Außenhandelsmonopol. Von bestimmten Ausnahmen
abgesehen (2.B. V/affen, Drogen, Stahl) wird damit nun jedes Unternehmen in die Lage
versetzt, in eigener Verantwortung Geschåifæ mit dem Ausland zu tätigen.7s lg[ verbucht
allein die tschechische Wirtschaft einen drastischen Rückgang des Exports um uber l2Vo,
der abor bereits 1992 mit einem Anstieg von l0,8%o aufgefangen wird. 1993 steigt der
Export bei einem Gesamtvolumen von insgesamt 10,212 Milliarden US-Dollar erneut
um 76Vo gegenüber dem Vorjahr. Die Handelsbilanz schließt für 1993 mit einem
Überschuß von 218 Millionen US-Dollar ab, wobei hier schon der Handel mit der
Slowakei atldiert ist.76 Der Anæil der westlichen Inclustrielåincler am tschechischen
Außenhandel nimmt dabei drastisch zu. Bereits 1991 wird ein Wachstum der Exporte
in diesen Wirtschaftsraum von IO,6Vo gegenüber 1990 verzeichnet, der sich 1992
nochmals um 35,6Vo und 1993 tm 20,4Vo gegenüber dem jeweiligen Vorjahr erhöht.77
Die Europåüsche Gemeinschaft ebenso wie die Bundesrepublik Deutschland, auf die 1990
rund 50Vo der EG-Ex- und lnporte des Nachbarlandes fallen, entwickeln sich dabei relativ
schnell zum Handelspartner Nummer Eins für Prag.78 So haben etwa die Exporte der
gesamten CSpn in die EG 1992 w 36,3Vo zugenommen und einen Umfang von 5,5
Milliarden ECU (European Currency Unit) erreicht. Die Einfuhren aus der EG sind 1992
um 64,l%o gegenüber dem Vorjahr gestiegen und liegen für den gleichen Zeitraum bei
73 Becker, Werner, Währungen und Konvertibilität, in: Deutsche Bank/Volkswirtschaftliche Abteilung
(tksg), Osteuropa im Aufbn¡ch, Frankfurt am Main 1991, S. 67; vgl. Altmann, Franz-Lotha¡,
Reforrrpolitiþ S. 353: ,,Die Einfühn¡ng eines fiir alle Beæiligten gleichen Wechselkurses stellte somit
einen wichtigen Schritt zu¡ Herstellung einer Berechnungsbasis für den tatsæhlichen Vorteil oder
Vedust von Außenhandelsbeziehungen dår."
74 Becker,'Wemer, Währungen, S, 68.
75 Kosta Jif, Die tschechoslowakische Außenwirtschaft unter alten und neuen ordnungspolitischen
Bedingungen, Berichte des BIOst 1811992, 5. 23.
76 Hunya Gábor u.a., Leichte Erholung, 5.295-296.
77 F,benda, S. 296.
78 Brendel, Gerhard, Zu denWirtschafrsbeziehungen der EG mit Polen, Ungarn und der CS¡p" in: Institut
fär Intemationale Politik und Wirtschaft (IPW)-Berich¡8, llll2l799l, S. 15.
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6,3 Milliarden ECU.7e Für das erste Halbjahr 1993 belaufen sich die Ausfuhren allein
der Tschechischen Republik in die EG auf 2,3 Miltarden ECU. Die Importe ergeben 2,8
Milliarden ECU.80
Die territoriale Gliederung der Ex- und Importe der Tschechischen Republik
(in Millionen US-Dollar):
r 986 I 987 I 988 1 989 I 990 199 l I 992 I 993
Total exports 9922 1107t I 1088 10770 905 2 7985 88 95 606 4
Exports to the Slovak Republic 1280
Exports without
the SR
9922 I1071 I t088 10770 905 2 7985 88 95 4784
'Developed market economies 3128 3532 379 1 3989 3 950 4402 6003 33r7
.. EC 2256 256 I 2776 28 30 2842 3456 4694 2638
..EFTA 779 782 916 872 721 944 487
"Other developed market economies 160 192 233 243 236 225 365 192
'Developing countries
'European economies in transition
without former USSR +)
988 868 892 960 994 687 882 489
19r0 2ZO8 2060 2060 I 434 I 385 l 084 4t2
'Former USSR 3579 4045 3815 3 308 2269 I 394 795 355
'CoIntries with state trading system 317 415 530 452 302 116 ll0 ?.11
'Without specification 0 3 0 103 0
1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993
Total imports 10693 I 1844 I l't85 10776 9815 7145 lo27z 5925
lmDorts from the Slovak Reoublic 1069,
Imports without
thE SR
10693 I 1844 lll85 10776 9815 7145 10272 4856
'Developed market economies a1ç) 3986 4l 54 4023 4641 4137 7 t46 3470
"EC
..EFTA
z{t4 2520 29ZO 2852 3l3l 2861 4862 2457
693 7S0 890 849 lt96 s5z 1422 687
"Other developed market econom¡es
'Developinq countries
245 276 344 322 314 324 862 326
647 656 668 819 759 589 589 ,oî
'European economies in transition
without former USSR +)
1810 2042 2016 1991 1553 68s 615 2S3
'Former USSR 4542 4832 395r 3539 2389 1649 1856 771
'CountÌies with state trading system 323 328 396 404 375 84 64 1a
'Without specificalion l9 0 0 0 s8 1 z 6
l99Z - preliminary data
I993 = prel¡minary data for January - June
+/ Bulgaria , Alban¡a , countries of fomer Jugoslavlo, Hungory , þland , Rumania
aus: Czech Foreign Trade in Statistics. Ministry of Industry and Trade (Hrsg.), o.O.
1993 (Faltblatt).
79 Kommission der Europåúschen Gemeinschaften ([ksg.), Bulletin der Europiüschen Gemeinschaften
(hiernach: EG-Butletin) 9 17993, S. 2l - 22.
80 Der Handel der Europiüschen Union mit den Llindern Mittel- und Osteuropas, Euroståt Schnellberichæ
- Außenhandel und Tahlungsbilanz T ll994, S. 2- 3.
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USA
Man kann aus diesen Zahleninsgesamt folgern, daß es der ðSfruÖR nach dem Zu-
sammenbruch des RGW-Handels gelungen ist, den Ex- und Import neu auf Westeuropa
und die westlichen Industriest¿aten auszurichten. Die Auslandsschulden der Tschechischen
Republik belaufen sich Ende 1993 auf rund 8,7 Millia¡den US-Dolla¡ und stellen weiærhin
einen niedrigen Level für Mittel- und Osteuropa dar (Polen: 46,8 Milliarden US-Dollar,
Ungarn: 24,5 Mllharden US-Dollar).81Neben der Westorientierung des Handels bildet
der Zufluß von Auslandskapital und damit auch von Know how ein wesentliches Element
für das Gelingen der Transfonnationsprozesso. Neben Finanzhilfen verschiedener
Institutionen, wie etwa des Internationalen'Währungsfonds (fWÐ oder der V/eltbank,
erweisen sich Investitionen ausltindischer Unternehmer als weitere Hauptquellen.s2 So
existieren 1993 rund 12.300 Joint ventures mit teilweiser oder vollständiger auslåindischer
Beæiligung83, wobei sich der Zufluß von ausländischen Direktinvestitionen im Jahre 1993
auf 561 Millionen US-Dollar verlangsamt hat8a. Insgesamt beläuft sich zu diesem
Zeitpunkt die Gesamtsumme des seit 1990 allein in der Tschechischen Republik in-
vestierten Kapitals auf knapp 2,3 Milliarden US-Dollar (Polen: 0,979 Milliartlcn US-
Dollar, flngarn: 5,7 52 Milliarden US-Dollar).85
Der Zufluß auslåindischen Kapitals in die Tschechische Republik (1990 - September 1993)
Quelle Bereich
FR,ÀNCE FOOD CONSTR.
BELG. AUSTRI.A BÄNI(. TR,ÀNSP
GER- OTHERS
OTHERS PROD.
aus: Czechlnvest Infomration Series, Czech Agency for Foreign Investment (Hrsg.)
Prag 1111993, No.2.
81 Huny4 Gábor u.a-, Leichte Fdìolung, S. 291; vgl. Kosta Jif, Die tschechoslowakische Außenwirt-
schaft" S. 34: Der Auûor attestiert ¿er ÕS¡R aufgrund einer aktiven Zahlungsbilanz, einem zufrieden-
stellenden Stand der Devisemeserven und eine,ln stabilen Wechselkurs Anzeichen eines außenwirt-
schaftlichen Gleichgewichtes.
82 Kosta Jiff, Die tschechoslowakische Außenwirtschaf¡" 5.25-29.
83 Pehe, Jif. The Czech Republic, S. 73; vgl. Albnann, Franz-Lothr, Refornpolitik, S. 357: Seit 1.
Januar 1989 ist eine ausländische Mehrheitsbeteiligung gestattet.
84 Huny4 Gábor u.a., Leichte Erholung, S. 296.
85 Ebenda S.291.
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Einen äußerst wichtigen Punkt innerhalb der Reformen stellen auch die geplanten
Privatisierungsprograrnme dar. Gerade in der früheren CSSR war nach der kom-
munistischen Machttibernahme die Vergesellschaftung von Privateigentum großflächig
durchgeführt worden und lief parallel zu einer extremen Konzentration und damit
verbundenen Monopolisierung der Unternehmen.86 Ein Aspekt der Reformen besteht nun
in der Rückgabe kleinerer Geschäfæ und Unternehmen an frühere Besiøer. Nach låingerer
Diskussion billigt das Parlament am 21. Februar 1991 einen Regierungsvorschlag, der
nach dem Februar 1948 verstaatlichtes Eigentum an die Privatpersonen zurückgibt bzw.
entschädigt.87 Im Vordergrund aber steht die kleine Privatisierung, die rund 70.000
kleinere Geschdfte umfaßt und in erster Linie über öffentliche Auktionen abgewickelt
wird.88 Wesentlich umfangreicher und komplizierter gestalæt sich die gro!3e Privatisie-
rungsrunde, die ungefähr 4.800 große Staatsunæmehmen betrifft und bei der verschiedene
Methoden angewendet werden. Neben den weiærhin üblichen öffentlichen Auktionen,
Ausschreibungen oder Übertragungen steht die sogenannte Coupon-Methode im Zentrum
der Aktion und auch Diskussion.seJeder Staatsbürger über 18 Jahren kann bis zu 1000
Invesbnenlpunkte in einem Coupon-Buch für einen minimalen Betrag von rund 1000
Kronen kaufen und sie größtenteils übcr privatc lnvestment-Fonds in Firmenanteile
umwandeln.eo Bei einer ersten, in beiden Landesteilen Anfan g 1993 erfolgreich abge-
schlossenen Runde werden knapp 93Vo der Aktien von 1491 Betrieben mit einem
Buchwert von rund 10 Milliarden US-Dollar verkauft. 8,5 Millionen Bürger (80Vo der
Berechtigten) beæiligen sich daran und wickeln ihre Geschafte ntl2%o uber Invesfinent-
Fonds ab. Dabei werden 291 Unternehmen vor allem aus dem Dienstleistungsbereich
86 Alunann, Franz-Lotha¡, Das Problem der Privatisierung im Transformationsprozeß der Sta¿ten
Ostmittel- und Südosteuropas, in: BIOst (Iksg.), Aufbruch im Osten Europas: Chanc¿n für Demokratie
und Marktwirtschaft nach dem Z.ertall des Kommunismus, München/Wien 1993, 5.237 .
87 Kosta Jiff, Die Transfomration, S. 166: Davon betroffen sind ca 70.000 ehemalige Selbständige.
88 Havel, JiÍfKuklå, Eugen, Privatization and investment funds in Czechoslovakia in: RFE/RL Research
Report 1711992, S. 37; vgl. Kosta, JiÍí, Die Transfornation, S. 167: Bis Bnde1992 wu¡derì 31.800
Betiebe privatisiert, davon 22.500 in der Tschechischen Republik.
89 Vgl. Fischer, Bryan J., Large Privatization in Poland, Hungary, and Czechoslovakia, in: RFE/RL
Resea¡ch Report M17992, S. 38: ,,(...) the voucher method ha.s obvious advantâges: it can be imple-
mented very quickly, without expensive'Western consultants, and it enjoys (...) popularity as an ex-
periment in 'people's' capitalisn. However, voucher privatization as pnacticed in Czechoslovakia seems
to bave raised many questions (...)"; vgl. Bomsdorf, Falk u.a-, Die Risiken des Umbn¡chs in Osteuropa
und die Herausforden¡ngen für die Europåiische Ge.neinschaft, Forschungsinstitut der deutschen
Gesellschaft fär auswärtige Politik, Arbeitspapiere zur Internationalen Politik Band74, Bonn 1993, S.
22: ,,(...) wåihrend dqs tschechoslowakische Konzept der Ausgabe von Anteilsscheinen wenig
praktikabel erscheint da es BeEügereien und undurchsichtigen Geschåiften Vorschub leistet und dabei
keineswegs klar ist, ob das zur industriellen Modernisierung erforderliche Kapital und
Managemmtpotential wirklich beschafft werden kånn".
90 Havel, JiÌlKukl4 Eugen, hivatization, S. 37-38.
20 Ostewpa-Imtitut Mllnchen: Mitteilungen 5/1995
völlig privatisiert, bei den restlichen 1200 bleiben nur geringe Aktienanæile übrig.el Eio.
zweitn Privatisierungswelle mit770 Betrieben allein in der Tschechischen Republik wird
im Herbst 1993 gestartet. Insgesamt sind hier gegen Ende 1993 gut 607o aller großen
Firmen reprivatisiert.g2Für 1994 wird mit guten Wachstumsaussichten gerechnet. Zwar
dürftc die Arbeitslosenquote von knapp 4Vo auf 1Vo steigen, doch
,,ein ausgeglichenes Budget, eine ausgesprochen niedrige Teuerung, geringe oder fast keine
Auslandsschulden, eine stabile Wåihrung, und eine Arbeitslosenrate, die deutlich unter dem
Du¡cbschnitt der Europåüschen Union liegt, sind Werte, um die die Tschechische Republik von
anderen Ländern beneidet wi¡d."e3
So rechnet das'Wiener Institut für Internationale Wiruchaftsvergleiche zum Beispiel
nach 1991 (-l4,2%o), 1992 (-6,6Vo) und 1993 (-0,3Vo) für 1994 ersfrnalig wieder mit einem
positiven Anstieg des Bruttoinlandsproduks (BIP) von2Vo für die Tschechische Republik
und emeut mit einem ausgeglichenen Staatshaushalt.ea Auch die Zahlen der Produktion
in der Industrie, der Bau- und Landwiruchaft weisen auf ein Abflauen der negativen
Wachstumsraten hin.e5 Darüber hinaus haben die sich seit 1992 verbessernde materielle
Lage der Bevölkerung und der Aufbau eines wirksamen sozialen Netzes, das neben
beschäftigungs- und sozialpolitischen Vorkehrungen auch Arbeitslosen- und Sozialhilf'e
bietet, wesentlich geholfen, den sozialen Frieden im Lande luotz der Umstellung zu
bewahren und zur Stabilität auch des politischen Systems beizutragen.eu Ob angesichts
dieser Daten die Refonn des Wirtschaftssystems schon als abgeschlossen gelten kanneT,
bleibt allerdings fraglich. lnsgesamt ist jedoch der verbreiteten Auffassung zuzustimmen,
die aufgrund der jetzt vorherr.schenden ökonomischen Bedingungen eine reelle Chance
auf Erfolg sieht.es
91 Altmann, Franz-Lotha¡, Das Problem der Privatisierung, S. 239.
92 Pehe, Jiff, The Czech Republic, S. 72.
93 Meyer, Arthur, Ohne Adjektive, aber mit Wachstum; vgl. FAZ vom 10. INlãrz 1994 (,,Tschechische
Republik nit mehr Enverbslosen").
94 Meyer, Arthur, Ohne Adjektive, aber mit Wachstun; vgl. FAZ vom 8. April 1994 (,,Aufschwung in
osteuropiüschen Reformstaater¡"); vgl. Hunya, Gábor u.a, Leichte Erholung, S. 288: Polen: 1991 -
'7,6Vo,1992 +1,57o, 1993 +47o, 1994 +4Vo; Ungrn: l99l -11,91o, 1992 4,5Vo, 1993 -21o, 1994 +17o.
95 Hunya Gábor u.a., Leichte Erholung, S. 296.
96 Kosta, Jif, Die Transfo¡nation, S. 165, 175.
97 Ygl. Konrad-Adenauer-Stiftung (II¡sg.), Die Tschechische Republik, S. 3.
98 Vgl. Pehe, Jif, The Czech Republic, S. 75; vgl. Williamson, John, The economic opening, S. 70; vgl.
FAZ vom 6. Dezember 1994 (,,Aufschwung in Osteuropas Reformstaatøt").
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3. Die außenpolitische Neuorientierung
40 Jahre sowjetische Dominanz belasteten die Entwicklung einer eigenständigen
Außenpolitik der CSfntCn nach dem Wandel 1989 erheblich. Es gibt aus dieser Zeit
kaum fachkundiges und eigenständig handelndes Personal, und selbst die einzelnen
Dissidenten-Kreise hatten sich in erster Linie mit innenpolitischen Reformen aus-
einandergesetzt.ee So ist es kaum verwunderlich, daß bereits jetzt von Magarditsch
Hatschikjan drei, zum Teil parallel laufende, Denkrichtungen für die außenpolitische
Neuorientierung der ðSFR/ÕR identifiziert werden.lO0 Die erste beschreibt einen euro-
revolutiond.ren Ansatz, der für den Kontinent ein umfassendes, gesamteuropdisches
Konzept vorsieht und in der bisherigen Blockstruktur des Kalten Krieges ein ent-
scheidendes Hindernis für dessen Verwirklichung erkennt. In diesen Rahmen, der seit
1991 zusehends an Bedeutung verliert, fallen die Auflösungen des Warschauer Paktes
sowie des RGW, an denen auch die CSpn in einer nicht unbedeutenden Rolle mit-
wirkte.l0l Es folgt ein zweiter, eher auf die nationalen Rechte der einzelnen Staaten
konzentrierter Ansatz, der ein gewisses Mißtrauen gegenüber einer supranationalen
Integration hegt und eine Altemative in einer verstlirkt regionalen Zusammenarbeit sieht.
Die erste Einrichtung dieser Art entwickelt sich 1989 aus der bereits 1978 gegründeten
regionalen Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria z:ur sogenannten Vierer-Initiative (Donau-
Adria Gruppe) zwischen den Staaten Österreich, Italien, Jugoslawien und Ungarn.102Im
Mai 1990 wird die um die ðSpn erweitere Kooperationin Pentagonale, im Juli 1991
durch die Aufnahme Polens in Hexagonale wbenannt.lo3 Es folgen ein Jahr später die
Beitritte Sloweniens, Kroatiens und Bosnien-Herzegowinas, im Juli 1993 sogar der
Mazedoniens in die mittlerweile als Zentraleuropäische Initiative bezeichnete
Einrichtun 9.104 Zahkeiche Arbeitsgruppen existieren, die sich in erster Linie mit In-
frastruktur-, Energie- und Umweltproblemen beschåiftigen, doch, so Franz-Lothar.¿{lünann,
,,hat sie bis heute nicht allzuviel tats¿ichlichen Inhalt gezeigt"r0s.Ähntich verhåilt es sich
auch mit der bekannteren Visegrád-Grupp¿. Es ist zunächst das persönlich Verhältnis
99 Zielonk4 Jan, Security in Cenral Europe, Adolphi Papet 272119m, S.32.
100 Hatschikjan, Magarditsch, Die außenpolitischen Neuorientierungen in Ostmitteleuropa, in:
Außenpolitik 111994, S. 52- 53.
101 Brach, Radko, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei zur 7-ett der ,,Regienrng der nationalen
VerstÍindigung", Baden-B aden 1992, S. 40 - 50.
102 Altmann, Franz-Lotha¡, Chance,n und Perspektiven der regionalan Kooperation in Osfriitteleuropa,
in: Weidenfeld, Wemer (Hrsg.), Demokratie und Mad<twirtschaft in Osteuropa: SEategian und
Optionen für Europa, Gütersloh 1993, S. 422.
103 Reisch, Alfred 4., The Cenual European Initiative: To be or not to be?, in: RFE/RL Resea¡ch Report
3411993, S. 30.
104 Altrrann, Frarz-Lothar, Chancen und Perspektiven, S. 422.
105 Ebenda, S.423.
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zwischen den früheren Oppositionellen in Polen, Ungarn und vor allem der ÕSSR, dann
aber auch die Gemeinsamkeiten der Probleme und Ziele, die ein erstes Treffen am 9.
April 1990 in Preßburg zwischen den drei Staatspräsidenten Havel, Jaruzelski und Szürös
zus¿unmen mit ihren Ministerpråisidenten und Außenministern ermöglichen. Die Themen-
bereiche betreffen eine Reorganisation ihrer Beziehungen nach Osteuropa, die engere
Anbindung an den Wesæn und vor allem sicherheitspolitische Garantien.106 Nach einigen
Anfangsschwierigkeiten, vor allem im letzten Themenbereichl0T, einigt man sich auf
einem Treffen in Visegrádlo8 irn Februar 1991 unter anderem auf folgende Kernelemente,
die im Oktober 1991 in Krakau im wesentlichen bekräftigt werdenl0e:
1) völlige Inûegration in die europdische Ordnung in den Bereichen Politik, Wirtschaft,
Sicherheit und Gesetzgebung;
2) gegenseitige Abstimmung bei der Annåiherung an die westlichen Institutionen;
3) Konsultationen in Sicherheitsfragen;
4) Schaffung einer Freihandelszonel 10.
Zwar betont Václav Havel auf einem FolgetretTen im Mai 199'2 den bisherigen Erfolg
der Zusammenarbeit, doch bleiben die Kritiker, die im eigenen Lager sitzen, nicht aus.
Es ist vor allem Václav Klaus, der schon seit längerem einen stark westorienticrtcn Kttt's,
wie Hatschikjans in seinem dritten Ansatz formuliert, verfolgt. In diesem Zusammenhang
sieht man in einem regionalen Zusammenschlul3 gerade nach der Landesteilunglll ver-
st¿irkt die Gefahr, von den schwächeren Mitgliedsstaaton in den eigenen Integrationsbemü-
106 Vachudova, Mitadâ Anna, The Visegrád Four: No alternative to cooperation?, in: RFE/RL Research
Report 3411993, S. 38.
107 Vgl. Obrman, Jan, Czechoslovakia overcomes its initial reluctance, in: RFE/RL Resemch Repot
2311992, S. 20; vgl. Tökes, Rudolf L., From Visegrad to Krakow: Cooperation, competition, and
coexistence in Central Europe, in: Problems of Communism 6/1991, S. 104, 113; vgl. Roucek, Libor,
After the bloc: The new international relations in Eastern Europe, The Royal Institut of Intemational
Affairs Discussion Paper No.40, London 1992,5.20.
108 Tökes, Rudolf L., From Visegrad to Krakow, S. 103: ,,(...) the Visegrad alliance of February 1991
can best be seen as â caucus of like-minded Cenral European refonn eliþs with somewhat tenuous
congol over the political, economic, and security re.soufces of their respective states rather than a
'real' summit meeting of fully empowered national leaders of unquestionably stable political
systems."
109 Tinmrermann, Heinz, Europa - der zentrale Bezugspunkt für die Låinder des Ostens: Erwartungen,
Möglichkeiten, Korzeptionen, in: Osteuropa 8/1993, S. 718-719; Vachudov4 Milada Anna, The
Visegrád Four, S. 40.
110 Vgl. Okolicsanyi, Karoly, The Visegrad triangle's free-trade zone, in: RFE/RL Research Report
311993, S. 19-22; vgl. Inoüai, Andras, Die regionale Zusammena¡beit der Visegrád-Staaæn: Mehr
Wettbewerb als Kooperation?, in: Integration lll994, S.2l-23.
111 So beûont zum Beispiel der stellverüetende Außenministen, Alexandr Vondra: ,,The Czech Republic
is moving westwards and will not allow anything to get in our way", zitiert in: Candole, Jantes de,
Czechoslovakia, S. 19.
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hungen abgebremstll2 und vom Westen nicht individuell, sondern weiterhin als Block
angesehen zu werden.1l3 Doch dem Drang nach Westenlla sollen möglichst wenig Hin-
dernisse in den Weg gelegt werden, oder wie der stellvertretende Außenminister Vondra
es formuliert:
,,(...) we want to conti¡ue ourway westward toward the family of Western democratic countries.
We want membership of the EC and of NATO.rlls
III. Die Beziehungen zwischen der Europdischen Gemeinschaft und der Tschecho-
slowakei/Tschechischen Republik
1. Europapolitische Vorstellungen in Prag
,,Wir sind wieder am Anfang angekommen, in der Nachkiegszeit, als wir die Chance verpaßt
haben, ein Europa freier rurd blühender Nationen zu schaffen, wofür Soldaten im Zweiten Weltkrieg
an den westlichen, den östlichen wie auch den inns¡sa Fronten gekämpft haben.¡116
Vor 1989 beschr¿inkten sich die tschechoslowakischen Aktivitäten hinsichtlich Europa
auf Bereiche, die den Status quo der Ost-West-Konfrontation im wesentlichen aufrech-
terhielten.l17 Seit November 1989 erfreut sich jedoch die Redewendung Rückkehr nach
Europa auch in Prag wachsender Beliebtheit. Der frühere Außenminister JiÍí Dienstbier
hat sicherlich Recht, wenn er diesen Begriff als ungenau oder sogar als falsch bezeichnet,
schließlich habe die Tschechoslowakei immer zu Europa gehört.118 Klarer scheint deshalb
auch die Aussage des Staatspräsidenten Václav Havel zu sein, der die Rückkehr nach
E ur o p a folgendermaßen umschreibt:
ll2 Ziene\ Markus, Die Koalition von Visegrâd zeigt bereits deutliche Rissg in: Handelsblatt vom 1.
lv{.üz 1993.
113 Reisch, Alfred 4., The Cenral European Initiative, S. 32-33; vgl. Vachudova, Milada Ann4 The
Visegrád Four, S. 41; vgl. Kohler, Berthold, Ohne Bremser nach Westen, in: FAZ vom 18. Janua¡
1994: ,,Das eigene Wirtschaftswunder im Rücken, wollen sich die Tschechen auf ihrem Eilmarsch
nach Westen nicht von Lahmen und Fußkranken aufhalten lâssen"; vgl. Schuller, Konrad, Zuerst
freundlich, dann kritisch, m: FAZ vom 7. Oktober 1994.
114 Hatschikjan, Magarditsch, Die außenpolitischen Neuorientienrngen, S. 53.
11,5 Z¡tter¡ in: The New York Times vom 7. Januæ 1994, Advertisement The Czech Republic (,,The
Czech Republic"); vgl.FAZ vom 8. Dezember 1994 (,,Klaus ist zufrieden mit dem Eneichten").
116 Dienstbier, Jiií, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei in einer neven Tart: Vorschläge zur wirt-
schaftlichen Gesundung Osteuropas, in: EA l3ll4ll990, S. 397.
117 Robejseþ Peter, Europapolitische Vorstellungen und Konzepte in der DDR, in Polen, der ÕSSR und
Ungarn, Berichte des BIOst 611990,5.29.
118 Dienstbier, Jiff, Träumen von Europa, Bedin 1991, S. 174.
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,,Wir alle wissen docb, daß das Wo¡t zurückkehren nach rückrvärts zeigt, daß es uns aber nicht
um einen Weg zurücþ sondem um einen Weg nach vom geht, oder - wenn Sie so wollen -
politisch gesehen, daß wir in das Europa der vorangegangenen Jah¡zehnte weder zurück wollen
noch kömen,r119
,,Es geht im Gegenteil um das Sehnen, nach Jah¡zehnten unnatürlicher Abweichung wieder auf
den Weg zurückzukeb¡en, der einst auch der unsere war'.r120
Havel bezieht sich dabei vor allem auf den Zustand der Vorkriegszeit, der durch eine
Westorientierung seines Landes gekennzeichnet war121. Mit der Ri¡ckkehr nach Europa
ist somit ein Europa angesprochen, das heute erneut nur den Westteil des Kontinents
umfaßt und vor allem durch die EG, aber auch durch den Europarat, die EFTA (European
Free Trade Association) und andere Institutionen geprägt ist. Dieses Europa bildet einen
fast magnetischen Anziehungspunkt für die aus der Diktatur entlassenen Staaten des
früheren Ostblocks, denen es wieder ermöglicht wurde, eigenständig zu handeln und
keinem oktroyierten Hegemonialmodell folgen zu müssen122. Arrorster Stelle steht dabei
tlie An- untl EinbinrJung in eine prosperierende und als stabil geltende Europiüsche
Gemeinschuftr23, die die drückende Abgeschlossenheit des früheren Ostblocks durch-
brechen und den Anschluß an die demokratischen und vor allem wirtschaftlichen Normen
ermöglichen solllz. Die EG gilt in den Hauptstädten Mittel- und Osteuropas daneben
als erfolgreiches Modell für cincn gcwalLfreien zwischenstaatlichen Interesscnsausgleichl25
und wird durch die unmitælbare Nachbarschaft auch als wichtiger Faktor für eine
innenpolitische Stabilisierung gesehen, ,,als Rückversicherung gegen Linkspopulismus
und nationalistischen Extremism,rrrcl26. Ein Netzwerk von bilaæralen Verträgen mit der
Ll9 Zltterr in: BÍach, Radko, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 118'
120 Zittert in: EA llll991., S. D286.
121 Gumpel, 'Werner, Die Assozücrung der osteuropiüschen Länder an die Europiüsche Union, in:
Sfltlosæunrpa MitlÈilungen 311994, S. 180'
122 Dabrendorf, Ralf, Befachtungen über die Revolution in Europa in einem Brief, der an einen Herrn
in Warschau gerichtet ist" Stungart 1990' S. 115'
123 Hrbelç Rudolf, Die Rolle der EG beim Aufbau einer gesamteuropâischen Ordnung, in: Jacobeit,
Cord/Yenal, Alparslan (Hrsg.), Gesanteuropa: Analysen, Probleme und Entwicklungsperspektiven,
Opladen 1993, S. 581; Handl, Vladimír, Tschechische Europapolitik: Profilsuche und Kursbestim-
mung, in: Integration 311993, S. 128'
M DybU Ka¡el, The relationship between Czechoslovakia and the European Community in the context
oi tggz, in: Clesse, Armand/Vemon, Raymond (Iksg.), The European Community after 1992: A new
role in world politics?, Baden-Baden 1991, S. 213-?'44; vgl. Tirtmemrann, Heinz, Europa, S' 716.
125 Ktane¡ Heinz, Das System der ,,Europlüschen Abkommen": Lösung oder Zwischenlösung für die
Beziehungm der Ge,meinschaft zu Osteuropa?, in: Deubner, Christian (Iksg.), Die Europiüsche
Gemeinschaft in einem neuør Europa: Herausforden¡ngen und Sra@giør, Baden-Baden 1991' S. 118.
12ó Tirrmemnrm, Heinz, GUS und Osfrritteleuropã Sfategien der neuen Eliten zur außenpolitischen An-
und Einbindung, Berichte des BIOst 4011992, 5.31.
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Europäischen Gemeinschaft soll dabei die Kontakte kni.ipfen und ausbauen.l27 Auch der
sicherheitspolitische Bereich spielt bei der Anbindung an Westeuropa als Ordnungsmacht
und Stabiliuitsfaktor eine wichtige Rolle, doch kommt in diesem Punkt vor allem die
NATO zw Tragen, wenn es um Fragen direkter militåirischer Sicherheit geht.128
Der Moskauer Putschversuch vom August 1991 veranlaßt führende Politiker in Prag
erneut zu betonen, daß die ,,enge Anbindung der Tschechoslowakei an die westliche
Staaænwelt ein vordringliches Zielbletbe und beschleunigt werden müsso"|2e. Die Teilung
des Landes erhöht noch einmal das Tempo in Richtung EG.130 Doch bleibt Kritik am
Wunschpartner nicht aus. Man ist sich in Prag durchaus bewußt, daß sich die Gemein-
schaft zu Beginn der 90er Jahre in einem Prozeß der Umgestaltung und Vertiefung
befindet. Aber, so Klaus selbstbewußt, bevor eine Mitgliedschaft Prags in Frage komme,
müsse in Brüssel selbst erst einmal für Ordnung gesorgt werden.l3l Als Bewerber um
eine zukünftige Mitgliedschaft habe man dabei bereits jetzt aktiv in die Diskussion um
die Umgestalnrng der westeuropiiischen Staatengemeinschaft einzugreifen.l32 Es ist neben
dem generellen Vorwurf des Proæktionismusl33 vor allem und gerade der Vertrag von
Maastricht, der Verdrgerung bei Tschechen und Slowaken hervomrft.l3a Václau Klaus
hält sich dabei mit abwertenden Äußerungen gegenüher cle.m Vertragswe,rk nicht zurück135,
während'gleichzeitig aber immer wieder betont wird, daß der Beitritt das Ziel Nummer
Eins einer selbständigen tschechoslowakischen/tschechischen Außenpolitik bleibe136.
Ein erster Kernpunkt der Kritik scheint dabei neben der Gefahr der Überbüro-
kratisierung die Befürchtung zu sein, durch Maastricht nationale Eigenståindigkeiten
vollständig zu verlieren und somit die Bevormundung Moskaus lediglich durch eine
127 Timmemnnn, Heinz, Europa S.716.
128 Eltrhart, Hans-Georg, Die EG, die osæuroplüsche Herausfoidenrng und die Sicherleit Europas, in:
APUZ B10/1993, S. 41; Timmermann, Heinz, Europa, S. 716.
129 FAZ von23. August 1991 (,,Prag zieht es nach Westen"); vgl. McGregoq Janres P., Czechoslovakia:
A new style for the Minisry of Foreign Affairs, in: RFE/RL Resea¡ch Report 311992,5.22-26.
130 Vgl. Zieleniec, Josef, zitiert in: Financial Times vom 11. Januar 1993, Advertisement The Czech
Republic (,foreign Policy covers all points of the diplomatic compass"): ,,Our general policy thrust
towards integration with Western Europe will now be more gftsightfonvard."
l3l FAZ vom 2.6. Mai 1994 (,pie Tschechen meiden die Fußkranken").
132 Reuter, Franz-Josef, Mitdenken bei der Gestrltung des gemeinsamen Europas, in: PZ vom 24. Februa¡
1994.
133 Handl, Vladimír, Tschechische Europapolitilq S. 130.
134 Ebenda, S. 129: ,pie konservativen Parteien beûonen üblicherweise ibre ideologische Nåihe zu den
britischen Konservativen, insbesondere zrmr Thatcher-Flügel"; vgl. Kohler, Berthol{ Seelenmassage
in Prag, in:FAZ vom 18. Juli 1994.
135 Vgl. FAZ vom 9. September l9V) (,Ziel ist die Mitgliedschaft in der EG"): ,per Vertrag von
Maastricht sei ein "künstlicher und unnötiger Versuch,, gewesen, den Prozeß der westeuropåiischen
Einigung voranzutreiben"; vgl. Handelsblatt vom 20. Januar 1993 (,,Klaus kritisiert Europa"):
,,idyllische Version Europas"; vgl. Handelsblatt vom 9. Mätz 1994 (,flavel regt Verabschiedung einer
Chartra füLr Europa an"): Der Staatsprtisident spricht Maastricht eine geistige Dimension ab.
136 FAZ vom 9. September 1992 (,,Zîel ist die Mitgliedschaft in der EG").
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Bevormundung Brüssels einzutauschenl3T. Schließlich sei, so Klaus, Europa nie auf
Zentralismus begründet gewesen und habe gerade in seiner VieHalt seinen Sinn und seine
Kraft erhalten.l38 Áhnlich argumentiert Jiií Dienstbier, wenn er schreibt, daß ein
Gesamteuropa nicht die Auflösung seiner Völker bedeuten dürfe, sondern daß gerade die
Verschiedenheit die Voraussetzung dafür darstelle.l3e Ein zweiter Aspekt ist die Vermu-
tung, Westeuropa habe die Folgen der Ereignisse im Ostteil des Kontinents noch gar nicht
in ihren tatsächlichen Ausmaßen begriffen:
,,Die Unteneichnung des Maast¡icht-Vertrages ist (...) ein entscheidender Versuch, sämtliche
Energie der Europäischen Gemeinschaft auf die ,,Vertiefung" der Gesellschaft entsprechend der
ursprünglichen Pläne und Ziele (aus der Ä¡a des Kalten Krieges) ohne Rücksicht darauf zu
konzentriereq daß gerade in diesem Moment in Europa die eine, ein halbes Jahrhundert andauemde
Ära, bereits endete und daher eine Entscheidung über die Machbarkeit des Zusammenschlusses
mit Mittel- und Osteuropa aus der Sicht des europäischen Integrationsprozesses notwendig geworden
ist. Das Ende des Komnunismus stellt somit nicht nu¡ für die postkommunistischen Länder eine
Forderung dar, aber auch für die Länder Wcsteuropras,"l40
Trotz aller Kritik scheint die ökonomische und politische Anziehungskraft der
Gemeinschaft dennoch gröfþr zu sein.141 Das zeigt sich allein schon in den optimistischen
Einschätzungen eines möglichen Beitritts zur EG. Zwar spricht man, wie übrigens auch
im Bereich der Sicherheitspolitik, von einem mittel- und langfristigen Ziel.laz Václav
Klaus und seine Regierungsmannschaft verstehen darunter aber nicht selten eine eher
kurzfristige Zeitspanne. 1996 und 1997, auf jeden Fall aber noch vor dem Jahr 2000,
werden hier als mögliche Daten für einen Beitritt genannt.143 Grund für die Zuversicht
sind vor alleur die positiven wirtschaftlichen Entwicklungen, dic Klaus etwa zu der
Äußerung veranlassen, sein Land werde bereits 1997 alTe Kriærien des Maastricht-
Vertrages erfüllenlaa, auch wenn man für die Wåihrungsunion noch ein paar Jahre mehr
benötigelas. Oft werden in diesem Zusammenhang auch Parallelen mit der Süderweiærung
137 Dauderstädt, Michael, EG und Osæuropa S. 9.
138 SZ vom 20. Janua¡ 1993 (,,Plåidoyer ftir ein Europa der Vielfalt')'
139 Dienstbier, JiÍ1, Träumen von Europ4 S. 167; vgl. Dahrendorf, Rall Wohin steuert Europa? Ein
Sfeitgespräch: RaIf Dahrendorf, François Furet, Bronsislaw Geremek, Frankñrrt an Main/l.Iew Yodr
1993, S.67-69.
140 Klaus, Václav, Am Vorabend der Kopenhagerrer Venammlung, in: Czech Report - Informations-
bulletin der tschechischen Botschaft 611993, S. 7 - 8.
141 Handl, Vladimlr, Tschechische Europapolitiþ S. 130.
142 Ygl. Obmran, Jan, Czechoslovaki4 S. 21; vgl. McGregor, James P., Czechoslovakia S.26.
143 Reichert" Peter, Drang nach Brüssel, in: Wirtschaftswoche vom 9. April 1993; Handelsblan vom
l9.l2}. November 1993 (,,Wag witt in drei Jahren als vollwertiges Mitglied in die Europlüsche
Union"); YZ vom 17. lllfuz 1994 (,EU-BeiEitt erst 2000 ist unannehmbar").
1¿14 Reichert" Peter, Drang nach Brüssel.
145 Schuller, Komad, Zuerst freundlich, dann laitisch.
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der Gemeinschaft um Portugal, Griechenland und Spanien in den 80er Jahren gezogen.
Nicht nur die angeblich vergleichbaren wirtschaftlichen Daten146, sondern vor allem die
mit der Integration verbundene politische Stabilisierung werden dann als gewichtige
Gründe aufgezählt.la7 Doch es gibt schwerwiegende Unterschiede zwischen beiden F¿illen:
Portugal, Griechenland und Spanien hatten bereits vor ihrem Beitritt über einen längeren
Zeit¡aum sowohl über mehr oder weniger funktionierende Marktwiruchaften verfügt als
auch Handelsbeziehungen mit der EG unterhalten.las Miuel- und Osteuropa befindet sich
in beiden Ftillen erst im Aufbau. So rechnet 1992 das Wiener Institut für Internationale
V/irtschaftsvergleiche bei einer kaum erreichbaren jåihrlichen Wachstumsrate des BIP von
20Vo in der ðSpR mit einem 7-eitratm von fünf Jahren, um das durchschnittliche
westeuropáische Niveau zu erreichen. Bei einer Wachstumsrate von 6,6Vo wärcn immerhin
noch 18 Jahre zu warten.149
Doch heute zweifelt in der Prager Regierung niemand mehr daran, daß der EG gar
nichts anderes übrig bleiben werdo, als die Tschechen früher oder später aufzunehmen.l5O
Die Tschechische Republik, so Václav Klaus, werde sich sowohl zu einem demokratischen
Land als auch zu einer normal funktionierenden V/irtschaft entwickeln und wünsche sich,
als gleichberechtigter Partner in Europa akzeptiert zu werden. Keine Brückenfunktion,
das heißt auch keine Pufferfunktionlsl, zwischen Ost und West, sondern die vollståindige
Inægration mit der westlichen Welt gelte es jetzt zu verwirklichen.l52 Erwartet wird unær
anderem ein ungehinderter Zugang zum westeuropäischen Markt, technische und
finanzielle Untersti.itzung sowie die Schaffung der Voraussetzungen für einen späteren
Beitritt.ls3 'Westeuropa müsse dazu, nach Auffassung des Prager Regierungschefs,
Richtung und Inhalt geben.lsa
146 Merkel, Wolfgang, Systemwechsel: P¡obleme der demokratischen Konsolidierung in OsEritteleuropa
n: APIJZBlS-1gllgg4, S.4: ,,Nach Schätzungen der OECD besaß die CSfn tqgO 65 Prozent,
Ungarn 55 Prozent und Polen 30 Prozent des durchschnittlichen Pro-Kopf-Sozialproduktes der Eu-
ropáischen Gemeinschaft - also z.T. durchaus vergleichbar mit Spanien, Griechenland und Portugal."
147 Dybu Karel, The relationship, S.'245:,,I would like to recall here the principal argunent used earlier
in support of Spanish and Portuguese accassions, which was tbât their membership of the Community
was the best guarantee for lasting democratic change in those counEiss."
148 Axt, Heinz-Jürgen, Europáische Gemeinschaft: Osteuropa ante portås. Lehren aus der Süderweiterung
für EG und Beitrittskandid¿ten, in: Südosæuropa 61199l, S. 3M; vgl. Merkel, Wolfgang,
Systemwechsel, S. 4.
149 Fe¡dowsi, Mir ,A.., Probleme und Penpektiven, S. 254.
150 FAZ vom ?Á. iÙ'f'at 1994 (,Ðie Tschechen meiden die Fußkranken").
151 Fehér, Ferenc, Außenpolitik und die neuen Demokratien in Ost-Mitteleuropa in: Europiúsche
Rundschau 3ll99l, S. 113.
152 Financial Times vom 11. Janua¡ 1993, Advertisernent Th¿ Czech Republic (,Jhe oppornmiry is here
for everyone").
153 Langhammer, Rolf J., Die Assoziierungsabkommen mit der ÕStrn, Polen und Ungarn: wegweisend
oder abweisend?, Institut ftir Weltwißchaft, Kieler Diskussionsbeiträge Nr.182, Kiel1992, S. 6 - 7.
154 Reuter, Franz-Josef, Mitdenken þi der Gestaltung des gemeinsamør Europas.
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2. Die Antworten der EG auf die Transformationsprozesse
Für die Gemeinschaft selbst ist nun die Heranführung der Reformstaaten, neben einer
moralischen Verpflichtung, im doppelten Sinne von lnteresse: Erstens trägt die EG
dadurch zu einer Stabilisierung der dortigen Verhältnisse bei und verhindert somit zum
Wohle Gesanteuropas ein Scheiæm der Reformen. Zweitens eröffnen sich bei gelungener
Transfonnation neue Wirtschaftsmåirkte für den Westen.155 Die Hauptaufgabe beim
Übergang zu Demokratie und Marktwirtschaft liegt bei den Mittel- und Osteuropäern
selbst. Die EG kann hier also nur flankierend eingreifen, den Weg aber durch die
Gestaltung der Rahmenbedingungen entscheidend mitbestimmen.l56 So betont Frans
Andriessen, Vizepräsident der Kommission und zuståindig für die auswärtigen Beziehun-
gen der EG, schon im Juni 1990, daß die EG sich zwar ihrer Mitverantwoftung für die
Entwicklung dieser Länder bewußt sei, ,,es sollte jedoch auch klargesûellt werden, daß
unsore Hilfe die Verantwortung, die von den einzelnen Ländern selbst getragen werden
muß, nicht voll ersetzen kann. Um es anders auszudrücken: Wir können nichts anderes
[un, als Hilfc zur Sclbsthilfe zu lcistcn.'tl571y^ crgibtsich tlaraus für clie Ltteressen der
EG? Politisr,:h gcschen kann das einc enge Zusarnmcnarbcit rnit Mittel- und Osteuropas
im Hinblick auf cine mögliche Neugestaltung dcr gcsamtcn curopiüschen Architektur
bedeuten.ls8 Die wirtschaftliche Unterstützung beim Übergang zur Marktwirtschaft wird
primlir die Förderung des Außenhandels und damit, di¡ekt und indirckt vcrbutdet, den
notwendigen Zufluß von Know how und Kapital umfassen.lse Schwierig werden diese
Aufgaben, wenn bewußt wird, daß sich die EG selbst seit 1986 in einer dynamischen
Entwicklung in Richtung Vertiefung befîndet, deren Prioritiiten mit den Problemen Mittel-
und Osteuropas nur sehr schwer zu vereinbaren sind.l60 Insgesamt lassen sich drei Wege
unterscheiden, mit denen die Europäische Gemeinschaft bislang den Herausforderungen
155 Carre¡on, Fraser, The European Conmrunity and Easærn Europe, in: Clesse, Aflnand/Tökés, Rudoll
(Hrsg.), Preventing a new E¿st-West-divide: The economic and social imperatives for the future
Europe, Baden-Baden 1992, S. 325; vgl. Höhmann, Hans-Heflnann/\4eier, Christian, Die Wirtschaft
Osteuropas im Umbmch: Konsequenzen für die Ost-West Beziehungen zeichnen sich ab, in: Beiüäge
zur Konflikforschung 4/1990, S. 46.
156 Dauderstlidt" Michael/Domitr4 MichaelÆhdre, Michael, Solida¡itätmit Osteuropa: Kooperation statt
Katastrophe, Vieræljahresberichte (Sonderheft), Bonn 1992, S. 14 - 1 5.
157 Zi¡ter¡ in: Schaefer, Guenther F., Die EG und die mittel- md osteuropåiischen Sta^aten im Span-
nungsfeld zwischen Zusalnmenarþit, Assozüen¡ng und Mitgtiedschaft, in: Vierteljahresberichte
lnn992, s. 57.
158 Kramer, Heinz, Die Osçolitik der EG im Kontext der westeuropåiischen Integrationsdynamiþ
SWP-5354, Ebenhausen 1990, S. 5.
159 Keich, Roland, Ungarn, ÕSFR unO Polen, S. 65-72.
160 lkbek, Rudolf, Die EG und die Veränderungen in Minel- und Osteuropa, in: Wirtschaftsdienst
517990, S. ?17.
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gerecht zu werden versucht, von denen der dritte, die Assoziierung, eine besondere
Betrachtung verdient.
2.1. Die Fortsetzung der alten Osteuropapolitik
Der erste Weg stellt eine konsequente Fortsetzung der bereits etablierten Ost-
europapolitik der EuropÈüschen Gemeinschaft mit den Abschlüsson von Handelsabkommen
dar. Generell wird dabei immer nach dem Grundsatz verfahren, die nach einem ein-
heitlichen Schema verfaßten Abkommen auf die spezielle Situation des Panners zu-
zuschneiden und ein ausgewogenes Verhältris von Leistung und Gegenleistung zu
berücksichtigen.l6l Bis 1988 standen die mitæl- und osteuropåiischen Låinder, damals noch
als Staatshandelslåinder bezeichnetT62, amEnde einer Hierarchie der Marktöffnungspolitik
der Europáischen Gemeinschaft. Zwar galæn schon seit längerem Meistbegünstigungszoll-
sät2e163, die Einfuhren der meisten Industrieprodukte wurden aber über EG-länderspezi-
fische Einfuhrbeschråinkungen kontingentiert.l6a Die Hauptgründe dafür waren in den
unterschiedlichen wirtschaftlichen und politischen Auffassungen zu finden.l65
Wirklich produktive Beziehungen zwischen der Europåüschen Gemeinschaft und dem
damaligen Ostblock begannen Anfang der 70er Jahre. Ein Hauptproblem bei der
Aushandlung von Abkommen lag allerdings in einer Blockadehaltung des RGW. Wlihrend
dieser in Alleinvertretung für seine Mitglieder mit der Gemeinschaft verhandeln wollte,
um seine internationale Legitimiøt zu fördern, zog die EG auch bilaterale Verhandlungen
mit den einzelnen Staaten in Erwägung.166 Erst mit Michail Gorbatschow eröffneten sich
neue Perspektiven der Zusanmenarbeit, die schließlich nach zähen Verhandlungenl6T am
161 Krarner, Heinz, Das Sysæm der ,,Europåüschen Abkommen", S. 722; vgl. Konmission der Euro-
påüschen Gemeinschaften (Hrsg.), Die Beziehungen der Europlüschen Gemeinschaft zu mittel- und
osteuropâischen Ländem und zu den Llindern der Gemeinschaft Unabhlingiger Staaten (GUS)' EG-
Nachrichten - Dokumentation Nr.9 vom 20. Juli 1992, S. 23.
162 Abll4ärz 1989 benuøt die EG die Bezeicbnung osteuropliische Låinder. Seit dem Gipfel von Straß-
burg am 8. und 9. Dezember 1989 wird von mittel- und osteuropáischen Låindern gesprochen.
163 Handelspolitik der EG im Zlge der Öftnung nach Osten, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DlW)-Wochenberichr 3511990, S. 490: Meistbegtinstigung ist die zolltarifliche Gleichstellung
der Handelsparher gemåiß den GATT-Regeln, d.h. jeder Vertragspartner ist so zu behandeln wie das
am meisten begünstigste Land.
164 Ebenda, S. 489-490.
165 Ebenda, S.490.
166 Konrmission der Europáischen Gemeinschaften (Ilrsg.), Die Europlúsche Gemeinschaft und ihre
östlichen Nachbarn, Europäische Dokumentation 8/1990, S. 8.
167 EG-Bulletin 6/1988, S. 15: Ein Haupçroblem der Verhandlungen bestand dårin, eine allgenein
akzeptierte Bestimmung über die räunliche Gelnrng der Erklärung aufzunehmen, die auch eine
Vereinbm¡ng über West-Bedin beinhaltete; vgl. Carneron, Fraser, The European Corrnunity, S.
320-321.
30 Ostcuopa-Imtitut Mlinchen: lvttteilugen 5/1995
25. Juni 1988 in der Luxemburger Erklåirung ein erstes positives Ergebnis fanden. Tnnf:;ale
Aspekte dieser Gemeinsamen Erkliirung sind die Aufnahme offizieller Beziehungen
zwischen der EG und dem RGW sowie die Entwicklung einer Zusammenarbeit in den
Bereichen ihrer jeweiligen Zustdndigkeit, die von beiderseitigem Interesse sind.l68 Die
Bedeutung dieses Schriftstücks liegt jedoch weniger in seinem Inhalt als vielmehr in
seiner Existenz. Es weist deutlich auf eine Normalisierung der Beziehungen zwischen
der EG und dem RGV/ hin. Vor allem aber eröffnet es die Möglichkeit, diplomatische
Beziehungen aufzunehmen sowie bilaterale Handels- und KooperationsverEäge zwischen
der EG und einzelnen Mitgliedsstaaten des RGV/ zu schließen.16e
Zwischen September 1988 und Marz 1997 folgen auf dieser Grundlage insgesamt acht
bilaterale Vereinbarungen. Den Anfang macht an26. September 1988 ein Handels- und
Kooperationsabkommenr70 çAbkommen der ersten Generation) mit Ungarn, das durch
den Abschluß eines ähnlichen Vertragswerks mit Polen am 1. Dezember 1989 ergtinzt
wtrd. Ziel dieser Art von Abkommen ist eine harmonische Entwicklung und Diversifizie-
rung des Handels und die Förderung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Bereichen
von beiderseitigem Interesse.171 Anders verhält es sich vorläufig mit der ðSSR, die zu
diesem Zeitpunkt noch nicht zu den Mitgliedern des RGW gezählt wird, in denen schon
nennenswcrtc wirtsçhaftliuhc otlcr pulitisr.:hc Rcfurrn¡naßnahncn eilgeleitet wr.rldelt sind.
Am 19. Dezember 1988 erfolgt somit lediglich der Abschluß eines Abkommens über den
Handel mit gewerblichen Warenll2 zrwischen der Gemeinschaft und der damaligen ÕSSR,
das ein reines Handelsabkommon auf der Grundlage des Art. 113 Ec-Vertragl73
168 Amtsblatt der EuropÍúschen Gemeinschaften (ABl.) L 1,57135 vom V|. Juni 1988; vgl. ABl. C
7871148 vom 18. Juli 1988: Das Europäiscbe Pa¡lament billigt in einer legislativen Enschließung die
Gemeinsarne Erklåimng.
169 Cameron, Fraser, The European Community, S. 321.
170 Krarner, Heinz, The European Corrmunity's response to the,,New Eastem Europe", in: Journal of
Common Market Studies 211993, S. 226: ,,(...) a ,,standard procedure" in EC behaviour towards
,,newcomers" in the freld of Community foreign relations."
171 Kommission der Europiúschen Gemeinschaften (Iksg.), Die Beziehungen der Europåiischen Ge-
meinschaft, S. 23; Kramer, Heinz, The European Conununity's response, 5.227: Alle Abkommen
dieser Art sind nichtpråiferentieller Natur, d.h. der Handel zwischen der EG und einzelnen Sø¿ten
ben¡ht auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit bei der Öttnung der Måhkæ.
172 ABl. C7l5-7 vom 10. Janr¡a¡ 1989; vgl. Konrmissiør der Enofiiischen C¡enrcinschaften - Dokumente
(KOM) (88) ó73 endg. vom ó. Dezember 1988 (Vorschlag für einen Beschluß des Raæs); vgl. ABl.
C 691190-191 vom 20. itdtrz 1989: Das Europäische Pa¡lament billigt in einer legislativen
Entschließung den Abschluß dieses Abkommens.
l'73 ArL 113 Abs.3 EG-Vertrag: ,,Sind mit einen oder mehreren Staåten (...) Abkommen auszuhandeln,
so legt die Konrmission dern Rat Empfehlungen vor; dieser ennlichtigt die Kommission zur Einleitung
der erforderlichen Verhandlungen (...)"
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darsællt.l7a Es wird am 13. März 1989 vom Rat genehmigt und tritt am 1. April desselben
Jahres in Kraft.l75
In Art. 3 dieses Abkommens räumt die Gemeinschaft ihrem Partner die Meist-
begünstigung ein und wird in der vierjåihrigen Laufzeit darauf achten, daß mengenmiißige
Beschrdnkungen so weit wie möglich beseitigt werden. Aft. 4 und 5 heben mengenmäßige
Beschränkungen für bestimmte Warengruppen auf oder setzen sie aus, wobei für
Frankreich und Italien gesonderte Verwaltungsverfahren gelten. Art. 6 verpflichtet die
EG, für weiterhin geltende Einfuhrbeschränkungen jährlich wachsende Kontingente
einzuräumen, die in gemeinsamen Konsultationen ermitælt werden. Die Gemeinschaft
schützt desweiteren in den Art. 9 und 10 ihre Produzenten gegen Dumping oder unfaire
Preisfestsetzungen. ple ðSSR trifft im Gegenzug im Art. 11 ,,geeignete Maßnahmen zur
Förderung der Einfuhren aus der Gemeinschaft auf den tschechoslowakischen Markt",
was insbesondere eine umfassende Information beinhaltet. Art. 12 setzt ein mindesæns
einrral im Jahr tagendes Gremium für regelmäßige Konsultationen ein, das unter anderem
für das ordnungsgemäße Funktionieren des Abkommens sorgt, die Entwicklung des
Handels untersucht, bei Schwierigkeiæn vennittelt und schließlich einen Ratrmen für einen
Meinungsaustausch bieten soll. Zusammenfassend l¿ißt sich feststellen, daß mit diesem
Abkommen im wesentlichen nur die bereits bestehenden Handelsbeziehungen (Meist-
begünstigungen) festgeschrieben werden und vorgesehene Lockerungen im Bereich der
mengenmâßigen Beschrdnkungen lediglich marginale Erleichterungen für die Reformlåin-
der bringen. Heinz Kramer folgert daher, daß dieses Abkommen kaum zu einer nennens-
werten Steigerung des Warenaustausches beitragen könne.176 Trotzdem bieten die
Bereitschaft zu regelmåißigen Konsultationen und der geplante Infomrationsaustausch erste
Ansatzpunkte für eine Erweiterung der gemeinsamen Beziehungen.
Voraussetzung für eine Ausweitung der vertraglichen Basis von Seiten der EG sind
entscheidende Verbessorungen der innenpolitischen Lage in der ðSSR.177 Diese sieht die
Kommission im Februar 1990 für gegeben an und schlägt deshalb vor, jetzt auch ein
Handels- und Kooperationsabkommen mit der CSSR auszuarbeiten.lT8 Der Rat billigt
dieses Vorgehen am 5. Mdrz, das entsprechende Abkommen über den Handel und die
handelspolitische und wirtschaftliche ZusammenarbeitlTe wird am 8. Mai 1990 in Brüssel
174 EG-Bulletin 12i1988, S. 137; Art 1 des Abkommens legt fest, daß die Bestimmungen nicht ftir
EGKS- und Textilwaren gelten; vgl. Europäisches Parlanrent - Siøungsdokumurte (PE) A2-0371188
vom 30. Janua¡ 1989 (Bericht im Namen des Ausschußes ftir Außenwirtschaftsbeziehungen), S. 6.
175 ABt. L 88/1 vom 31. März 1989.
1.76 Kramer, Heinz, Die OsÞolitik der EG, S. 25.
177 Ebenda S.26.
178 EG-Bulleun ll2ll990, S. 74.
179 ABl. L 291129-35 vom 23. Oktober 1990; vgl. EG-Bulletin 9/1990, S. 54.
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unterzeichnet.ls0 Es ersetzt das im Dezember 1988 unterzeichnete Abkommen und tritt
am 1. November 1990 in Kraft. Neuerungen gegenüber dem ersten Vertragswerk betreffen
in erster Linie einen günstigeren Tnitplan beim Abbau mengenmåißiger Beschränkungen,
die spätestens bis Ende 1994 beseitigt sein müssen (Art. 6 und 8). Im Bereich der
handelspolitischen und wirtschaftlichen Zusammena¡beit ve¡pflichten sich die Vertrags-
parteien zudem, nach dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit
zu handeln (Art. 15). Wiruchaftliche Zusammenarbeit zielt unter anderem auf die
Erschließung neuer Versorgungsquellen und Märkte ab und umfaßt zum Beispiel die
Bereiche Industrie, Bergbau, Energie, Forschung, Wissenschaftlsl, Umwelt und Verkehr
(Art. 17). Wichtig in diesem Zusammenhang ist die Schaffung eines günstigen Klimas,
etwa durch die Erleichterung des Informationsaustausches. Ein gemischter Ausschuß, der
mindestens einmal pro Jahr tagt, übernimmt die Ausgestaltung des Vertragswerks (Art.
1e).
Deutlich ist vor allem die Eigenverpflichtung der EG zu erkennen, mengenmäßige
Beschråinkungen innerhalb einer kürzeren Periode abzubauen. Aber auch hier, so ein
Bericht des Deutschen Instituts frir V/irtschafuforschung @IW)182, seien die unmittelbaren
ökonomischen Auswirkungen des Abkommens eher begrenzt. Die Effizienz des Handels-
und Kr-roperationsabkonrnlerìs nluß daher langfristig und in einen größeren Zusanrmenhang
eingeordnet gesehen werden, ebnet es doch den Weg zur Integration der betroffenen
Låinder in ein gesamteuropäisches liberales Handels- und Wirtschaftssystems, vor allem
im Zuge der Einführung marktwirtschaftlicher Reformen in den Låindern Mittel- und
Osteuropas.ls3 So folgt zum Beispiel am 1. Januar 1990 die Aufnahme Ungarns und
Polens und genau ein Jahr später der ÕSFR in das Allgemeine Prdferenzsystem, durch
das EntwicklungsländernZollfreiheit für ihre Lieferung von Industrieprodukten mit den
üblichen BeschrËinkungen bei den sensiblen Produkten Kohle, Stahl, Agrar und Textil
gewåihrt wird.l8a Handelsvorteile sind hier allerdings nur bei Produkæn zu erwarten, deren
Einfuhr in die EG bislang durch sehr hohe ZölIe eingeschråinkt wurde.185 Die allgemein
gültigen nicht-tarifären Handelshemmnisse, die vor allem quantitative Beschråinkung
180 ABl. L 291128 vom 23. Oktober 1990: Das Abkorrmen wird am 24. September 1990 vom Rat
genehmigt; vgl. ABl. C 2601163 vom 15. Okfober 1990: Das Europliische Parlament billigt das Ab-
kommen bereits am 13. September 1990.
181 Vgl. PE A3 - l74l9Ù vom 29. Juni 1990 (Zwischenbericht im Namen des Ausschusses für Energie,
Forschung und Technologie).
182 Handelspolitik der EG, S. 492: ,,Genercll verfolgt die EG eine eigennützige Einfuhrpolitik. Sie ist nur
dort liberal, wo es nützlich ist (...); wenig kostet (...); gefährlich würde, davon abzuweichen (...)"
183 Kramer, Heinz, Die Osþotitik der EG S. Z; Handelspolitik der EG, 5.490,492.
184 Handelspolitik der EG, S. 489; Kommission der Europåüschen Gemeinschaften (tksg.), Die Bezie-
hungen der Europåüschen Gemeinschaft, S. 3.
185 Böhnlein, Ba¡bara./I{eitger, Bemhard, Die neue Handelspolitik der EG gegenüber Osteuropa, in: Die
Weltwißcbaft 2ll99l, S. 143.
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betreffen, werden für 1991 mit der Ausnahme der sensiblen Bereiche suspendiert, alle
länderspezifischen nicht-tarifiiren Handelshemmnisse werden graduell über einen T.et:ulaum
von fünf Jahren beseitigt, wobei hier die CSfn allerdings kaum von diesen Einschränkun-
gen betroffen ist.186 Nicht zu unterschätzen ist letztendlich auch die politische Bedeutung
des Handels- und Kooperationsabkommens, betrachæt doch die EG die Partrer nicht
länger als Staatshandelsländer.187
2.2. Neue Initiativen auf multilateraler Ebene
Ein zweiter'Weg zur Unterstützung der Reformmaßnahmen in Mitæl- und Osteuropa
wird auf dem Pariser Weltwirtschaftsgipfel vom 14. bis 16. Juli 1989 eröffnet. Die
Regierungschefs der sieben führenden Industrienationen begrüf3en bei diesem Treffen die
Veränderungen vor allem in Polen und Ungarn und erkl¿iren sich bereit, ,,diesen Prozeß
zu unterstützen sowie in geeigneûer Form und koordiniert Wirtschaftshife zur dauerhaften
Umgestaltung und Öffnung der Volkswirtschaften dieser Staaten in Erwägun1 zu
ziehen"l88. Die Europiüsche Kommission wird in diesem Zusammenhang gebeten, die
nötigen Initiativen zu ergreifen und eine abgestimmæ Hilfsaktion zunächst für Polen und
Ungarn in die V/ege zu leiten.lse Diese Entscheidung gilt als Geburtsstunde des PHARE-
Programmsleo und der G-24 Aktivitriten (OECD-Länder), die anfÌinglich beide identisch
sind, sich aber später auseinanderentwickeln. Seit Dezember 1989 stellt PHARE ein
spezielles EG-Programm von nicht-zurückzahlbaren Finanzhilfen dar, das allerdings auf
die Aktivitäten der G-24 abgestimmt bleibt.lel Ende September 1989legt die Kommission
einen ersten Aktionsrahmen für die koordinierte Hilfe für Polen und Ungarn vor, der
folgende Prioritäten berücksichtigt: Nahrungsmittelversorgung, Umgestaltung der
Landwirtschaft, Erleichterung des Marktzugangs, Berufsausbildung und Umweltschutz.le2
Bei einem ersten Treffen der Außenminister der G-24 am 13. Dezember 1989 wird
darüber hinaus die Bereitschaft bekundet, Hilfsmaßnahmen auch auf andere mitæl- und
186 Ebenda S. 140-141.
L87 Kramer, Heinz, The European Community's response, 5.227; ABl. C ll3ll71 vom 7. Mai 1990:
Bereits im April ersucht das Europåiische Parlament den Rat sowie die Mitgliedsstaatm, sich für eine
rasche Abschaffung aller COCOM-Vorschriften gegenüber Mittel- und Osteuropa" inklusive Sowjet-
union, einzusetzen.
188 Zitiert in: EA 1711989, S. D490-D491; vgl. EG-Bulletin'71811989, S. 135.
189 EG-Bulleun7l&ll9&9, S. 8; ABl. L 375lll- 12 vom 23. Dezember 1989.
190 Poland and Hungary Assistance for the Restructuring of the Economy, oder: Phnre = fu2. I¿uchtturm
191 Er:ropean Commission/Pha¡e Infomntion Offrce (Ilrsg.), PHARE-Assistance Progrartme, Brüssel o.J.
@altblatt).
192 EG-Bulletin 10/1989, S. 8; vgl. EG-Bulletin 11/1989, S. 6l; vgl. PE A3-0361/93 vom 30. November
1993 (Bericht des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und Verbraucherschuø).
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ost€uropdische Staaten auszudehnen, sofern politische und wi¡tschaftliche Reformschritæ
dort eingeleitet worden seien.1e3
Bereits am2. April 1990 billigt der Rat die Ausdehnung des PHARE-Programms auf
die Länder DDR, Jugoslawien, Rumänien, Bulgarien und ¿ie ÕSpR.1ea Nach der Teilung
der ðSpR werden im Juni 1993 beide Republiken rückwirkend zum 1. Januar 1993 in
die Liste der Begünstigten der Aktion PHARE wieder aufgenommen.le5
Anfang Mai 1990 legt die Kommission einen zweiten Aktionsplan vor, der weitere
Schwerpunkæ auf die Förderung von Investitionen und wi¡tschaftliche Umstrukturierungen
sowie auf finanzielle Unterstützung legt.1e6 Der einzelne Staat entscheidet dabei in
Absprache mit der Kommission zum größten Teil selbst über den Einsatz der Mittel.leT
Für 1990 werden 500 Millionen ECU den einzelnen Programmen zur Verfügung gestellt,
lggl 785 Millionen ECU und l9g2 I Millia¡de ECU.res Oie ÕSfR erhält aus diesen
Programmen 1991 133 Millionen ECU, lgg2 96 Millionen ECU.ree Von 1993 an wird
das PHARE-Programm langfristig ausgerichæt.Zwu werden die Gelder weiærhin jåihrlich
zur Verfügung gestellt, doch versucht man in Zukunft, die Mittel in einen breiteren und
auf lange Sicht hin orientierten Rahmen der wirtschaftlichen Umgestaltung einzubinden.20o
Als Ergän:z.rn1 za den PHARE-Aktivitäten erweitert die Gemeinschaft 1990 die
Investitionstätigkeiæn der Europriischen Investitionsbank (EIB) auf die Länder Polen,
Ungam, die CSFR, Rumänien und Bulgarien.20l Hier werden bis Ende 1992 Kredite in
Höhe von rund 800 Millionen ECU bewilligt, die in erster Linie der Verbesserung der
Infrastruktur, kleinen und mittleren Unternehmen sowie Industrieprojekten dienen
so11en.202 Bereits an25. Oktober 1989 spricht der französische Staatspråisident François
Mitænand vor dcm Europåüschen Pallzunent von einer weiteren zu gründenden Institution.
Diese solle, ähnlich wie die EIB, Großprojekæ finanzierpn und neben den Mitgliedsstaaten
193 I¡r: EA 311990, S. D60.
194 EG-Bulletin 4/1990, S. 55; vgl. ABl. L 25711vom 21. Septurrber 1990
195 EG-Bulleun 611993, S. 108; vgl. ABl. L 162ll vom 3. Juli 1993.
196 EG-Bulletin 5/1990, S. 68.
197 European Commission/Pha¡e Infonnation Office (Hrsg.), PHARE-Assistance Progrartme.
198 Kramer, Heinz, The European Cornmunity's response, 5.223; vgl. Meier, Christian, Die ,,Europa-
Vertrlige", S. V1-25:1989 und 1990 sind die zur Verfügung stehenden Mittel oft \{,egen bürokrati-
scher Hindernisse nur teilweise in Anspmch genommen worden. Inzwischen sind diese Anlauf-
schwierigkeiæn aber behoben.
199 Kommission der Europåüschen Gemeinschaften (tksg.), Die Beziehungen der Europlüschen Ge-
meinschaft, S. 9.
200 European Commission/Phare Infomntion Office (tksg.), PHARE-Assistance hograntme.
201 ABl. C 242115 vom27. Sepæmber 1990.
202 Cameron, Fraser, Die Politik der EG gegenüber den Staaæn Mittel- und Südosæuropas, in: Wei-
denfeld, Werner (Hng.), Denrolaatie und Ma¡ktwirtschaft in Osteuropa Straægien und Optionen für
Europa, Gütersloh 1993, S. 356; vgl. Kommission der Europåiischen Gemeinschaften (lksg.), Die
Beziehungm der Europäischen Gemeinschaft" S. 3: vorgesehen waren 1,7 Milliarden ECU.
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der EG auch mittel- und osteuropåüsche Länder einschließen.203 Der Europdische Rat,
der am 8. und 9. Dezember 1989 in Straßburg tagt, greift Mitænands Vorschlag auf und
billigt die Einrichtung einer Europtiischen Bank fíìr WiederauJbau und Entwicklung
(EBWE), deren ZteI es sein soll,
,,in Absprache mit dem fWF204 und der Weltbank Anlageinvestitionen und Investitionen zur
Verbesserung der Wettbewerbsf?ihigkeit in den Staaten Mittel- und Osteuropas zu fördem,
gegebenenfalls die mit der Vergabe von K¡editen für diese Volkswirtschaften verbundenen Risiken
zu verringem, den Ûbergang zu einer st'árker marktwirtschaftlich orientierten Volkswirtschaft zu
erleichtem und die erforderlichen st¡ukturellen Anpassungen zu beschleurigen.¡'2o5
Am 28. Mai 1990 wird ein entsprechendes Gründungsübereinkommen in Paris unter-
zeichnet. Das Grundkapital der Bank beträgt 10 Milliarden ECU, an dem die Gemein-
schaft zusammen mit der Eß 5IVo der Anæile besiøt.206 Bis Juni 1992 werden über diese
Schiene rund 85 Millionen ECU als Globaldarlehen für kleine und mittlere [n-
vestitionsmaßnahmen in der CSfn vergeben.2o7 Im Juli folgen zum Beispiel weitere 15
Millionen ECU für zwei Hotelbetriebe2os und im Juni 1993 33 Millionen ECU für eine
Zuckerfabrik in der ðR20e. Zusammen mit den Aktionen anderer Finanzinstitute und
Organisationen erhöht sich somit das Kreditvolumen der Reformländer deutlich.2lO
Insgesamt werden den mittel- und osteuroptiischen St¿aten bis Ende Juli 1992 Hilfen und
Unterstützungen aller Art in einem Gesamtwert von krupp 47 Milliarden ECU zur
Verfügung gestellt.2l 1
203 EG-Bulletin 10/1989, S. 88; vgl. Bedarff, Hildegard, Die Osteuropapolitik der Europåiischen Ge-
meinschaft 1975-1991: Ztt Institutionalisierung der Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen, Mün-
ster/llamburg 1992,5.63-&:,,Ein wichtiges Motiv Franlueichs lag in der Hoffrrung, doß diese inter-
nationale Institution ein europáisches Gegengewicht gegenüber dem st¿¡ken ökonomischen Einfluß
der Bundesrepublik in Osteuropa bilden könne."
2M Die ÕSfn wir¿ am 20. September 1990 Mitglied des IWF.
205 Zi¡tert in: EG-Bulletin 1211989, S. 13.
206 EG-Bulletin 5/1990, S. 66-ó7.
207 EG-Bullettn 6119V2, S. 121.
208 EG-Bullett¡71817992, S. 109.
209 EG-Bulleun 611993, S.123.
210 Kormission der Europiüschen Gemeinschaften (Ihsg.), Die Beziehungen der Europåüschen Ge-
meinschafl S. 3: Die Europåiische Gemeinschaft für Kohle und Stahl gewåihrt bislang Darlehen in
Höhe von 200 Millionen ECU.
211 Kramer, Heinz, The European Community's response, S. 225; Krenzler, Horst GÍinter, Ost- und
Mitteleuropa und die Europlüsche Gemeinschaft in: EG-Nacbrichten Nr.44 vom 4. November 1991,
S. 3: Rund 10 Millia¡den US-Dollar endallen auf die multilateralen Finanzinstihrhonen, über 30
Milliarden US-Dolla¡ sind von den G-?A Låindern aufgebracht worden.
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Nimmt man die Koordination der G-24 lHilfe durch die Europäische Kommission2l2,
die Einrichtung des Transeuropriischen Mobilittitsprogramms fiir Universitritsstudenten
(TEMPUS)213 sowie die Gründung einer Europr)ischen Stiftung fiir Berufsbildung2ra zu
den bereits getroffenen Maßnahmen hinzu, dann wird deutlich, daß die Gemeinschaft in
finanzieller, wirtschaftlicher und organisatorischer Hinsicht bislang mit Abstand den
größten Beitrag im Vergleich zu anderen westlichen Organisationon zur Unterstützung
der Transformationsprozesse in Mittel- und Osteuropa geleistet hat.215 Aber die an-
gesprochenen Hilfsmaßnahmen beschråinken sich im wesentlichen auf den ökonomischen
Sektor, dessen handelspolitischer Teil auch weiterhin von EG-Seite restriktiv behandelt
bleibt, und lassen die politischen Herausforderungen unberücksichtigt. Über einen dritten
Weg, die Assoziierung, sollen diese Mängel beseitigt werden.
3. Das Europa-Abkommen
3.1. Der Entwicklungsprozel3 innerhalb der EG
Für die Entscheidun1 n einer Assoziierung der Reformländer spielen zwei Uberlegun-
gen innerhalb der EG eine wesentliche Rolle. Zum einem ist es der bereits erwähnte
Wunsch nach politischer Einbindung Mittel- und Osteuropas in die westlichen Strukturen,
zum anderen aber auch die Erkenntnis, den wirtschaftlichen Erwartungen mit den
bisherigen Initiativen nur ungenügend gerecht zu werden. Schon auf einer Tagung am
24. Apnl1989 in Brüssel weist der Rat auf die Bedeutung der Veränderungen hin und
fordert insbesondere die Entrruicklung eines kohåirenten und dynamischen Gesamtkonzepts.
Vor allem müßten die Gemeinschaft und ihre Mitgliedsstaaten ,,konstruktiv auf die
gegenwärtige Entwicklung politischer und wirtschaftlicher Reformen reagieren und eine
aktive Rolle in den Ost-West-Beziehungen spielen"216.
212 Krmrcr, Heinz, The European Community's response, S. 225: Die G-Vl Hilfe besteht in erster Linie
aus einer Edeichterung des Marktzuganges ftir industrielle Güter, technischer Hilfe ftir den Umbau
der Wirtschaft sowie finanzieller Unterstü¡zûrrg zur Stabilisienrng der einzelnen Volkswirschaften.
213 EG-Bulletin 5/1990, S. 67: Geplant sind für eine Dauer von fünf Jahren gemeinsame Ausbildungs-
vorhaben sowie die Förderung der Mobilität von Leh¡ern, Studenten und Verwaltungskråiften; vgl.
EG-Bulletin 1017990, S. 73: Die ÕSFR erh¿ilt 4 Millionen ECU zur Realisierung des TEMPUS-Pro-
gñülms.
214 EG-Bulletin 11U7990, S. 71: Sie soll vor allem zur Anpassung der Ausbildungssysteme an die neuen
Marktbedingungen beitragen und sich auf die Berufsbildung, Fortbildung und die Ausbildung in
bestimmæn Fachbereichen konzentrieren.
215 Kramer, Heinz, The European Community's response, 5.225.
216 ZlaeÍ"in: EG-Butletin 4/1989, S. 71; vgl. EG-Bulletin lZl988, S. 11- 12: Bereits auf seinem Treffen
in Rhodos im Dezember 1988 zeigæ sich der Europiüsche Rat angesichts der Refonnprozesse in
Polen und Ungam entschlossen, die Teilung des Kontinents zu überwinden und schlug unter anderem
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Ein Sondertreffen des Europåüschen Rates am 18. November 1989 in Paris, das auf
französischen Wunsch einberufen wird, beschäftigt sich ausschließlich mit den Ereignissen
in Mittel- und Osteurop*11 und behandelt zum ersten Mal auch offiziell den Gedanken
einer Assoziierung2ls. Schon am 8. und 9. Dezember 1989 einigen sich die Regierungs-
chefs der Mitgliedslåinder auf ihrem Gipfel in Straßburg darauf, die Zusammenarbeit
zwischen der Gemeinschaft und den Reformländern zu intensivieren und ,,mit allen ihr
zur Verfiigung stehenden Mitteln die erforderlichen Wirtschaftsreformen [zu] untersttitzen
und nach geeigneten Formen der Assozüerung mit den Ländern [zu] suchen, die sich auf
dem'Wege wirtschaftlicher und politischer Refonnen befinden"219.
Grundlage einer Assoziierung mit der Europiüschen Gemeinschaft ist Art. 238 EG-
Yertragz21, obwohl der Artikel selbst keine genaue Defînition des Begriffes an sich
beinhalæt. In einem Urteil vom 30. September 1987 sieht es der Europiüsche Gerichtshof
allerdings als Aufgabe der Assoziierung an, besondere und privilegierte Beziehungen zu
einem Drittland zu schaffen, in denen der Par¡rer zwar teilweise am Gemeinschaftssystem
teilhaben, jedoch außerhalb der Entscheidungsprozesse der EG selbst bleiben muß.221 Mit
dem Ink¡afttreten der Einheitlichen Europäischen Akte (1. Juli 1987) ist vor dem
endgiiltigen Vertragsabschluß die Zustimmung des Europäischen Parlamenls er-
forderlich.2Ð
Peter Gilsdorf unterscheidet in der Geschichæ der Europäischen Gemeinschaft
verschiedene Arten der Assoziierung3B Eine Assoziierung als Beitrittsersatz sei zum
Beispiel mit den EFTA-Staaæn vollzogen worden. Im Falle Griechenlands und der Türkei
sei die Assoziierung als Vorstufe zum Beitritt gedacht gewesen. Hier sollten durch eine
Zollunion, die Harmonisierung vieler Regelungsbereiche und einen ausgebauten in-
vor, auch den politischen Dialog mit den östiichen Nachbarn zu erweitern.
217 Allen, David, West European responses to change in the Soviet Union and Fqstern Europe, in:
Rummel, Reinhard (Hrsg.), Toward political union: Planning a common foreign and security policy
in the European Conrmunity, Baden-Baden 1992, S. M-125: Neben den BemÍihungen, den eigentli-
chen Gipfel in Straßburg im Dezember von diesem Thema zu entlåsten, wird als weiterer Grund ftir
diese Entscheidung die Absicht angeftibrt, vor dem geplanten Gipfelüeffen der Superm2ichte in Malta
eine eigene EG-Linie zu den Ereignissen in Mittel- und Osteuropa zu bescbließen.
218 Kraner,Heinz,DieOsÞolitikderEG,S.51; vgl.ABl.C323lll0vomZ7. Dezember1989: Das
Europapadanent selzt sich nur fünf Tage später für eine rasche Assoziienrng ein.
219 Zlttert in: EG-Bulletsn 1211989, S. 12-13.
220 ArL 238 EG-Verftag: ,,Die Gemeinschaft kann mit einem oder mehreren Staaten oder einer oder
mehreren Organisationen Abkorrmen schließen, die eine Assozüerung mit gegenseitigen Rechten und
Pflichten, gemeinsamem Vorgehen und besonderen Verfahren herstellen."
221 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen der EG mit Polen, Ungarn und der ðStr'R, in: Wirt-
schaftsdienst 211992, S. 93.
222 Ygl.Ilrbek, Rudolf, Das Vertragswerk von Maasricht: Die EG auf dem Weg zur Europåüschen
Uníon, in: Wirtschaftsdienst3ll992, S. 132.
223 Gilsdorf, Peter, Assozüerungsabkommen der Europåiischen \Yirtschaftsge,rreinschaft: Ennricklung und
Perspektiven, Saarbrücken 1990, S.4-5; vgl. Meier, Cbristian, Die,,Europa-VerEäge", S. 25.
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stitutionellen Mechanismus die Låinder auf den Beitritt zur Gemeinschaft vorbereiten
werden. Ein dritær Typ stelle die stufenweise Einrichtung einer Zollunion mit Malta und
Zypern dar, die nicht unmittelbar auf einen Beitritt ausgerichtet sei und ungenauerweise
als Freihandelsassoziierung bezeichnet werde. Schließlich müsse als vierter und bislang
Ietzter Typ noch die Entwicklungsassoziation genannt werden, die sich allerdings nur auf
die Entrvicklungsländer konzentriere. Da aber hier, wie in allen anderen Fdllen, lediglich
wirtschaftliche Fragen aufgeworfen werden, kommt es für die EG nun da¡auf an, mit einer
neuen, fünfæn Variante der Assozüerung auch die politischen Aspekte miæinzubeziehen.
Deutlich werden soll dieser Ansatz mit der neuen Bezeichnun g Europa-Abkommen.Zza
In den nächsten Monaten entwickelt die Kommission kontinuierlich ein Konzept für
eine Assoziierung, das neben den wirtschaftlichen auch die politischen Aspekte mitein-
beziehtund in Mitteilungen an den Rat zur Diskussion stellt. In einer ersten Überlegung
vom23. Januar 1990 spricht die Kommission in diesem Zusammenhang von möglichen
Initiativen, die eine engere Anbindung an die EG erleichtern und flexibel auf die einzelnen
Länder angewendet werden sollen,225 Im Rahmen einer umfassencle.n Gemeinschaftspolitik
denke man daran, die bilateralen Beziehungen nach dem Abschluß von Handels- und
Kooperationsabkommen durch eine Assoziierung zu erweitern, die Bestimmungen über
Handel, Zusammenarbeit und Finanzhilfen beinhalten könnte.22ó Am 2. Februar 1990
werden erste spezifischere Vorstellungen dargelegPn: N.dan befürworte eine frühzeitige
Assoziierung zugunsten der Stabilisierung der politischen Lage, der Entwicklung neuer
Kooperationsinstrumente und der Ståirkung des Vertrauens der Wiruchaft. Die Abkommen
stünden zunächst nur für sich und würden keine Ztsage für einen späûeren Beitritt
bedeuten. Folgende Hauptbereiche sollten dabei behandelt werden: schrithveise Liberalisie-
rung des Handels mit dem Ziel des Freihandels, erweiterte Zusammenarbeit auf der
Grundlage der Abkommen der ersten Generation, technische Hilfe und Finanzbllfe,
Gemeinschaftsprojekæ, politischer Dialog als Rahmen für einen regelmäßigen Gedanken-
austausch zur Überwindung der Teilung Europas sowie Informationsaustausch und
kulturelle Zusammenarbeit.
2U KOMr (90) 398 endg. vom 27. August 1990 (Allgemeines Schema für Assoziationsabkommen), S.
1; vgl. Menit! Giles, Abenteuer Osteuropa: die zukünftigen Beziehungen zwischen der Europiüschen
Gemeinschaft und Osteurop4 LandsberglLerh 1991, S. 43: ,,Um jegliche Verpflichtung zur späteren
Aufuahme der osteuropåiischen Länder zu umgehen, nannten die Brüsseler die Dokumenæ nicht mehr
Assozüerungsverträge, sondern fanden ståttdessen den pompösen Namen ,,Europa-VerEåige"."
225 Wiruchafts- und Sozialausschuß (SEK) (90) 111 endg. vom 23. Jarntar 1990 (Mitt€ilung der
Korrmission an den Råt), S. 5.
226 Ebenda, S.6.
227 SEK (90) 196 endg. vom 2. Febmar 1990 (Mitteilung der Kommission an den Rat und das Euro-
pliische Prlarrent), S. 6-f0.
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Konk¡etisiert werden diese Pläne durch eine dritte Mitæilung der Kommissron vom
18. April 7990.228 Zum ersten Mal werden hier die für eine Assoziierung zugrunde
liegenden Voraussetzungen in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht deutlich erwähnt.22e
So gelten als unerlåißliche Bedingungen für einen Übergang von der Kooperation zur
Assoziation Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschenrechte, Schaffung von Mehr-
parteiensystemen, freie und geheime Wahlen sowie marktwirtschaftlich orientierte
Wirtschaftsreformen. Der Europåüsche Rat beschließt am 28. April 1990 in Dublin, auf
der Grundlage dieser Kommissionsmitteilung interne Beratungen über eine Assoziierung
der einzelnen Reformldndern aufzunehmen und erkltirt seine Absicht, zukünftige
Verhandlungen so schnell als möglich abzuschließen, sofern die einzelnen Bedingungen
erfüllt seien.23o
Am 27 . August 1990 legt die Kommission in einer vierten Mitteilung an den Rat und
das Europiüsche Parlament ein Allgemeines Schema für Assoziationsabkommen mit den
Ländern in Mittel- und Osteuropaß| vor. Dieser Vorschlag soll Anhaltspunkte für das
weitere Vorgehen der EG geben und die Vorstellungen fúr eine Assoziierung näher
erläutern.82 Bedeutend sind vor allem die Ziele, die die EG im Zusammenhang mit den
Europa-Abkommen verfolgen wil1233 :
1) Schaffung eines Klimas des Vertrauens und der Stabilität, das politische Reformen
begünstigt und in dem sich enge Beziehungen auf der Grundlage gemeinsamer
Wertevorstellungen entwickeln können;
2) Festigung der Grundlage einer neuen europäischen Ordnung durch die Teilhabe
Mittel- und Osteurop¿rs an dem umfassenden europdischen Integrationsprozeß;
3) Schaffung eines günstigen Investitionsklimas, um die Ungewißheit privater lnvesto-
Íeî zv beseitigen;
4) Hilfe beim V/echsel der Wiruchaftssysteme;
5) Verbesserung der Transparenz und der Kohåirenz der finanziellen Unterstützung der
Gemeinschaft und deren Anpassung an neue Prioritäæn;
228 Kommission der Europåiischen Gemeinschaften (Iksg.), Mitteilung der Kommission: Die Entwicklung
der Beziehungen der Gemeinschaft zu den Ländern Miftel- und Osteuropas, in: EG-Nachrichten -
Dokumentation Nr.4 vom 2. Mai 1990, S. 25-2'7; ein erster vollständiger Entwurf der Kommission
für eine Assozi¿tion stammt vom Februa¡ 1990 (SEK (90) 713), bleibt aber verEaulich.
229 Ktanet, Heinz, Das System der ,,Europäischen Abkommen', S. 126.
230 EG-Bulle¡n 411990, S. 9; vgl. PE A3 - 772190 vom 29. Juni 1990 (Zwischenbericht im Narnen des
Politischeri Ausschusses), S. 10: Ahnlich argumentiert der Politische Ausschuß des Europlüschen
Parlarnents kn4p zwei Monate später am 29. Juni 1990.
231 KOM (90) 398 endg. vom 27. August 1990 (Allgemeines Schema für Assoziationsabkommen).
232 EG-Bullenn7l8ll990, S. 93.
233 KOM (90) 398 endg. vom 27. August 1990 (Allge,rreines Schema für Assoziationsabkommen), S.
2-4.
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6) Förderung der wechselseitigen Informationsweitergabe und der kulturellen Zu-
sammenarbeit.
Auffallend ist dabei, daß die politischen Aspekte zwar am Anfang der Aufzählung
angefiihrt werden, doch wird angesichts der vorangehenden Informationen auch erkennbar,
daß die geplanten Assoziierungsabkommen Eanz klar wirmchaftlich ausgerichtet sein
werden und der politische Dialog daher nur ergänzende Funktion besitzen kann.
Das Europäische Parlament dråingt auf schnelle Verhandlungen, macht aber im
Unterschied zur Kommission deutlich, daß es die zukünftige Zusammenarbeit in ein-
deutiger Perspektive eines späteren Beitritts der betroffenen Reformländer verstanden
haben wolle23a. Der Rat beauftragt schließlich am 18. Dezember 1990 die Kommission,
die Europa-Abkommen zunächst mit der ðSFR, Polen und Ungarn auszuhandeln und hofft
auf ein Inkrafttreten der Verträge für Januar lggz.ns
3.2. Die Verhandlungen
Die Verhandlungen stehen von Anfang an unter einem ungünstigen Stern. So beginnt
die Europtüsche Kommission die getrennt geführten Verhandlungen auf der Grundlage
identischer Vertragstexte und beabsichtigt damit, die Politik mit den Handelsabkommen
weiter zu verfolgen. Wegen der vorhandenen Unærschiede in der politischen und
wirtschaftlichen Entwicklung deuten die Reformländer diese Haltung der EG jedoch als
einZeichenmangelnder Sensibilitàt.x6 Beieinem Besuch Václav Havels in Brüssel am
20. Marz 1991 fordert der Präsident darüber hinaus eine größere Flexibilität der Gemein-
schaft bei der Öffnung ihrer Märkte und spricht bei dieser Gelegenheit auch die Möglich-
keiten eines künftigen Beitritts seines Landes zur EG an. Jacques Delors unterstreicht
zwa¡ in diesem Zusammenhang die Bedeutung der geplanæn Abkommen.%1 Doch schon
Anfang April wird über eine wachsende Veråirgerung in Mittel- und Osteuropa wegen
Verzögerungen im Abschluß der Europa-Abkommen berichæt. Es sind gerade die von
Havel angesprochenen Bereiche, die ein deutliches Mißtrauen gegenüber der Verhand-
lungsbereitschaft der EG aufkommen lassen und die in der Folgezeit immer wieder im
Zentrum der Diskussion stehen werden: die Weigerung der EG, in der Frage eines
eventuellen Beitritts den Reformländern entgegenzukommen sowie die protektionistische
Haltung der EG in Sachen Marktöffnung. Der Kommentar \m The Guardian,,,alle drei
234 ABl. C 2841138- 139 vom 12. November 1990; ABl. C l29ll43 vom 20. Mai 1991.
235 EG-Bulleanl2ll990, S. 119.
236 lld:er¡rú" Giles, Abenteuer Osteuropu 5.42.
237 EG-Bulletin 3/1991, S. 56.
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Länder sind aufgrund des scharfen Gegensatzes zwischen den offiziellen Sællungnahmen
der EG in Bezug auf die Unterstützung der wirtschaftlichen und politischen Reform-
prozesse in Mitæl- und Osteuropa und der tatsächlichen, erbärmlichen Haltung der
Gemeinschaft bei den wirtschaflichen Schlüsselfragen (...) desillusioniaft"238, wird sich
daher wie ein roter Faden in der Thematik des Europa-Abkommens verfolgen lassen.
Ein späterer Beitritt der betroffenen osteuropáischen Låinder ist in den Planungen der
Kommission zunächst nicht vorgesehen, auch wenn er definitiv nicht von vornherein
ausgeschlossen wird. Doch bleibt man bei diesem Schritt in vielen Mitgliedsstaaten eher
skeptisch. Einzelne Länder, wie etwa Frankreich, befürchæn durch eine Osterweiterung
eine Machtverschiebung zugunsten Deutschlands.23e Wichtig sind auch ökonomische
Gründe, die es der EG schwer machen, bei der Frage des Beitritts den mittel- und
osteuropäischen Refonnlåindern entgegenzukommen. Die Furcht vor erheblichen und
langfristigen Transferzahlungen (geschätzte 8 Milliarden ECU pro Jahr), vor unnötigem
Konkurrenzdruck und drohenden Arbeitskräfæwanderungen lassen den Enthusiasmus vor
allem der ärmeren EG-Staaten für die Transformationsprozesse in Mittel- und Osteuropa
schnell sinken.2ao Doch die Visegrád-Staaten zeigen in diesem Punkt erbitterten lVider-
stand. Erst als ein Scheitern der Verhandlungen droht, lockert der Ministerrat seine
Haltung und erteilt am 15. April 1991 der Kommission ein flexibleres Verhandlungs-
mandat.2al
Als das größte Hindemis in den Verhandlungen erweist sich der wiruchaftliche Sektor.
Probleme gibt es hier hauptsächlich in der Umsetzung des Planes, in einer Zehn-Jahres-
Frist zu einer Freihandelszone zu gelangen. Kem der Auseinandersetzung ist zunächst
der gegenseitige Abbau der ZölIe. Doch hier scheint Ende Mai mit dem Begriff Asymme-
trie242 eine Lösung gefunden zu sein. In anderen strittigen Bereichen kommt erst nach
dem fehlgeschlagenen Putschversuch in Moskau vom August 1991 wieder Bewegung
in die Verhandlungen. Gerade die sensiblen Produkte Stahl, Kohle, Textilien und der
238 Palmer, John, The door to Brussels is still closed to the fompr communist bloc, in: The Gua¡dian
vom 10. April 1991.
239 Brendel, Gerha¡d, Zl den Wiruchaftsbeziehungen der EG, S. 18.
240 Busch, Berthold/Fröhlic.h, Ilans-Pete¡ Aufbruch im Osæn - Anpassung im Westen: Europa nach derr
Fall des Eisemen Vorhangs, Institut der deutschen Wirtschaft, Beiträge zur Wirtschafts- und
Sozialpolitik, Köln 1993, S. 65-66.
Vll Lipp4 Barbara, Mittel- und osteuropåúsche Søaæn, in: Weidenfeld, Werner/TVessels, Wolfgang
(Iksg.), Jahrbuch der europiúschen Integration 1990191, Bonn 1991, S. 369.
242 News and Current Affairs (NCA) (Brüssel) vom 28.Mai 1991: Die EG vermindert in den nächsten
fúnf Jahren zunächst einseitig die Steuersätze ftir die meisten Wa¡en aruf 07o, gew2ihrt aber den
Refornùåindern über einen längeren ZeiEaum eigene Steuersätze zum Schutze ihrer jrmgen und an-
f?illigen Industrien. I¡onischerweise muß Ole ðSfn in diesem Zusamnenhang zunåichst einnal ihre
von Haus aus niedrigen Steuersätze gegmüber der EG anheben, um dem Grundsatz der AsymmeEie
gerecht zu werden.
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Agrarbereich stehen jetzt im Mittelpunkt der Auseinandersetzvn¡.243 Hildegard Bedarff
befürchtet, daß durch den Binnenmarkt Interessenverbände innerhalb der EG versuchen
würden, strikte Quotierungen durchzusetzen, um den verschârften internen Konkurrenz-
druck nach außen hin abzufe dern.244 Vor allem Frankreich, das unter heftigem Druck
seiner Landwirschaftslobby steht, scheint aus diesem Grund hartnäckig eine Steigerung
der Fleischimporte aus dem Visegrád-Dreieck zu blockieren. Erst müßten ,,die Interessen
der französischen Landwirte"zs gesichert sein, mahnt der französische Außenminister
Roland Dumas und provoziert damit auch Unverståindnis in den Reihen der EG.2a6 Um
erneut das Scheitern der Verhandlungen zu vermeiden, werden am 30. September noch
einmal die Verhandlungsdirektiven von Seiæn der EG gelockert, was einer Einigung in
den Problembereichen sehr entgegenkommt.24T
Am 22. November 1991 erfolgt letztendlich die Paraphierung der Europa-Abkommen.
Die Freude ist nach den endlos scheinenden Problemen und Verhandlungsrunden groß.
Pablo Benavides, Chefunterhändler der EG, betont: ,,Wir haben uns hohe Ziele gesteckt.
Wir werden versuchen, diese drei Länder auf eine Mitgliedschaft vorzubereiten", aber
das Abkommen sci kcin Frcischcin.2as Der stellvertretende tschechoslowakische Außen-
minister Zdenko Pirek fügt hinzu: ,,Das ist ein großer Schritt in Richtung Re-Integration
in die Europäische Familie."ue Bis zuletzttauchen aber immer wieder neue Hindernisse
auf, die aus dem Weg zu räumen sind. So lenkt Spanien erst einen Tag vor der offiziellen
Unterzeichnung in der Frage der Quoten für Stahl endgültig ein, nachdcm die EG zuge-
sichert hat, im Falle von zu hohen Importen von Billigstahl Sicherungsmaßnahmen zu
ergretfen.zso Am 16. Dezember 1991 werden schließlich die einzelnen Europa-Abkommen
in Brüssel unterzeichnet. Jacques Delors spricht bei dieser Gelegenheit von einem wich-
tigen Schritt zu einer neuen europdischen Architektur.25l
243 NCA (Brüssel) vom 5. September 1991: Textilien für Pornrgal, Kohle fÍir Deutschland, Agrarprodukte
ftir Frankreich.
2H BeÀarff, Hildegard, Die Osæuropapolitik der Europäischen Gemeinschaft, S. 50.
7A5 Lasten abgewáIzt, in: Der Spiegel 3911991, S. 155.
U6 Srr Leon Brittan, zittert in: Reuter (Prag) vorr 10. September 1991: ,,We regmd the lack of impetus
and the lack of agfeement so far as a disappointment and a matter of grave concern because I think
it calls in question the credibility of the community"; der Präsident des DIHT, Stihl, zitiert in:
Bedarff, Hildegar{ Die Osæuropapolitik der Europäischen Gemeinschaft, S. 75-76: ,Ein Hick-Hack
über Rindfleischimportquoten kann nicht unsere Antwort auf den historischen Umbn¡ch in Osteuropa
sein".
?A7 F,G-Bulletin 9/1991, S.47.
248 Reuær (Brüssel) vom22. November 1991.
'249 Bbenda
250 Buchan, David, Central Europeans sign nade accord with EC, in: Frnancial Times vom 17. Dezember
1991; vgl. die Haltung Spaniens bei den Beitrittsverhandlungør der Nordeuropåüschen Länder. Auch
hier hat Spaniør nach dem ofhziellen Beitrittsbeschluß der EG Nachbesserungen iln Bereich der
Fischfan gquoten erreicht.
251 In: Weydenthal, Jan B. de, Czechoslovaki4 Hungary, and Poland gain associate membership in the
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3.3. Inhalt und Kritik des Europa-Abkommens2s2
Prtiambel: KonditionalitAt und Beitrittsfrage - Auch die Assoziationsabkommen
zwischen der Gemeinschaft und den Låindern Mitteleuropas sûellen Prdferenzabkommen
auf der Basis des Art. 238 EG-Vertrag dar. Die verschiedenen Fassungen sind dabei im
Grundsatz miæinander identisch und weisen lediglich in einigen Punkæn låindenpezifische
Abweichungen auf. Es handelt sich hierbei um sogenannte gemischte Abkommen, deren
Vertragsinhalte, vor allem die Bestimmungen über die kulturelle Zusammenarbeit und
den politischen Dialog, sowohl in den Kompetenzbereich der Gemeinschaft als auch in
den der einzelnen Mitgliedsstaaten fallen. Somit ist eine Ratifizierung des Abkommens
im Europäischen Parlament und in den Parlamenten der einzelnen Nationalstaaten für
die Inkrafa etzung edorderlich.253
Im Vertragswerk mit der CSf'n wird bereits in der Präambel auf die Konditionalität
des Europa-Abkommens durch den Vermerk hingewiesen, daß ein Zusammenhang
hergestellt werden sollte zwischen der vollen Verwirklichung der Assoziation einerseits
und der tatsächlichen Vollendung der politischen, wirtschaftlichen und rechtlichen
Reformen in der CSfn andererseits. Da der Vertrag, zunächst abgeschlossen auf zehn
Jahre, in zwei gleichmäßige Stufen aufgeæilt ist und über den Übergang zur zweiten Stufe
gesondert entschieden wird (vgl. Art.7), übt man dadurch automatisch einen gewissen
Reformdruck von Seiæn der EG auf die CSfn aus.254 Dieser Punkt betrifft in erster Linie
ökonomische Aspekte. Das Ziel einer geplanten Frefüandelszone kann nur auf der Basis
gleicher Wettbewerbsbedingungen erreicht werden. Bestimmte Grundbedingungen für
den Übergang zur Marktwirtschaft müssen deshalb für ein erfolgreiches Funktionieren
des Abkommens vorausgesetzt bzw. erwa¡tet werden. Dazu gehören insbesondere die
Bereiche freie Preisbildung, konstanter Geldwert sowie der Ausschluß von Mono-
polgewinnen und die Begünstigung von Investitionen.255 Vergleicht man diese Vorausset-
zttn1enmit der Situation in der ÕSpR, dann muß festgestellt werden, daß zum Zeitpunkt
des Entscheidungsprozesses innerhalb der EG und sogar teilweise wåihrend den Verhand-
lungen selbst ¿t ðSpR die erforderlichen wirtschaftlichen Grundbedingungen noch nicht
EC, in: RFE/RL Research Report 611992, S.25.
252 /Jle Artikel-Angaben obne Bezeichnung des GeseEestextes beziehen sich auf das Europa-Abkommen
zur Gründung einer Assoziation zwischen der EG sowie ihren Mitgliedsstaaten und der Tschechischen
Republik in seiner Fassung vom 4. Oktober 1993.
253 Busch, Berthold/Fröhlich, Hans-Peter, Aufbnrch im Osten, S. 56; vgl. Lippett, Brba¡a Mittel- und
osteuropåüsche Staaten, in: Weidenfeld, Werner/TVessels, Wolfgang (Hrsg.), Jahrbuch der euro-
piüschen Integration 1991192, Bonn 1992, S. 384.
254 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen der EG, S. 95.
255 Kramer, Heinz/lüüller, Friedemann, Die wißchaftlichen Voraussetzungen für eine erfolgreiche
Assoziation, in: Bonvicini, Gianni u.a., Die EG und die jungen Demokratien in Europa Ein genein-
samer Bericht westeuropiüscher Außenpolitik-Institute, Baden-Baden 1991, S. 30.
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erftillt und erst mit Beginn des Jahres 1991 die entscheidenden Weichen sællt. Trotzdem
steht das Land bei den Überlegungen der EG nie zur Disposition.256 Im Gegenæil, schon
mit dem Beginn der eigentlichen Verhandlungen zu den Europa-Abkommen hat die
Gemeinschaft den ehemaligen Ostblock in verschiedene Gruppen eingeteilt, von denen
die erste, und damit am weitesten fortgeschrittene, die Låinder Polen, Ungarn und die
CSf'n umfaßt.257 Die EG betreibt damit eine radikale Politik der Differenzierung, die
sich sowohl an der geographischen Lage als auch an den Möglichkeiten für Reformen
zu orientieren scheint.
Ein erster konkreter Punkt, der Anlaß zur Verstimmung auf Seiten der ÕSpR gibt, ist
die schon angesprochene Problemat'lk des Beitritß. Wie bereits erwähnt, strebt Minister-
przisident YâcIav Klaus für sein Land eine Mitgliedschaft in der EG bis spätestens zum
Jahr 2000 an, das Europa-Abkommen ist daher nur ein Zwischenziel. Dabei steht er mit
seinem Wunsch nicht ganz allein. In der Präambel des EWG-Vertrages258 fordern die
Unterzeichner die anderen Völker Europas auf, sich ihrer Gemeinschaft anzuschließen
und legen im Art. 237 EWc-Vertrag fest: ,,Jeder europáische Staat kann beantragen,
Mitglied der Gemeinschaft zu werden." Der Maastricht-Vertrag hat diesen Wortlaut im
Art. O übernommen. Neben der geographischen Zugehörigkeit zum europdischen
Kontinent existieren aber eine Reihe ungeschriebener Voraussetzungen, vor allem das
Bekenntnis zur demokratischen Staatsform und einer marktwirtschaftlichen Ordnung,
wobei hier die Anforderungen nicht an einem bestimmten System gemessen werden
können. Dazu sind allein innerhalb der EG die Erscheinungsformen zu verschieden.259
Der Europåüsche Rat beschließt nach Art. O Maastricht-Vertrag nach Anhörung der
Kommission .sowie der Zustimmung der absoluten Mehrheit des Europáischen Parlaments
einstimmig über die Aufnahme des Bewerbers. Die Entscheidung für einen Beitritt liegt
somit in ketztar Instanz im politischen Ennessen des Rates, doch darf die im EWG-Venrag
grundsäølich festgelegte Offenheit der Gemeinschaft nicht willkürlich verleugnet
werden.260 Im Europa-Abkommen selbst wird zwar dann auch am Ende der Präambel
256 Vgl. SEK (90) 492ß vom 22. luni 1990 (Infonnationsbericht - Tschechoslowakei).
257 Langbanmer, Rolf J., EC integration widening to\ryafds Eåstern Europe: Reconciling the political and
economic rationale of supporting the transforrration process, The Kiel Institut of World Economics,
Kiel Working Paper No.5Z, Kiel 1992, S. 9; vgl. Slay, Ben, The postcorrmunist economic transition:
ba¡riers and progress, in: RFE/RL Research Report 3911993, S. 36: Die zwelte Gruppe be^steht aus
Rußland, den Baltischen Staaten, Bulgarien und Rumänien, eine dritte Gnrppe aus den restlichen
ehemaligen Sowjetrepubliken sowie dem ehemaligen Jugoslawien.
258 Auch im EG-Veruag in der Präanbel enthalten.
259 Busch, BertholdiFröhlich, Hans-Peter, Aufbn¡ch im Osten, S. 62-ó3; vgl. dezu ausftihilich: Gåirtner,
Wolfran, Die Armäherung osteuropáischer Staaten an die Europiüschen Gemeinschaften, in: Recht
in Ost und West 8tl99l, S. ?28-230: Der Autor fúgt noch völkeÍechtliche Verpflichtungen als
Voraussetzung für eine Autuahme hinzu; vgl. F,A1511611992 S. D508-D514.
260 Busch, BertholdÆröhlich, Hans-Peter, Aufbruch im Osæn, S. 63.
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von Seiten der Europdischen Gemeinschaft das Streben der ðSpR nach Vollmitgliedschaft
in der EG anerkannt und festgestellt, daß das Abkommen bei der Verwirklichung dieses
Ziels behilflich sein werde. Jede Automatik vor allem in Bezug auf Fristen oder einzelne
Schritte bleibt aber unerwähnt und ertüllt somit in diesem ersten Punkt nicht die Hoff-
nungen des assoziieræn Partners.26l
Handelsvereinbarungen - Kemstück des Vertrages ist die stufenweise Einführung der
Freihandelszone (vgl. fut. 8), d.h. des freien Warenverkehrs zwischen den Parnrern. Nach
dem Grundsatz der Asymmetrie muß die Gemeinschaft dabei schneller voranschreiten
als die CSfn. So beseitigt die EG ihrerseits mit Ausnahmen für Spanien und Portugal
für die meisten gewerblichen'Waren die mengenmdßigen Einfuhrbeschränkungen sofort
und verpflichæt sich zum stufenweisen Abbau der Einfuhrzölle innerhalb von fünf Jahren.
ler ðSpR wird bei Importen hingegen eine Übergangsphase von maximal 10 Jahren
eingeräumt (vgl. Art. g-14).262 Sonderregelungen gibt es in den sensiblen Bereichen
Textil, Stahl und Kohle. Für Textilien gilt eine Ûbergangsfrist von sechs Jahren, innerhalb
derer von EG-Seiæ mengenmäßige Beschråinkungen und Zölle sukzessive vermindert und
schließlich beseitigt werden (vgl. Art. 16).263 Auch für Stahl gelten ähnliche Sonderrege-
lungen, insbesondere für Deutschlan d.264 Im Kohlebereich werden Ausnahmeregelungen
für Deutschland und Spanien getroffen, die beide erst bis zum Ende des vierten Jahres
Einfuhrbeschränkungen aufgehoben haben müssen. Für die übrigen EG-Länder ist ein
Jahr Übergangszeit vorgesehen (vgl. Art. l7).26s
Den schwierigsten Teil des Abkommens machen die Regelungen im Agrarsektor aus
(vgl. Art. 19 -21). Hier produziert die Gemeinschaft selbst gerade in den Bereichen 
Rind-
und Schweinefleisch, Getreide und Milchprodukte, Überschußmengen von beträchtlicher
Größe. Eine Liberalisierungspolitik wie bei anderen gewerblichen Produkæn war deshalb
von Seiten der EG kaum zu erwarten. Sie würde sonst nicht nur an den Grundpfeilern
einer gemeinsamen Agrarpolitik rütteln, sondern vor allem auch die Interessen der
einzelnen Mitgliedsstaat€n zu stark beri.ihren.266 Insbesondere Frankreich wehrte sich,
wie bereits erwähnt, vehement gegen die Erhöhung des Imports von Rind- und Schaf-
fleisch. Eine vorläufige Lösung wird hier durch ein Umlenken mittel- und osteuropäischer
Fleischimporte vor allem in die Staaæn der ehemaligen Sowjetunion gefunden (Dreiecks-
geschäfte). Doch tifft dieser Kompromiß auch auf Kritik aus Mitæl- und Osteuropa. Eine
261 Ygl. Zu den Assoziationsverträgen der EG mit Polen, Ungam und der Tschechoslowakei, in: DIW-
wochenberichr 50/1991, s.'702.
262 Ebenda, S. 702.
263 Ebenda, S.702.
264 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europa-Abkommen, S. 96.
265 Langhammer, Rolf J., Die Assoziierungsabkommen, S. 15.
266 Ebenda, S. 11-12.
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derart ausgerichæte Umlenkungspolitik würde zwar kurzfristig Abhilfe schaffen, auf lange
Sicht aber einer Anpassung der eigenen Agrarstruktur an den westeuropdischen Stândard
im Wege stehen, zumal die sowjetische Agrarwiruchaft andere Strukturen als die EG
aufweist.267 Bei anderen Produkten einigt man sich in den Abkommen unter anderem
auf gemäßigte Abschöpfungssätze268 llebendtiere, Milch, Eier) und Zollkontingente mit
ermäßigten Znllsàtznn (Gemüse, Obst) mit Ausnahmeregelungen für Spanien und Portugal.
Nach der Auffassung von Berthold Busch und Hans-Peter Fröhlich stehen damit im
Agrarbereich die getroffenen Maßnahmen, zu denen auch Plafondserhöhungen26e und
Einfuhranwachsraten gehören, in keinem Verhåilhris zum Exportpotential der Parnrerldnder
bei landwirtschaftlichen Grund- und Verarbeitungserzeugnissen.2T0 Handelsausweitend
oder handelsfördernd können solche Maßnahmen daher nicht wirken, zumal einZ.eitplan
ftir eine weitere Liberalisierung des Agrarmarktes nicht vereinbart wird.271
Angesichts der relativ dürftigen Zugeständnisse2lz der EG bei der Marktöffnung wird
von verschiedenen Seiten erheblich Kritik an den Europa-Abkommen geübt. Ein zentraler
Punkt ist dabei der Vorwurf, die EG öffne ihre Märkæ zu langsam, während auf der
anderen Seite die Schonfrist für die Industrien der Reformländer zu knapp bemessen
sei.273 Betrachtet man darüber hinaus die 'Warenstruktur des tschechoslowakischen
Außenhandels, dann wird deutlich, daß ein Großteil der Exporte in den Westen Bereiche
betrifft, die von cler EG gesonclert behandelt werden:
267 lnoøi, András, Assozüenrngsabkommen: Sch¡itæ zur Reintegration osüritteleuropäischer Staaten, in:
Integration lllgyz, S. 32; Weidenfeld, Werner/Huterer, Manfred, Osteuropa, S. 69.
268 Abgabm auf Ein- und Ausfuhren im Rahmen der EG-Agrrpolitik.
269 Obere¡ GrenzbeEag bei Kreditgewährungen.
270 Busch, Berthold/Fröhlich, Hans-Peter, Aufbmch im Osæn, S. 57.
271 Langhanrter, Rolf J., Die Assoziienrngsabkommen, S. 12-13.
272 Pnde¡, John, The European Community and Eastern Europe., London 1991, S. 6l: Der Autor kommt
zu dem Schluß, wesentliche Fortschritte gegenüber den Handels- und Kooperationsabkomnen seien
durch das Europa-Abkommen nicht er¿ielt. Vielmehr handle es sich nur um eine Konsolidiemng
dessen, was bereits vereinbart sei.
273 Meie\ Christian, Die ,,Europa-Verträge", S. 28; vgl. Weidenfeld, Werner/Huterer, Manfred, Ost-
europ4 S. 69.
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Der mitteleuropåiische Anteil (in Vo) am gesamten EG-Import (1989 -1992)
Alle Bereiche sensible Bereiche
Land 1989 1991 1992
CSSR/CSFR
Ungarn
Polen
Gesamt
0,24 0,35 0,47
0,25 0,32 0,35
0,37 0,53 0,60
0,g6 1,20 1,42
t989 r99r 1992
0,35 0,45 0,58
0,54 0,63 0,63
0,64 0,86 0,86
1,53 1,94 2,07
aus: Galinos, Alexis, Central Europe and the EU: Prospects for closer integration, in:
RFE/RL Research Report 2911994, S. 21.
Für die drei mitæleuropåiischen Staaten Polen, Ungarn und die CSfn insgesamt ergibt
sich sogar flr 1992 ein Anteil der sensiblen 'Warengruppen am Export in die EG von
jeweils iiber STTo,wåihrend er am EG-Import ungefåihr 2Vo ausmaÇht.27a Von ciner Über-
schwemmung mit Billigprodukten kann folglich auf EG-Seite kaum die Rede sein, wäh-
rend für die betroffenen Mitteleuropäer dieses Problem geradezu eine Existendrage dar-
stellt. Hinzu kommt, daß alle drei Låinder in diesen Bereichen eine ähnliche Exportstruktur
aufweisen und in starker, von Brüssel protegierter Konkurrenz aus Griechenland, Spanien
und Portugal stehen.275 Christian Meier spricht in diesem Zusammenhang von kleinl<nrier-
ter Quotenfeilscherei auf Seiten der EG und wirft der EG mangelnde Hilfsbereitschaft
vor.T6 Vor allem im Agrarbereich, so eine andere Analyse, sei eine größere Marktöffnung
durchaus möglich geweser?11, wodurch der daraus resultierende stdrkere Wenbewerb den
auch in der EG notwendigen Strukturwandel endlich herbeiführen oder beschleunigen
könnte.278 Aber auch EG-Experæn zeigen sich durchaus selbstkritisch. So fragt sich zum
Beispiel der V/irtschafts- und Sozialausschuß der EG in einer Sællungnahme vom Oktober
1991, warum die EG fünf Jahre für die Öffnung ihrer Märkte benötige, und stellt fest,
daß auch die sensiblen Bereiche auf Dauer davon nicht ausgenommen sein könnten2?9:
,,Die Europåüsche Gemeinschaft sollte nicht vergessen, daß höhere Exporterlöse für die
274 Meier, Christian, Die ,,Europa-Verúäge", S. 29.
275 Brendel, Gerha¡d, Zt den Wirtschaftsbeziehungm der EG, S. 16'
276 Meie\ Christian, Die ,,Europa-Vertråige", S. 29.
277 Zu den Assoziationsverträgen der EG, S. 7M.
T7B Ebend+ S. 7M; vgl.FAZvom27. August 1994 (,Ðie Agrarpolitik erschwert die Annäherung von
Osûeuropa an die EU").
279 SEK (91) 1119/KofÏ. vom 20. Oktober 1991 (Ergåinzende Stellungnahme zum Thema: Die Be-
ziehungen der EG zu den mittel- und osteuroplüschen Staaten), S. 4.
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Reformstaaten entscheidende Voraussetzungen sind, um die Restrukturierung der
Wiruchaft voranzutreiben. "28o
Die Ursachen dieser Politik sind leicht auszumachen. So folgert Hildegard Bedarff,
daß die Ergebnisse die UnfÌihigkeit der Gemeinschaft widerspiegelten, ,,angesichts von
Partikularinteressen ihrer Mitglieder in sensiblen Bereichen eine weitsichtige Politik zu
betreiben"28l. Áhnüch formuliert dies Heinz Kramer, wenn er schreibt, die Vermutung
läge nahe, daß organisierte Interessen innerhalb der EG durch ihre Einflußmöglichkeiten
die Verhandlungen zv den Europa-Abkommen stark beeinflußt und auf die Absicherung
ihres Besitzstandes abgezieLt hàtten.282 Deutlich wird auf jeden Fall der im Europa-
Abkommen klar erkennbare W'iderspruch zwischen Freihandel und ökonomischem
Eigeninteresse.2s3
Es gibt aber auch Stimmen, die die Endergebnisse für sich allein betrachtet zwar
kritisieren, im Zusammenhang mit den tatsächlichen Möglichkeiten aber durchaus gute
Ansätze erkennen. So gelangt Rolf J. Langhammer zu der These, daß angesichts der
Schwierigkeiten in den einzelnen Verhandlungsrunden und der zur Verfügung stehenden
Optionen die Resultate im handelspolitischen Teil des Abkommens durchaus positiv zu
bewerten seien.284 Immerhin hätæn es die Reformlåinder auf Anhieb geschafft, einen Fuß
in den ansonsten geschlossenen europdischen Agrarmarkt zu setzen, wodurch sich die
EG früher oder später genötigt sehen werde, die Türe weiter zu öffnen. Äuch bei Montan-
und Textilprodukten lenke die EG in ihrer Politik langsam aber sicher ein.
Letztendlich ist aber festzustellen, daß die unterschiedlichen Analysen des Europa-
Abkommens durchweg negative Beurteilungen des Vertragswerks hervorbringen und auch
die offiziellen Ver'lautb¿uurìgen entgegen der Anfangseuphorie sachlichcr werden. Warum
haben die Mitteleuropäer diese Ergebnisse akzeptiert? Wie dargelegt, standen die
Verhandlungen bereits zweimal kurz vor dem Abbruch, da die Reformlåinder mit den
Angeboten der EG im politischen wie im wirtschaftlichen Bereich nicht zufrieden sein
konnten. Die nun im Endeffekt erzielten Regelungen stellen somit schon Kompro-
mißformeln dar, die nur durch die hzutnäckige Haltung von Seiten der Polen, Ungarn,
Tschechen und Slowaken durchgesetzt werden konnten. Wenn man daher also von
durchaus schlechteren Anfangsangeboten der EG ausgeht, dann erweisen sich die
Ergebnisse tatsächlich als ersûe Teilerfolge
280 Ebenda S. Z.
281 Bedårff, Hildegard, Die Osteuropapolitik der EuropZúschen Gemeinschaft, S. ó1.
282 K¡anet, Heinz, The European Comnunity's response, 5. 228.
283 Dyker, David 4., Free Eade and fair rade with Eastern Europe, in: RFE/RL Resea¡ch Report
2611993, 5.39.
284 Langhamrner, Rolf, J., Die Assoziierungsabkommen, S. 35 - 36; vgl. ders. EC inægration widening,
s. 6.
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Freizügigkeit, Niederlassungsrecht, Dienstleistungsverkehr - Der nächste größere
Abschnitt des Europa-Abkommens enthåilt nähere Bestimmungen über die Freizügigkeit
der Arbeitnehmer, über das Niederlassungsrecht sowie über den Verkehr mit Dienst-
leistungen. Die hierin aufgenommenen Regelungen sind weniger umfangreich als die
Vereinbarungen bezüglich des freien Warenverkehrs. Als sensibelster Punkt erweist sich
die Frage der Freizügigkeit von Personen, da ,,die Erteilung von Arbeitserlaubnissen, der
Ztryang zum Erwerbsleben, die rechtliche Behandlung ausländischer Arbeitnehmer
hinsichtlich Beschåiftigung, Entlohnung sowie sozialer Sicherheit in der Zuståindigkeit
der Mitgliedsstaaten liegen"285. So hat die Bundesrepublik Deutschland zum Beispiel für
rund 56.000 Arbeitnehmer aus Polen, Ungarn und der CSpn Werkvertrags- und Gast-
arbeiterabkommen ausgehandelt.2s6 Das Europa-Abkommen legt fest, legal tätige
tschechoslowakische Arbeitnehmer, vorbehaltlich der Regelungen in den einzelnen
Mitgliedsstaaten der EG, bezüglich der Arbeitsbedingungen, der Entlohnung sowie der
Entlassung nicht zu diskriminieren (vgl. Art. 38). Desweiteren wird lediglich den
Angehörigen von legal beschäftigten Tschechen und Slowaken der Zugang zum EG-
Arbeitsmarkt gewährt. Ansonsten bleibt dieser entgegen vieler Hoffnungen geschlossen2sT
und verdeutlicht gleichzeitig den Zwiespalt, in dem sich die EG befindet. Einerseits hat
die Gemeinschaft über 40 Jahre lang die kommunistischen Regierungen aufgefordert, ihren
Bürgern Bewegungsfreiheit zuzugestehen, andererseits schrtinkt die EG nun selbst die
Mobilität derselben Personen wieder ein.288 Unberührt von diesen Regelungen bleiben
bereits bestehende günstigere bilaærale Abmachungen zwischen den einzelnen Mitglieds-
staaten der EG und der CSpn (vgl. Art. 41). Das Europa-Abkommen fordert in diesem
Zusammenhang die Mitgliedsstaaten der EG auf, solche bilaterale Verträge abzuschließen,
beizubehalten bzw. zu verbessern (vgl. Art.42).
Die Niederlassungsfreiheit, die das warenproduzierende Gewerbe und den Dienst-
leistungsbereich umfaßt, richtet sich im wesentlichen nach der Definition der Art. 52-58
EG-Vertrag, die eine dauerhafæ Niederlassung im Rahmen einer selbståindigen Erwerbs-
tätigkeit im Gültigkeitsbereich der Abkommen mit demZiel einer ständigen Integration
vorsehen.2se Das Europa-Abkommen unærscheidet dabei verschiedene Geschwindigkeiten
bei der Einführung jener sogenannten Inlåinderbehandlung, die Ausländer mit einhei-
mischen Staatsbürgern gleichstellen soll (vgl. Art. 45 Abs.l (i)). Die EG gewåihrt
Unternehmen aus dem Partnerland mit Inkrafttreten der Abkommen die Inlåinderbe-
285 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkonrmen, S. 99.
286 Ebenda, S. 99; vgl. Reuter (Brüssel) vom 7. November 1991: Die tschechoslowakische Delegation
drÍingte bei den Verhandlungen zu dem Europa-Abkomnen darauf, bilaterale Verträge nach deut-
schem Muster mit jedem EG-Land abschließen zu wollen.
287 Langhamner, Rolf J., Die Assoziienrngsabkorrmen, S. 17.
288 Weidenfeld, Werner/Huterer, Manfred, Osteuropa, S. 70.
289 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen, S. 98.
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handlung (vgl. Ar1. 45 Abs.3). Dabei tauchen für die EG selbst keine größeren Hindernisse
auf, da die Gemeinschaft schon ein relativ liberales Niederlassungsrecht für ausltindische
Unternehmen besitzt.2eo Für die bereits in der CSf'n tätigen Unternehmen aus der EG
gilt ebenfalls unmittelbar mit Inkraftneæn des Abkommens die Inlåinderbehandlung (vgl.
Æ1.45 Abs.l (i)). Neue Niederlassungen aus dem Bereich des warenproduzierenden
Gewerbes erhalæn jedoch die Niederlassungsfreiheit in der CSfn binnen fünf Jahren nach
Inkrafttreæn des Abkommens. Dienstleistungsanbieær haben ebenfalls eine Übergangsfrist
von fünf Jahren. Ausnahmen bilden hier Banken und Versicherungen, denen zehn Jahre
zugeschrieben werden (vgl. Anhang XVIa).2e1
Ein wesentlicher Grund für diese Zurückhaltung ist der Prager Wunsch, den eigenen
noch unterentwickelten Dienstleistungssektor zu schützen.292 Dieses Argument muß sich
allerdings wogen der Bedeutung des finanziellen Sektors und der Nichtbeachtung von
Kompromißmöglichkeite*e3 Kritik gefallen lassen. So ist zum Beispiel Rolf Langhammer
zuzustimmen, wenn er dem dortigen unterentwickelten Bankensektor einen momentan
sehr geringen Beitrag zum Gelingen der Reformprozesse zuffaut und die Niederlassungs-
freiheit insgesamt aufgrund der Vielzahl von Sonderbestimmungen und Ausnahmerege-
lungen als stumpfes Schwert bezeichnet.2ea Doch muß bei diesen Überlegungen auch der
Gedanke der unterschiedlichen Ausgangspositionen berücksichtigt werden. Gerade im
finanziellen Sektor ist es wichtig, nationale Eigenheiten nur mit Vorsicht anzugreifen.
Der Vorwurf des nationalen Ausverl<nufs, der gerade in der ÕSfn¿Cn ein nicht unbedeu-
tendes Gewicht besitzt, könnte sonst traurige Wahrheit werden. In die gleiche Richtung
gehen daher auch die Bestimmungen über Immobilien. Zwar dürfen EG-Unternehmen
mit Inkraftsetzung des Vertrages Grundbesiø kaufen, pachten oder verkaufen. Der Erwcrb
und Verkauf natürlicher Ressourcen, land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen sowie
von Kulturdenkmåilern, historischen Denkmälem und Gebäuden bleiben davon aber
ausgenommen (vgl. Anhang XVIc).
Kapítalverkehr, Wettbewerb, Angleichung der Rechtsvorschriften - Für den Kapital-
verkehr sind konkrete Bestimmungen im Europa-Abkommen nicht zu finden. Hier heißt
290 Ders., Die Niederlassungsfreiheit ftir Unærnehmen der Euopiúschen Gemeinschaft in den Euro-
paabkommen der EG mit der CSFR, Polen und Ungarn, in: Europåüsche Zeitschrift für Wiruchafts-
fechr 18/1992, S. 572.
291 Vgl. Anhang XVIb des Europa-Abkommens: Weitere Ausnahmen sind u.a Rüstungs- und Ver-
æidigungsproduktion sowie Stahlherstellung.
292 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen, S. 99.
293 Langhanmer, Rolf J., Die Assoziierungsabkommen, S. 17: ,,Kompromisse, wie sie aus Entwick-
lungslåindern bekannt sind, beispielsweise Mindeùeitsbeteiligungen oder Verpflichtungen, Eigen-
kåpitålånteile nach einer bestimmten Frist Einheimischen anzubieten, wu¡den nicht in Bet¡acht
gezogen."
294 Ebenda" S. 17-18.
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es lediglich, die Vertragsparteien würden Konsultationen aufnehmen, um den Kapital-
verkehr zwischen der Gemeinschaft und der CSfn zu erleichtern (vgl. Art. 61 Abs.3).
Eine Verpflichtung zur Herstellung der vollen Freiheit des Kapitalverkehrs innerhalb der
Übergangsphase von zehn Jahren ist danach nicht vorgesehen.2e5 Somit ist in der
Aufzählung, Ausformung und Verwirklichung der vier Grundfreiheiten (freier Waren-,
Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr) deutlich eine hierarchische Gliederung
erkennbar. Dem freien Warenverkehr wird entsprechend der Zielsetzung, eine Freihandels-
zoîe 
^t 
errichten, oberste Priorität eingeräumt. Die Detaillierung nimmt dann in den
folgenden Punkæn deutlich ab. Eine Gleichgewichtung der vier Freiheiæn wi¡d theoretisch
im Binnenmarkt erreicht, den die EG selbst erst am 1. Januar 1993 vollendet hat. Brüssel
folgt somit in den Beziehungen zu Mittel- und Osteuropa zunächst dem Vorbild des
eigenen Integrationsprozesses.
Wie stark der Einfluß der EG in dem Vertragswerk weiterhin ist, machen die Rege-
lungen bezüglich des V/ettbewerbs deutlich (vgl. Art. 64). Demnach müssen alle
wettbewerbsverzerrenden Vereinbarungen, marktbeherrschenden Stellungen oder staatli-
chen Beihilfen, die den Handel zwischen den Vertragsparteien beeinträchtigen, mit
gewissen Übergangsfristen beseitigt werden. Eine Angleichung des Rechts zum Schutze
des geistigen, kommerziellen und gewerblichen Eigentums (vgl. Art. 67) sowie die
Öffnung des öffentlichen Auftragswesens ergdnzen dabei die generelle Tendenz, das
Wirtschaftsrecht der CSf'n almählich dem der Gemeinschaft anzunähern.2e6 Als zentral
erweisen sich auch die Regelungen, in denen die Angleichung der meisten Rechtsvor-
schriften der ÕSpR an das Gemeinschaftsrecht festgelegt wird, wobei hier die EG tech-
nische HiHe bei der Durchführung bereitsællt (vgl. Art. 69-71). Eine Setzung von Priori-
täten aber, die neben dem Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht auch die Aspekæ Umwelt,
Beihilfe sowie Arbeits- und Verbraucherschutz berücksichtigen sollte, wird, so eine
kritische Stellungnahme des V/irtschafts- und Sozialatrsschusses, zunächst nicht durch-
geführ:y'e7 und unterstreicht damit die handelspolitische Ausrichtung des Abkornmens.
Wirtschffiiche Zusammenarbeit - Der mit Abstand größte Abschnitt des Abkommens
behandelt die wirtschaftliche Zusammenarbeit der Vertragspartner. Ziel soll es sein, das
Entwicklungs- und Wachstumspotential der ðSpR zu steigern sowie die gegenseitigen
V/irtschaftsbeziehungen auf eine möglichst breite Grundlage zu stellen (vgl. Art. 72).Díe
Zusammenarbeit soll folgende Bereiche umfassen: Industrielle Zusammenarbeit (vgl. At.
73), Investitionsförderung und Investitionsschutz (vgl. Art. 74), Industrienormen und
295 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen, S. 100.
296 Langhammer, Rolf J., Die Assoziierungsabkormren, S. 20.
297 Ygl. SEK (91) 1119/Kon. vom 20. Oktober 1991 @rgåinzende Stellungnahme zum Thema: Die
Beziehungen der EG zu den mittel- und osteuropáischen Sta¿ten), S. 7.
52 Ostêwopa-I6titut München: Mitteilungen 5i1995
Konformitätsprüfung (vgl. Art. 75), Zttsarnmenarbeit in Wissenschaft und Technik (vgl.
Art. 76), allgemeine und berufliche Bildung (vgl. Arr. 77), Landwirtschaft und Agroindu-
strie (vgl. Art. 78), Energie (vgl. Art. 79), nukleare Sicherheit (vgl. Art. 80), Verkehr (vgl.
Art. 82), Telekommunikation (vgl. Att 83), Banken, Versicherungen, andere Finanzdienst-
leistungen und Rechnungsprüfung (vgl. Art. 84), Währungspolitik (vgl. Art. 85),
Geldwäsche (vgl. Art. 86), Regionalentwicklung (vgl. Art. 87), Zusammenarbeit im
sozialen Bereich (vgl. Art. 88), Fremdenverkehr (vgl. Art. 89), kleine und mittlere
Unternehmen (vgl. Art. 90), Information und Kommunikation (vgl. At. 91), Verbraucher-
schutz (vgl. Art. 92), ZoII (vgl. Art. 93), Zusarnmenarbeit im Bereich der Statistik (vgl.
Art. 94), Wiruchaftswissenschaften (vgl. Art. 95) sowie Drogen (vgl. Art. 96).
Exemplarisch soll im folgenden die Zusammenarbeit im Bereich der Umwelt näher
erläutert werden (vgl. Art. 81). Die Kooperation umfaßt u.a. die Themen Bekämpfung
der Luftverschmutzung, wirksame und umweltschonende Energiegewinnung und
Energienutzung, Abfallentsorgung, Raumordnung, globale Klimaveränderung sowie
Umwelteniehung und Umweltbewußtsein. Die konkrete Zusammenarbeit ergibt sich dabei
aus dem Austausch von Know how, Informationen und Sachverständigen, aus Aus-
bildungsprogrammen, gemeinsamen Forschungsarbeiten, Angleichung der Rechtsvor-
schriften sowie der gemeinsÍImen Entwicklung von Strategien. Die EG wird bei allen
diesen Punkten in die Pflicht genommen, einen erheblichen Anteil bei der gegenseitigen
Annäherung zu leisten.298 Zwu handelt es sich dabei nur um Unterstützungs- und
Hilfsmaßnahmen, diese kommen aber der eigentlichen Absicht sehr entgegen, die
Handlungsbasis der ÕSf'n an westliches Niveau anzugleichen und damit auch ähnliche
Wettbewerbsbedingungen zu schaffen.
Kulnrelle und finanzielle Zusammenarbeit - Bei weitem kürzer fallen die Bestimmun-
gen über eine kultr¡relle Zusarnmenarbeit aus. Hier werden etnznlne Programme vereinbart,
die die Überseøung literarischer Werke, die Erhaltung und Restaurierung von Denkmä-
lern, Ausbildungsmaßnahmen und etrropabezogene Kultlrveranstaltungen mitein.schließen
(vgl. Art. 97). Gefördert werden soll darüber hinaus auch eine Kooperation der audiovisu-
ellen Industrie auf dem Kontinent. Von erheblich größerer Bedeutung sind die Be-
stimmungen über eine finanzielle Zusammenarbeit. Das Abkommen gewährt zwar der
CSpn Zuschüsse und Darlehen im Rahmen des PHARE-Programms, der Europiüschen
Investitionsbank und in Verbindung mit den G-24-Aktivitäten (vgl. Art. 98, 99 und 101).
Jedoch geht die EG keine neuen Verpflichtungen ein, um, so John Pinder, flexibel auf
die Entwicklungen in den einzelnen Ländern reagieren zu können.299 1^ Gegensatz zu
298 Ygl. Langhanmer, Rolf J., Die Assoziierungsabkommen, S. 36.
299 Pinder, John, The European Communþ, S. 70; vgl. Menitt" Giles, Abenæuer Osteuropa, S. 44:
Wahrscheintich ist es auch die FurchÇ mit einer konk¡eûen Regelung einen Blankoscheck für die
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den Lomé-Abkommen mit den Entwicklungsldndern konnte man sich somit auf keine
festen Beträge einigen, so daß die einzelnen Projekte ebenso wie die dafür vorgesehenen
Finanzmittel jährlich neu in Absprachen bestimmt werden müssen.300 Zu einer Verein-
fachung der Kooperation und zu einer tåingerfristigen Planung in der CSnn fiägt dieser
Entschluß mit Sicherheit nicht bei, die Enttäuschung in Prag ist daher verständlich.3Ol
Politischer Dialog - Im wesentlichen handelt es sich bei dem Europa-Abkommen
bislang um ein reines V/irachaftsabkommen. Es unterscheidet sich damit kaum von den
Assoziationsverträgen anderer Art. Neu hingegen ist mit Sicherheit die lnsti-
tutionalisierung des politischen Dialogs als festem Bestandteil des Abkommons. Ziel ist
es, die Annäherung zwischen der Gemeinschaft und der CSf'n zu begleiten und zu
festigen, den politischen und wirtschaftlichen Wandel in diesem Land zu unterstützen
und zur Herstellung dauerhafær Solidaritatsbeziehungen und neuer Formen der Zu-
sammenarbeit beizutragen (vgl. Art. 2).Dabei strebt Brüssel eine Erleichterung der
Integration der ÕSfR in die Gemeinschaft der demokratischen St¿aten, eine zunehmende
Konvergenz der Positionen zu intemationalen Problemen und auch eine Annäherung der
Standpunkte in Sicherheitsfragen arr.302 Hierfür werden hauptsächlich zwei verschiedene
Ebenen der Beratung und des Austausches eingerichtet. Erstens finden auf Ministerebene
Besprechungen im sogenannten Assozíationsrat statt (vgl. Art. 3). Darunter fallen auch
Treffen zwischen den Pr¿isidenten der ÕSpR, des Europiüschen Rates sowie der Euro-
påiischen Kommission und Tagungen hoher Beamter (vgl. Art. 4). Ein weiteres Verfahren
beinhaltet die Heranführung Prags an die Europdische Politische Zusammenarbeit durch
einen verstd.rkten Informationsaustausch (vgl. Art. 4). Oie ðSf'R soll damit allmählich
mit den außenpolitischen Entscheidungsprozessen der Gemeinschaft vertraut gemacht
werden.3o3 Zweitens wird auf parlamentarischer Ebene ein Parlamentarischer Assozia-
tionsausschut3 geblldet (vgl. Art. 5), dem Abgeordnete des Europåiischen sowie des
tschechoslowakischen Parlaments angehören (vgl. Art. 110).
Erst im letzten Abschnitt des Abkommens wird detaillierter auf die eben angeführten
Punkte eingegangen (vgl. Art. 105 -112). Der Assoziationsrat als wichtigstes Organ
überwacht die Durchführung des Europa-Abkommens und tagt mindestens einmal jåihrlich.
Er besteht aus den Mitgliedern des Europäischen Rates, der Europåüschen Kommission
und Vertretern der Prager Regierung. Der Assoziationsrat faßt für beide Seiten verbindli-
Refomúänder auszustellen.
300 Meier, Christian, Die ,,Europa-VerEäge", 5.27-28.
301 Vgl. ZudenAssoziationsvertiligen derEG, S.701-702; vgl. Zschiedrich, Harald, DieWirtschaften
Mittel- und Osteuropas auf dem Weg in die EG, in: Osteuropa - Wirtschaft 311992, S. 207-208.
3OZ PE A3-0297193 vom 14. Oktober 1993 (Bericht des Ausschusses für auswlirtige Angelegenheiten und
Sicherheit), S. 8.
303 Kramer, Heinz, The European Community's response, S. 230.
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che Beschlüsse, vermittelt in Streitigkeiten und wird dabei in seiner Tätigkeit von einem
eigenen Ausschuß unterstützt. Vergleiche mit den seit 1988 zwischen der Europdischen
Gemeinschaft und ¿er CSSWðSFR abgeschlossenen Verträgen zeigen bei der Einrichtung
des Assoziationsrates eine durchgehende Linie auf. So ist in dem Abkommen über den
Handel30a vom Dezember 1988 (Art. 12) sowie in dem Handels- und Kooperations-
abkommen305 uom Mai 1990 (Art. 19) von einem Gremium regelmäßiger Konsultationen
bzw. einem gemischten Ausschuß die Rede, der die Durchführung der einzelnen
Abkommen überwachen und Maßnahmen zur Erreichung der vereinbartenZiele treffen
soll. Der Assoziationsrat bildet somit eine qualitative Weiterentwicklung der bereits
bestehenden Institutionen durch die Hinzunahme des politischen Sektors und verdeutlicht
gleichzeitig die enge Verbindung von politischer und wirtschaftlicher Entwicklung.306
Fraglich ist allerdings, ob die im Europa-Abkommen eingerichteten Gremien den Dialog
tatsächlich fördem. Der Assoziationsrat mit seinem festgeschriebenen einmaligen Treffen
pro Jahr sowie ein gemeinsamer parlamentarischer Ausschuß dürfæn für den beabsichtigen
Zweck nicht ausreichen. Vielmehr müßtc, wic Heinz Klamer es beschreibt, ein regel-
müßiger Austausch auf verschiedenen Ebenen eingerichtet und der Dialog insgesamt
multilateralisiert werden.3oT
Zwei weitere Punkte, die nicht unmittelbar den Inhalt des Abkommens betreffen,
müssen noch enryåihnt werden. Um die dur<;h clie Ratifizierungsheslìmmungen verursachten
Zeiwerzögerungen im handelspolitischen Teil möglichst zu vermeiden, treten durch ein
Interimsabkommen zum 1. Marz 1992 die Bestimmungen über den Handel und Handels-
fragen zwischen der EG und der CSf'n in Kraft, wobei das Land ab diesem Datum aus
der Liste der Begünstigten gestrichen wird.308 Das Interimsabkommen umfaßt die
Vereinbarungen über den freien Warenverkehr sowie die Einseøung eines gemischten
Ausschusses bis zur Formung des Assoziationsrates. Die Geltungsdauer des Interims-
abkommens wird vorläufig und in der Hoffnung auf einen schnellen Abschluß des
Ratifizierungsverfahrens des Europa-Abkommens auf den 31. Dezember 1992 beschränkt.
Von allgemeinem Interesse im Zusammenhang mit dem Europa-Abkommen ist auch
die Frage nach dessen Konfomrität zum GATT (General Agrcement on Tariffs and Trade).
Die im Europa-Abkommen verankerte spezielle Form der Assoziierung låißt vor allem
bei Drittlåindern heftige Kritik aufkommen. Vorwürfe betreffen in erster Linie den Bruch
304 Abl. C7l7 von 10. Januar 1989.
305 ABl. L 291133-34 vom 23. Oktober 1990.
306 Vgl. Izik Hedri, Gabriella, Die EG und die Staaten des ,,Visegráder Dreiecks": Zu derl Assozi-
ienrngsabkommør der Europåiischen Gemeinschaft mit Polen, der Tschechoslowakei und insbesondere
Ungam, in: Osteuropa 211993, S. 158.
307 Kramer,Heinz, Die EG und die Søbilisienrng Osteuropas, in: Außenpoìitik 1/1992, S. 17.
308 ABl. C 69113 vom 18. Marz 1992; vgl. EG-Bulletin 6/1992, S. 95.
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des im GATT vereinbarten Meistbegünstigungsprinzips (Art. I GA'fÐ und des Nichtdis-
k¡iminierungsgrundsatzes (Art. XIII GATT), der in dieser Form nur in einer Freihandels-
zone þzw. Zollunion) zulässig ist.3@ Für ein solches Freihandelsabkommen fordert GATT
in Art. XXIV die Beseitigung der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen zwischen
den Vertragspartnern für annähernd den gesamten Handel.310 Das Europa-Abkommen
selbst begründet noch keine Freihandelszone, sondern will lediglich den Weg dorthin
ebnen. Ein solches lnterimsabkommen, das in diesem Fall mit dem Europa-Abkommen
identisch ist, ist nach GATT-Regeln möglich, sofern es die Errichnrng einer Freihandels-
zone in einem T.eitraum von zehn Jahren beabsichtigt. Bis auf den Agrarbereich ent-
sprechen somit, nach Auffassung von Hans-Dieter Kuschel, alle Bestimmungen des
Europa-Abkommens diesen Bedingungen, wobei im Agrarbereich selbst auch auf GATT-
Ebene zahlreiche Beschränkungen zu finden sind.311 Trotzdem scheinen die Bedenken
nicht verstummen zu wollen. Vor allem die Befürchtung handelsumlenkender Effekte
des Europa-Abkommens zu Ungunsten von Drittländem nährt kritische Bewertungen.
Das Europa-Abkommen wird in diesem Punkt aber erst zu einem späteren Zeitpunkt
beurteilt werden können.312
3.4. Nachbesserungen
4m22. Apnl 1992 billigt das tschechoslowakische Parlament das Europa-Abkommen
mit der Europ?üschen Gemeinschaft.3l3 Doch obwohl die Volksvertreter sich mit großer
Mehrheit für die Assozüerung aussprechen, stehen weiterhin zwei Bereiche im Mitælpunkt
der Diskussion: die Verbesserung des Zugangs zu den Mlirkten der EG sowie die
Möglichkeit eines schnellen Beitritts.
In Brüssel vermeidet man nach wie vor jede klare Stellungnahme im Hinblick auf eine
Osterweiterung. Erst als die Mitteleuropäer in einer gemeinsamen Erklärung3l4 vom
September 1992 die Gemeinschaft konkret auffordern, bereits 1996 Verhandlungen
aufzunehmen und diese bis spätestens zum Jahr 2000 abzuschließen, reagiert die EG.
309 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen, S. 97.
310 Schulz, Hartwig, Die Europa-Abkommen der Europliischen Gemeinschaft mit Polen, Ungarn und der
CSFR, in: Zeitschrift fitrZölle 511992, S. 141.
311 Kuschel, Hans-Dieter, Die Europaabkommen, S. 97.
312 Langharmer, Rolf J., Die Assoziiemngsabkommen, S. 34; vgl. ders., EC inægration widening, S.
t3-14.
313 Reuær (Prag) vom 22. Aprl[1992.
314 Vgl. KtaÍter, Heinz, Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Slowakische Republik, in: W'eidenfeld,
WernerÆVessels, Wolfgang (Hng.), Jahrbuch der europliischen Integration 1992193, Bonn 1993, S.
394-39s.
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Douglas Hurd - Großbritannien hatte zu diesem Zeitpunkt die EG-Präsidentschaft inne
- weist zwar den Wunsch nach einem Tnitplan Anfang Oktober zurück:
,,We sympathise with the wish of our friends here to become full members but it is difficult now
to envisage a timetable. There are many uncertainties, paficularly in the economic area. Talking
of a timetable risks creating an expectation, and perhaps disappoinhent."3ls
Doch auf einem Treffen der EG-Regierungschefs mit ihren mitteleuropdischen
Amtskollegen am 28. Oktober in London erklåirt John Major für viele überraschend, daß
Kriterien für einen Beiritt noch vor dem EG-Dezembergipfel in Edingburgh erarbeitet
werden sollen.316 Majors Zugeständnis wird in Prag mit Wohlwollen aufgenommen.
Anfang November gibt der tschechische Außenminisær Josef Zieleniec zu verstehen, daß
er klare Bedingungen einem genauen Tnitplan vorziehe, da dieser sich sogar als Hindernis
für diejenigen Staaten erweisen könnte, deren Refomrprozeß schon weiter fortgeschritten
sei.317 Trotzdem sehe auch er das Jahr 1996 als ein gutes Datum für die Tschechische
Republik für den Beginn von Verhandlungen.3ls Deutlich sichtbar wird hier erneut die
Tendenz der tschechischen Regierung, im Bewußtsein der baldigen Auflösung der ÕSpR
und des eigenen wißchaftlichen Vorsprungs sich von dern Visegrád-Prozeß abzukoppeln
und eine eigene Annäherungspolitik an Brüssel zu verfolgen.
In einem Bericht der Kommission für den Europåiischen Rat in Edinburgh am 11. und
12. Dezember 199231e wird zum ersten Mal konkret auf die Beitrittsmöglichkeit der
Reformländer eingegangen. Die Kommission vertritt dabei die These, daß der Europiüsche
Rat das Ziel etner Mitglied.schaft der mittel- unrl osteuropäischen Låinder in der EG (nicht
die Mitgliedschaft selbst) akzeptieren solle, sofem diese in der Lage seien, die geforderten
Voraussetzungen zu erfüllen. Dieser Schrin sei dabei vor allem als psychologisches Signal
von Seiten der Gemeinschaft zu verstehen, die Reformprozesse fortzusetzen.32o Dabei
müßte folgenden, teilweise schon in den Europa-Abkommen verankerten Faktoren
Rechnung getragen werden321:
315 7l¡tefi in: Reuter (Luxemburg) vom 5. Oktober 1992.
316 Robinson, Anthony/lr4authner, Robert, Summit leaves Cent¡al Europeans in dark over funre entry
to EC, in: Fin¿ncial Times vom 29. Oktober 1992.
317 Handelsblatt vom 3. November 1992 (,þag will klare Kriterien ftir eine Beirift zur EG").
318 NCA (London) vom 1. Dezembet 1992.
319 SEK (92) 2301 endg. vom 2. Dezember 1992 @nnnicklung einer engeren Assoziation mit den
Låindern Mittel- und Osæuropas); vgl. EG-Bulletin 6ll9y2, S. 10: Die Kommission ist auf dem Lissa-
boner Gipfel im Juni 1992 beaufragt worden, einen Bericht über den gegenwåirtigen Stånd der Be-
ziehungen aufzustellen sowie neue Initiativen für die Zukunft vorzuschlagen.
320 SEK (92) 2301 endg. vom 2. DezerLber 1992 @nnvicklung einer engeren Assoziation mit den
Låindern Mittel- und Osteuropas), S. 2-3.
321 Ebenda S.3.
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1) die Fähigkeit des betreffenden Landes, die mit der Mitgliedschaft verbundenen
Verpflichtungen, den sogenanntsn Besitutand der Gemeinschaft oder acquis com-
munitaire, zu überneh merfn ;
2) die Stabilität der Institutionen, die die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit, die
Achtung der Menschenrechte sowie der Minoritätenrechte garantieren;
3) die Existenz einer funktionierenden Marktwirtschaft;
4) die Übernahme der Ziele der politischen Union und der Wirachafts- und Währungs-
union;
5) die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkrdften innerhalb der Euro-
piüschen Gemeinschaft standzuhalten;
6) die Fähigkeit und Bereitschaft der Gemeinschaft, neue Mitglieder aufzunehmen und
gleichzeitig die Richtung auf eine europáische lntegration zu wahren.
Die Kommission gibt mit dem kompletten Kritorienkatalog nicht nur zu erkennen, daß
eine funktionierende Mitgliedschaft an bestimmte, sinnvolle Voraussetzungen bei den
Beitrittskandidaten gebunden ist, sondern legt auch'Wert auf die Aufrechterhaltung des
eneichæn Integrationsstandes und auf die Handlungsfåihigkeit der EG. Dabei verdeutlicht
die Kommission mit dem letzten Punkt noch einmal, daß für die Aufnahme neuer
Mitglieder kein Automatismus besteht. Auch ein genauer ZnítpIan wird vermieden, da,
so die Kommission, eine terminliche Festlegung zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht wäre.
In jedem Falle sei aber noch nach einem eventuellen offiziellen Beitritt eine Übergangszeit
erforderlich, um die Reformstaaten auf die Übernahme aller Rechte und Pflichten
vorzubereitsn.3B Flankierend gelte es hier, den politischen Dialog vor allem durch einen
parallel zu den bilateralen Beziehungen des Europa-Abkommens zu schaffenden multilate-
ralen Dialog der Länder deutlich zu verslärken, die beschlossen hätten, untereinander
enge r zus ilnmen zuarb elten.324
Erst der Kopenhagener Gipfel vom 21. und 22. Juni 1993 bietet dann eine klare Stel-
lungnahme des Europdischen Rates und damit der Gemeinschaft zum Thema Mit-
gliedschaft der mitteleuropdischen Reformländer. Der Rat eröffnet ihnen die reelle Chance
eines Beitritts und orientiert sich dabei an den von der Kommission aufgestellten
322 D\e Erweitenng Europas: eine neue Herausforden¡ng, Konmtission der Europiüschen Gemeinschaften
(Iksg.), Bulletin der Europåiischen Gemeinscbaften, Beilage 311992, S. 12: Unter den sogenannten
Besitzstand d¿r Gemeircchafi fa\an folgende Punkte: Inhalt, Grundsätze und politische Ziele der
Verträge einschließlich des Vertrags von Maastricht, das Folgerecht und die Rechtsprechung des
Gerichtshofes, die Erklån¡ngen und Entschließungen der Gemeinschaft, die internationalen Abkomnpn
und Abkornnen zwischen Mitgliedstaaten, die die Tätigkeit der Gemeinschaft betreffen.
323 SEK (92) 2301 endg. vom 2. Dezertber 1992 (En¡vicklung einer engeren Assoziation mit den
Låindem Mittel- und Osteuropas), S. 3.
3?A F;benda, S.4-5.
58 Ostcuopa-Imtihrt Mlinchen: Miueilungcn 5/1995
Kriterien.325 Im Hinblick darauf wird zusätzlich zu den Europa-Abkommen mit den
assozüerten Ländern ein multilateraler Rahmen für einen intensiveren Dialog und
Konsultationen über Fragen von gemeinsamem Interesse neu geschaffen.326
Der Zugangz'rm europäischen Markt bildet den zweiten Themenschwerpunkt bei den
Bemühungen Prags, Nachbesserungen im Europa-Abkommen zt erzielen. Dabei werden
die bereits dargelegæn Schwierigkeiten zunächst durch handelspolitische Konflikte
verst¿irkÉ27, die in den folgenden Monaten die Beziehungen zwischen Ost und West erneut
belasten. So führt die EG-Kommission von November 1992 an Antidumpingzölle328 auf
die Lnporte einiger nahtloser Rohre aus Eisen und nicht-legiertem Stahl aus den Visegrád-
Ländern ein32e. Speziell für die Tschechische und Slowakische Republik werden im April
1 99 3 sogen annæ S e lb s tb e s c hr än kun g s abko mmen ztrÍ B e grenzung der Exporte bestimmter
Stahlprodukte in die EG vereinbart. Ausgangspunkt für die Berechnungen der dabei
jährlich ansteigenden Ausfuhrmengen wird das Jahr 1991 und nicht das für ¿le ÕSfR
günstigere lahr 1992, so daß diese Bestimmungen faktisch Exportkürzungen darstellen33o.
Als noch schwerwiegender erweist sich der im April 1993 von der EG wegen des
VertJachts auf Maul- und Klauenseuche33l verhåingtc Einfuhrstop ticrischer Erzeugnisse
(cattle waf32¡ aus Mitæl- und Osteuropa. Auch die Tschechische Republik ist von diesen
Maßnahmen stark betroffen, obwohl dio EG den aus diesem Land kommenden Tieren
kurz zuvor bereits eine Unbedenklichkeitsbescheinigung ausgestellt hatte.333 Die Ent-
schciclung il Brüssel löst folglich erheblichc Unruhe in Prag aus und gibt Vorwürfcn neue
Nahrung, die EG betreibe reinen Proæktionismus.334 Ende April bzw. Anfang Mai werden
nach heftigen Auseinandersetzungen die meisten Einfuhrverbote zwar wieder
325 EG-Bulletin 6/1993, S. 13.
326 Ebenda, S. 18; vgl. Höhmann, Hans-Hermann/\4eier Christian, Systemic t¡ansfomation in the East
of Europe: Tasks, risks and external aspects, Berichte des BIOst 411994, S' n.
327 Ygl. Busch, Berthold/Fröhlich, Hans-Peter, Aufb'n¡ch im Oste¡t, S. 58-59.
328 Vgl. EG-Bulletin 311993, S.'/5-76: Die Antidumpingmaßnahmen wurden imM¿irz 1993 verlängert;
solche Scb¡itte sind im Europa-Abkommen (vgl. Arr 30) unter bestimmten Bedingungen vorgesehen.
329 Ygl. Vond¡an, Ruprecht, Osteuropåüsche Einfuhren zerstriren Ec-M¿irkte, in: Handelsblan vom 29'
J¡li1992: Der Autor berichtet, osteuropáischer Srâhl erweise sich um 20bis35Vo billiger als gleiche
Produkte aus dem Westen, deshatb drohten Dumping-und Antisubventionsverfahren. Das erste, in den
Assoziationsabkommen gesuchte Rendezvous scheine im Streit zu enden; vgl. Barisiø, Stephan,
Osæuropa, S. 62.
330 Vgl. NCA (Brüssel) vom 1. Juni 1992: ,,Gemtany and France have persuaded their European
Colmunity partners that steel imports from Czechoslovakia must be monitored and, possibly, con-
Eolled"; vgl. Dyker, David 4., Free üade, S. 40.
331 Weydenthal, Jan B. de, The EC and Cent¡al Europe: A diffrcult relationship, in: RFE/RL Research
Report 21.11993, S. 8.
332 Ebenda S. 8.
333 Coudenhove, Sophia, EC curbs reptace embargo, in: The Prague Post vom 5.- 11. Mai 1993.
334 Candole, James de, Czechoslovakia S. 20.
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aufgehoben.335 Doch ob die Angst vor einer Seuchengefahr an der Entscheidung für den
Einfuhrstop in Brüssel mitrvirkte oder ob protektionistische Gründe ausschlaggebend
waren, bleibt in den Hauptstädten Mittel- und Osteuropas weiter ein Diskussionsthema.
Angesichts dieser Maßnahmen ist jedenfalls Václav Klaus zu verstehen, der verärgert
über die EG-Praktiken meint: ,,As soon as we export something successfully the West
reacts with increased duties, quotas, or restrictionr.rr336
Mit dem Kommissionsbericht für den Ratsgipfel in Edinburgh von Dezember 1992
werden von EG-Seite ersæ konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Lage unterbreitet.
Handel sei besser als Finanzhilfe, die Europaabkommen würden dafür einen geeigneten
und ausgewogenen Rahmen bilden. ,,Der Rhythmus der Liberalisierung sollte aber
beschleunigt und die Handelshemmnisse in empfindlichen Sektoren sollten rascher
abgebaut werden (...) Denn die Wirtschaftsexpansion in Mittel- und Osteuropa wird
sowohl den direkt betroffenen L¿indern als auch der Gemeinschaft zugute kommen."337
Dazu müßten zunächst die Übergangszeiten verkürzt, die Marktzugåi.nge erleichtert und
die regionale Zusammenarbeit gefördert werden.338 Die Mitteleuropäer zeigen sich
zufrieden. Die Vorschläge beri.icksichtigten zwar nicht alle V/ünsche, dennoch seien sie
ein hoffnungsvolles Zeichen dafür, daß die Gemein.schaft ihre Notlage ver.stehe.33e
In der abschließenden Erklärung des Europåüschen Rates in Kopenhagen am 21. und
22. J:urlii 1993 stimmt man schließlich einer stärkeren Marktöffnung gegenüber Mittel-
europa tu.340 V/ieder dienen die Vorschläge der Kommission als Grundlage. Konkret
werden eine um zwei Jahre schnellere Verminderung der Zölle und eine leichæ Erhöhung
der Kontingente und Plafonds für die meisten Produkte vereinbart. Für Textilien, Kohle
und Stahl wird die Übergangszeit auf maximal fünf Jahre verkürzt.3al Die Handels-
beschränkungen im Agrarbereich bleiben allerdings bestehen.3a2 Die Europåüsche
Gemeinschaft behält somit ihre Strategie einer vorsichtigen Marktöffnung für Waren aus
den Reformlåindern bei. Zwar wird die vorherrschende Rezession in Westeuropa als
wichtiges Argument dafür angeführt.343 Unverständlich aber wird diese Haltung trotz
allem vor dem Hintergrund eines mittlerweile deutlichen Exportüberschusss der EG im
Handel mit Polen, Ungam der ðSFR, Bulgarien und Rumåinien von 2,5 Milliarden ECU
335 Weydenthal, Jan B. de, The EC and Central Europe, S. 8.
336 Zltten in: Okolicsanyi, Karoly, Trade between Fqst Central Europe and the EC moving forward, in:
RFE/RL Resea¡ch Report 35/1993, S. 45.
337 SEK (92) 2301 endg. vom 2. Dezember 199 @nwicklung einer engeren Assoziation mit den
Ländern Mittel- und Osteuropas), S. 5.
338 Ebenda S.5.
339 FAZ vom 9. Juni 1993 (,,Visegrád-Staaten ftir mehr Export in die EG").
340 EG-Bulletin 6/1993, S. 13.
341 Ebenda, S. 19.
342 Busch, Berthold/Fröhlich, Hans-Peter, Aufbnrch im Osten, S. 60.
343 Dyke¡ David 4., Free tradg S. 39.
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fur 1992 (1991: 1,4 Milliarden ECU).34 Für die erste Hälfæ des Jahres 1993 ergibt sich
sogar ein Überschuß von 3,1 Milliarden ECU.3a5
Der Handel der EG mit den Ländem Mittel- und Osteuropas
Mrd Ecu
1 9AA 't 989 1 990 199 I nt992 't 993
.--.-.- EINFLJHR ---]- AUSFUHR -.'<- HANDELSBIT.ANZ
aus: Der Handel der Europäischen Union mit den Ländern Mittel- und Osteuropas,
Eurostat Schnellberichte - Außenhandel und Zahlungsbilanz,'711994, S. 1.
Ein dritter Aspekt der Nachbesserungen verdient ebent'alls noch Beachtung. Mit den
Wahlen vom Juni 1992 werden die 'Weichen in der ðSpR in Richtung auf die Trennung
des Landes in zwei voneinander unabhängige Republiken gestellt. Diese Entscheidung
sællt die Gemeinschaft vor die Notwendigkeit, die Rechtsgrundlage des bereits unterzeich-
neten Europa-Abkommens neu zu überprüfen.3aó Dies bedeutet die Aussetzung des
Ratifrzierungsprozesses. Das Europiüsche Parlament stimmt folglich am 16. September
lgg2lediglich den Europa-Abkommen mit Polen und Ungarn ,rr.tq Václav Klaus glaubt
dennoch an die Möglichkeit, das Europa-Abkommen auf beide Nachfolgestaaten
übertragen zu können.3a8 Grtinde für diese Haltung sind cinerseits frühe Stimmen von
Seiten der EG, die eine Aufrechterhaltung zumindest des gemeinsamen Außenhandels
der beiden neuon Republiken erhoffen, andererseits aber auch Befürchtungen in Prag,
die EG könnte bei einer Neuaushandlung ihren Protektionismus weiter verschärfen. Ein
entsprechendes tschechisch-slowakisches Memorandum, das am 28. Oktober auf dem
344 EG-Bulleltn9lL993, S. 21; vgl. Busch, BertholdÆröhlich, Hans-Peter, Aufbn¡ch im Osten, S.60-61;
vgl. Hatschikjan, Margarditsch, Die außenpolitischen Neuorientierungen, S. 54; vgl. Okolicsanyi,
Karoly, Trade between East Cenral Europe and the EC, S. 44.
345 Dq Handel der Emopäischen Union, S. 4.
346 Reuær (Luxemburg) vom 20. Juni 1992.
347 EG-Bullett¡ 911992, S. 57.
348 Vgl. Handelsblatt vom 7. August 1992 (,,Prag und Preßburg wollen das Europa-Abkontmen retten").
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Londoner Gipfelreffen der EG übergeben wird, enthält die Zusage beider Staaten, durch
eine geplanæ Zollunion zwischen der Tschechischen und Slowakischen Republik alle
handelspolitischen Vereinbarungen mit der EG zu übernehmen, während die übrigen
Aspekæ des Europa-Abkommens einzeln neu ausgehandelt werden könnten.3ae Doch schon
bald wird klar, daß die EG an Neuverhandlungen denkt. So schlagen beide Republiken
an 7. Dezember 1992 der Kommission die Aushandlung zweier getrennter Europa-
Abkommen vor, die allerdings dem Inhalt des alten Europa-Abkommens entsprechen
sollten.35O Der Rat billigt auf Vorschlag der Kommission dieses Vorgehen am 5. April
lgg33s1 , gut zwei Monate später werden die neuen Texte bereits paraphiert. Folgende
Neuerungen sind dabei unær anderem neben den auf dem Kopenhagener Gipfel eneichten
Resultaten festzuhalten352:
1) Ein neuer Absatz über die Menschenrechte353, einschließlich der Rechte von Min-
derheiten, wird in die Präambel des Europa-Abkommens aufgenommen;
2) Art. 6 wird nach einem Beschluß des Rates vom 11. Mai 1992 in das Abkommen
eingefügt354, d", die Wahrung der Grundrechte, die Achtung der Menschenrechte
sowie die Grundsâ¡ze der Marktwirtschaft als wesentliche Bestandteile dieses Asso-
ziationsabkonìmens festschreibt355;
3) Die für die CSf'n vorgesehenen Höchsbnengen werden auf beide Republiken aufge-
toilt.
349 Ban" Judy, Czech-Slovakia in transition, S. 26; Handl, Vladimír, Tschechische Europapolitik, S.
130- 131.
350 KOM (93) 386 endg. vom 28. Juli 1993 (Vo¡schlag für einen Beschluß des R¿tes und der Kom-
mission über den Abschluß des Europa-Abkonrmens), S. 12.
351 Ec-Bulle¡n 411993, S. 61 - 62.
352 KOM (93) 386 endg. vom 28. Juli 1993 (Vorschlag für einen Beschluß des Rates und der Kom-
mission über den Abschluß des Europa-Abkommens), S. 12- 13; vgl. EG-Bulletin 10/1993, S. 74.
353 Vgl. Tschechisches Pressebüro (Cff) (Straßburg) vom 9. Marz 1993: Gerade der Punkt tiber die
Menscheüechte håt in der Tschechischan Republik einige laitische Stinrmen hervorgenrfen, wie etwa
die des tschechischen Vertreters bei der EG, Jifí Payne, verdeutlichc,ßega¡ding the EC's desire o
include a clause on the observance of human rights (...) this would lead to a certain asymmetry, in
that while the EC could choose to interfere in the Czech Republic's internal affairs, the Czech Re-
public could not allow itseH to say that we are cancelling the Association Agreement (...) in case, lets
say, that there re some problems with human rights in the Basque counEy."
354 Ec-Bulletin 5/1992, S. 85.
355 Vgl. PE 1-3-0297193 vsrL 14. Oktob€r 1993 (Bericht des Ausschusses ftir auswlirtige Angelegmheiten
und Sicherheit), S. 7: Diese Bestimmung gilt ftir beide Seiten und soll auch in die mit Polen und Un-
garn abgeschlossenen Verträge aufgenommen werden.
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Zusatzprotokolle356 zu dem InterimsabkoÍrmen gewåihrleisten darüber hinaus dessen
Fortsetzung und errröglichen clen beiden Nachfolgestaaten die Übernahme desselb en357 .
Am 4. Oktober 1993 erfolgt die Unterzeichnung des Europa-Abkommens zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und der Tschechischen Republik. Genau ein Jahr nach den
entsprechenden Verträgen mit Polen und Ungarn und gemeinsam mit denjenigen
Rumäniens, Bulgariens und der Slowakei tritt das Abkommen schließlich am 1. Februar
1995 in Kraft.358
4. Anspruch und Wirklichkeit
Die Europäische Gemeinschaft sieht sich nach dem Ende des Ost-V/est-Konfliktes mit
ihrer neuen Aufgabe als Stabilitätsanker und Problemlöser konfrontiert. Diese Rolle wurde
dabei nicht nur von außen an sie herangetragen. Die EG brachte sich auch selbst ganz
bewußt in diese Position und zeigte sich dabei zunächst durch die Aufwertung im
politisohen tsereich auch sichtlich zufrieden. So erkl¿irt der Europäische Rat inr Juni 1989
auf soinem Gipfeltreffen in Madrid, die in Mittel- untl Ostcuropa statttìndenden Prozessc
und Reform eî tatkr¿iftig zu unterstützen und zu fördern.3se Ergiinzt wird diese Stellung-
nahme durch seine Äußerung in Straßburg von Dezember 1989: ,,In dieser Tnit der
tiefgreifenden und raschen Veråinderungen bildet die Gemeinschaft - und dies muß auch
künftig so sein - einen festen Bezugspunkt mit starker Ausstrahlungskraft. Sie hleibt der
Eckstein einer neuen europäischen Archiæktur und - in ihrem Willen zur Öffoung - der
ruhende Pol eines künftigen europiüschen Gleichgewichts."360 Der Rat fügt außerdem
hinzu, die Unterstützung Mittel- und Osteuropas werde mit allen der EG zur Verfügung
stehenden Mitteln erfolgen.36l Insgesamt werden somit zwischen 1989 und 1991 von
Seiten der EG Erwartungen geweckt, auf deren Ertüllung viele Mittel- und Osteuropäer
jetzt dr'angen.362 Inwieweit aber die tatsächlichen Leistungen der EG ihrem eigenen
anfänglichen Anspruch genügen, gilt es im folgenden fÏr die Bereiche Wirtschaft und
Politik zusarnmcnfassend noch kurz darzustellen.
Sicherlich kann angesichts der Fülle an Hilfsprogra:nmen, die in den letzten vier bis
fünf Jahren von der EG in die Wege geleitet wurden, von einer großangelegten Untersttit-
356 Vgl. KOM (93) 404 endg. vom 3. August 1993 Mtteilung der Konrmission); ABl. L 195142-48 vom
4. August 1993; ABl. L 25lll- 13 vom 29.larruu 1994.
357 Vgl. EG-Bulletin 1217993, S. 107.
358 Büscher, Klemens, Tschechien auf dem Weg nach Brüssel, in: FAZ vom 23. Mai 1995 (Beilage);
vfl..FAZ vom 2. Febn¡ar 1994 (,,Europa-Vertr2ige in Kraft').
359 EG-Bulletin 6/1989, S. 14.
360 Zl¡tert in: Ungerer, Werner, Die EG und der Umbnrch in Osteuropa, in: Blätter für deutsche und
internationale Politik 211992, S. 173.
361 Ec-Bulletn 1211989, S. 12.
362 Okolicsanyi, Karoly, Trade between East central Europe and the EC, S. 47.
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zungskampagne gesprochen werden. Vor allem das PHARE-Programm, aber auch die
EIB, die EBWE und andere Einrichtungen geben umfangreiche finanzielle Hilfen. Das
Handels- und Kooperationsabkontmen und natürlich auch das Europa-Abkommen
ermöglichen einen besseren Anschluß an den europÈüschen Markt, erleichtern die
Handelsbeziehungen zwischen den Partnerländern und vereinfachen damit auch engere
politische Beziehungen. Auch können diese Abkommen ausländische lnvestoren ermuti-
gen, in den für sie unbekannten und unsicheren V/irtschaftsraum zu gehen. Schließlich
wird es durch die vertraglichen Regelungen mit ihrer politischen und wirtschaftlichen
Konditionalität fast bis zur Unmöglichkeit erschwert, die KontinuitÌit der Reformprozesse
in Mittel- und Osteuropa noch entscheidend zu behindern.363
Dennoch bleibt Skepsis urgebracht. Es ist hier gerade das Europa-Abkommen, das der
EG viel Kritik einbringt. Nicht nur die Versprechen einer tatkräftigen Unterstützung,
sondern auch das von der Gemeinschaft selbst geprägte Sprichwort Hilfu zur Selbsthilfu
wurden in den Hauptstädten Mittel- und Osteuropas dankbar aufgegriffen und mit der
Möglichkeit freier Handelsmöglichkeiten verknüpft. Erwartet wurde ein faire Chance,
doch kurzfristige ökonomische Entscheidungen zugunsten verschiedener, vor allem
nationaler Interessengruppen laufen den Absichtserklärungen der Gemeinschaft
entgegen.36a Die vorliegenden Ergebnisse spiegeln jedenfalls nur teilweise das vorhandene
Potential beider Seiten wider.
Bei der Verfolgung einer langfristigen Vision für Europa sieht es åihnlich aus. Wie
bereits erwähnt, weist an 24. April 1989 der Ministerrat auf die Notwendigkeit eines
europåüschen Gesamtkonzepts hin. Das Pariser Sondertreffen des Europåiischen Rates im
November 1989 fordert daneben aber auch, den EG-Vertiefungsprozeß nicht zr ver-
nachlässigen. Eine entsprechende deutsch-französische Note wird am 23. November 1989
an das Europäische Parlament weitergeleitet mit der Begründung, die EG müsse stárker
zusammenwachsen, um weiterhin als Magnet für die Länder Mittel- und Osteurop¿ls
dienen zu können.365 Ahnlich argumentiert der V/irtschafa- und Sozialausschuß im M¿irz
1990. Dieser beurteilt die Lage in Mittel- und Osteuropa insgesamt eher pessimistisch
und warnt davor, den europäischen Einigungsprozeß dadurch zu stören.366 Zwar sieht die
Kommission in ihrem Arbeitsprogramm für 1991 die Gemeinschaft als Grundpfeiler einer
neuen europåiischen Archiæktur, die vom Europiüschen Wfutschaftsraum als zweitem und
363 Meier, Christian, Die ,,Europa-VerEäge", S. 29; vgl. Bartå, Vit, ÕSfn on the way o EC: Double
transition, in: Schenk, Kal-Ernst/Seeler, Hans-Joachim (Hrsg.), Chancen für ein größeres Europir
Ost-Europa auf dem Weg in die EG, Baden-Baden 1992,5.34.
364 Vgl. Weydenthal, Jan B. de, EC keeps CenEal Europe at artrr's length, in: RFE/RL Research Report
5/1993, S. 30.
365 Allen, David, West European responses, S. 125.
366 EG-Bulletin 3/1990, S. 54.
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vom Europa-Abkommen als drittem Pfeiler flankiert wird.367 Doch wird gerade dadurch
deutlich, daß die EG mit dem Europa-Abkommen den eigenen, alten Kurs aufgrund der
Umbrüche im ehemaligen Ostblock nicht in Frage zu stellen bereit ist.368 Das in der
Mitteilung der Kommission von August 1990 gesteckte ZieI,mit einer Assoziation die
Grundlage einer neuen europiüschen Ordnung durch die Teilhabe Mitæl- und Osteuropas
an dem umfassenden europdischen Inægrationsprozeß zu festigen, ist jedenfalls noch nicht
erkennbar.
Diese Tendenz wird durch den Abschluß des Maastricht-Vertrages vom Februar 1992
manifestiert, durch den nach der Vollendung des Binnenmarktes mit den weiterenZielen
der Wirtschafts- und Wåihrungsunion sowie der politischen Union eine noch höhere
Integrationsstufe angestrebt wird. Die Ereignisse im Osten des Kontinents finden dabei
weder in finanzieLlef6e noch in politischer Hinsicht Eingang in das Vertragswerk,
wodurch sich die auch von Václav Klaus bereits angenommene Vermutung bestätigt,
Maasricht sei völlig losgelöst von den Enturicklungen in Mittel- und Osteuropa verhandelt
worden.
Zusammenfassend scheint die EG somit nach wie vor kurz- und mitælfristige Hilfsmaß-
nahmen einer wirklichen politisch-konzeptionellen Bewältigung des Wandels vorzuziehen
und vor allem weiterhin die Aufrechterhaltung der existierenden europdischen Ordnungs-
struktur aus Gründen der eigenen Stabilität zu bevorzugen.3To Von einem echten
europlüschen Gesamtkonzept fehlt in den Reihen der Europåiischen Gemeinschaft auch
gut fünf Jahre nach den Umbrüchen in Mittel- und Osteuropa entgegen den eigenen
Ansprüche bislang jedenfalls jede Spur.
Doch auch die Erwartungen in Prag gehen nicht selæn an der Realität vorbei. Vergleicht
man nämlich die von der EG in Kopenhagen beschlossenen Kriterien für eine Mitglied-
schaft mit der tatsächlichen politischen und 'virtschaftlichen Situation in der Tschechi-
schen Republik des Jahres 1993, so erscheint die Aussage des tschechischen Ministers
für Handel und Verkehr, Vladimír Dlouhy, als nicht haltbar, alle aufgestellten Bedingun-
gen für einen Beitritt bereits jetzt zu erfü11en371. Die Tschechische Republik wird sich
daher in ihrem Wunsch nach einer Vollmitgliedschaft nicht nur wegen der fehlenden
367 Arbeisprogfamm de¡ Korrmission frir 1991, Konrmission der Europåüschør Gemeinschaften (Hrsg.),
Bulletin der Europåüschen Gemeinscbaften, Beilage lll99l, S.V|-25.
3ó8 Kramer, Heim, Das System der,,Europäischen Abkormen", S. 139.
369 Maasrichfi Ausblendung Osteuropa^s ein Fehler, in: DlW-Wochenbericht 1511992, S. 189- 191.
370 Kraner, Heinz, Die OsÞolitik der EG, S. 49-50; vgl. Juchler, Jakob, Osteuropa im Umbn¡ch:
politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen 1989-1993. Gesamtüberblick und
Fallstudien, Zürich 1994, S. 7l: ,,Zl sehr wurde improvisiert, Hilfsmaßnahmen zu sehr verzettelt" ztt
stark reagiefe man auf die gerade dringenden realpolitischur Spannungen."
371 Handelsblatt vom l9.l20. November 1993.
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Bereitschaft der EG, sondern auch wegen der noch andauernden Transformationsprozesse
im eigenen Lande gedulden müssen.
¡y. Die Beziehungen zwischen der NATO und der Tschechoslowakei/Tschedrischen
Republik
1. Sicherheitspolitische Vorsællungen in Prag
Nach dem Ende des Kalten Krieges wird Sicherheit im Ostteil des Kontinents verstdrkt
über zwei Bereiche definiert. Zum einen verbesserte sich zwar die Situation bei der
traditionellen Wahrnehmung der Sicherheitspolitik vor allem der mitteleuropd'ischen
Länder, die nun über einen freien Zugang zum 
'Westen verfügen und auch keiner
unmittelbaren Bedrohung ausgesetzt sind.372 Trotzdem verfolgt man dort nach wie vor
sehr aufmerksam die Entwicklungen in den Nachbarregionen und formuliert daraus die
prämissen für die eigene politik. So leiten sich für Prug373 potentielle Restrisiken3l4 in
orsûer Linie aus militanten und ethnischen Konflikten, wie im ehemaligen Jugoslawien3Ts,
sowie aus der fortschreitenden Krise in den Staaæn der ehemaligen Sowjetunion mit der
eventuellen Wiederkehr eines revanchistischen Regimes in Moskau376 het, gegen die
Vorsichtsmaf3nahmen ergriffen werden müssen. Zw anderen wird Sicherheit heute nicht
selten auch als eine Stabilität verstanden, ,,die durch Entwicklungen ohne klare mi-
litåirische Dimension gefährdet werden kann"377. Das schließt für Mittel- und Osteuropa
neben einem möglichen Scheitern der wirtschaftlichen und politischen Reformprozesse
und einer Destabilisierung des im Aufbau befindlichen Rechtsstaates3Ts Migrationsströme
und Umweltgefahren ebenso mit ein wie organisieræs Verbrechen, Terrorismus, Drogen-
schmuggel und neuerdings verstärkt den Handel mit radioaktivem Material. ,,Hatten die
mitteleuropliischen L¿inder früher durch die Verbindung mit der UdSSR viele Gegner und
372 Rühl, Lotha¡, Europlúsche Sicherheit und osterweiterung der NATO, in: Außenpolitik 
2/1994' S'
115 - 116.
373 yan den Doel, Theo, CenEal Europe: The new allies? The road from Visegrad to 
Brussels, Oxford
1gg4, S. 75: Die tschechische Sicherheispolitik unterscheidet sich kaum von der der csFR'
314 Ygl. Hatschikjan, Magarditsch, Die außenpolitischen Neuorientierungen, S. 56.
375 Vgl. Reisch, Alfred Ã., Central and F¿stern Europe's quest for NATO membership, in: 
RFE/RL
Reseæch RePort 2811993, 5. 42.
376 Broer,Michael/Diehl, ole, Die Sicherheit der neuen Demokratien in Europa und die 
NATO, in: EA
lzllggl, S. 3ó8: Hfurzu kommt auch die Befürchtung, aufgnrnd der immer noch hohen wi¡t-
schaftlichen Verflechtung und Abhåingigkeit von Moskau im Bereich der Energieversorgung 
öko-
nomisch erPreßbar zu sein.
377 Kusin, Vladimft V., Tschechische Republiþ in: Wenig, Gerhard (Iksg.), Sicherheits- und Be-
drohungsperzeptionen in Ost- und Mitteleuropa, Berichte des BIOst 4311993' S' 30'
378 Broer, tr¡icnaeifOienl Ole, Die Sicherheit der neuen Demokfatien, S. 367.
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wenig Ungewißheiten gehabt", wie Magarditsch Hatschikjan folgert, ,,so haben sie
nunmchr keine Gegner, aber um so mehr Ungewißheiten"379.
Die Momente der unmittelbaren und mittelbaren Existenzbedrohung haben somit die
jungen Demokratien in Mittel- und Osteuropa über Nacht mit fast unüberschauba¡en
Problemen konfrontiert, für die selbst etablierte Staaten des Westens nur sehr schwer
anwendbare Lösungen finden können. Umso verständlicher sind daher für den BeÍachter
die Bemühungen vor allem der Mitæleuropäer, aus dieser mit der Schwächung und
Auflösung des Warschauer Paktes verbundenen hne verminderter Sicherheifso, aus
diesem sicherheitspolitischen Vakuunfsl herauszukommen, und somit den innenpolitischen
Reformen auch eine außenpolitische Absicherung zu geben.382 Dabei richtet sich ihr
Sreben auf gleiche Sicherheit für alle Staaten Europas.383 Daß eine solche Sicherung im
ehemaligen Ostblock kaum, wenn überhaupt, zu finden ist und sich die Anstrengungen
daher in erster Linie auf die Aufnahme in westliche Sicherheitsinstitutionen konzentrieren,
erscheint verständlich. So zeigen sich heute folgende Grundpfeiler der mitteleuropdischen
Sicherheitsperspektive3sa: eine dauerhafte militärische Prdsenz amerikanischer Truppen
ir Eulopa, die volle Aufiralune urter den NATO-Sichelheitsschintt, eine Annäherung der
militåirischen Ausrüstung an westlichen Standard, eine Aufwertung der 'WEU, eine
Differenzierung in der westlichen Osteuropapolitik sowie die Ausweitung der wirtschafts-
politischen Bindungen. Diese heutzutage allgemein vertretenen politischen Ziele tnd
Wünsche entstämmen aber im Gegensatz zum raschen Bekenntnis zur Europdischen
Gemeinschaft keiner politischen Grundauffassung, sondem stellen gerade in Prag das
vorläufige Ergebnis eines Entwicklungsprozesses dar, der zu Beginn des politischen
'Wandels von ganz anderen Prämissen ausging.
Zwei grundsätzliche Vorstellungen über eine künftige Sicherheitspolitik haben sich
zunächst aus der Tnit des Dissidententums vor allem in den Personen Václav Havel und
JiÍí Dienstbier in den tschechoslowakischen Neuanfang hinübergerettet. So lehnt Havel
an25. Januar 1990 vor dem polnischen Sejm zum einen die bislang in der europd.ischen
Sicherheitspolitik vorherrschende Blockkonzeption entschictlen ab und meint: ,,'Wir
möchten zu Europa gehören als einer freundschaftlichen Gemeinschaft unabhängiger
Nationen und demokratischer Staaten, zu einem st¿bilisierten, nicht in Blöcke und Pakte
379 Hatschikjan, Magarditsch, Die außenpolitischen Neuorientierungen, S. 55.
380 Wettig, Gerhard, Gesåmtkonstellation, in: den. (Hrsg), Sicheúeits- und Bedrohungsperzeptionen in
Ost- und Mitteleurop4 Bericbte des BIOst 4311993, 5.45.
381 Havel, Václav in seiner Rede vor der NATO in Brüssel an2l. Mtuz 1991, in: EA 10/1991, S. D245'
382 Vgl. Nógrádi, Georg, Prtnerschaft für den Frieden: Illusionen und Ernüchærung, in: Europáische
Sicherheit 517994, S. U3.
383 Tinmremrarm,Heinz, GUS und OsEritteleuropa S. 31; vgl. Dienstbier, Jifí Cenual Ernope's security,
in: Foreign Policy 8311991, S. 120.
384 Miszczah Krzysztof, Die Sicherheitsperspektiven Ostmitteleuropas: Zwischen NATO und Rußlan4
in: Europåüsche Sicherheit 611994, S. 298.
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geteilten Europa, einem Europa, das keinen Schutz der Großmächte braucht, weil es fähig
ist, sich selbst zu verteidigen, d.h. sein eigenes Sicherheitssystem aufzubauen."385 Ztrm
anderen wird Havels Auffassung ergùnzt durch den damaligen Außenminister Dienstbier,
der die Blockkonzeption durch den Prozeß der Konferenz für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (KSæ) ersetzt sehen möchte.386 Es ist vor allem Dienstbier, der aufgrund
seines politischen Amtes verståirkt die Haltung der Prager Regierung nach außen vertritt
und ein Modell einer neuen europdischen Sicherheitsordnung zu entwerfen versucht. Dabei
bemüht er auch die Geschichte seines Landes und verweist auf die Politik des früheren
Staatspräsidenten Eduard Bene5387 mit dessen Betonung regionaler Bündnisse und dem
Aufbau eines Systems kollektiver Sicherheit.3ss Zwei unterschiedliche und sich im Un-
gleichgewicht befrndliche militärisch-politische Blöcke könnten, nach Meinung Dienst-
biers, kein Krtiftegleichgewicht aufrechterhalten und somit keine Sicherheitsgarantie
anbieten. Dieses Ungleichgewicht mache es unmöglich, Frieden durch Ståirke zu garantie-
ren. Vielmehr müsse Frieden in Zukunft durch Recht gewtihrleistet werden.38e Ein solches
System könne nur auf dem Helsinki-Prozeß beruhen.3eO
Ähnhch wie bei den Bemühungen um ein Mitspracherecht in der Europåüschen
Gemeinschaft erweist sich Prag auch bei sicherheitspolitischen Fragen als ein aktiver
Teilnehmer an der Diskussion. Zum Teil entstammt diese Haltung dem bereits bekannæn
Motiv, als ktinftiges Mitglied an der Gestaltung der Umgebung mitrvirken zu wollen, zum
Teil aber auch der Einsicht, geographisch in der Mitte Europas an einem alten Schnitt-
punkt von Konflikten zu üegen3e1. Bereits auf einem Treffen der Außenminister des
Wa¡schauer Pakæs im M¿irz 1990 wird daher das Konzept eines Europäischen Sicherheits-
ausschusses ins Spiel gebracht, das in einem tschechoslowakischen Memorandum vom
6. April 1990 den KSZE-Teilnehmerstaaten näher erläutert wird. Die Aufgabe dieses neu
zu schaffenden Ausschusses liegt in einer ersten Etappe zunächst in der Rolle eines
ståindigen Konsultations-, Kooperations-, und Kontrollorgans und einer Plattform für die
Beurteilung europåiischer Sicherheitsfragen.3e2 Dabei sollte der Ausschuß vorläufig neben
den beiden Blöcken existieren, nach deren Auflösung aber, in einer zweiten Etappe, auf
der Basis eines gesamteuropåiischen Verftages und unter Teilnahme aller KSZÞMitglieds-
385 Zi¡rert in: Biach, Radko, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 131.
386 Dienstbier, J'tÍL, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 399-4M; vgl. Biach, Radko, Die
Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 131.
387 Eduard Bene5 (1884- 1948) war von l92l bis 1922 Minisærpråisident, von 1935 bis 1938 sowie noch
einnal von 1945 bis 1948 Staasprlisident der Tschechoslowakei.
388 Dienstbier, Jií, Central Europe's security, S. 121; vgl. Handl, Vladimft, Tschechische Europapolitik,
s. 127.
389 Dienstbier, hÍi, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 399.
390 Ebenda, S.403.
391 Ebenda, S.397.
392 Biach, Radko, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 133.
68 Ostewpa-Istitut Mtinchen: Mitteilungen 5/1995
staaten in eine Organisation der Europdischen Staaten als ein System kollektiver
Sicherheit übergehen. ,,In der dritten Phase, und das ist wahrscheinlich eine Vision ftir
den Beginn des nächsten Jahrtausends, könnte es ein konföderiertes Europa geben"3e3,
so die Auffassung Dienstbiers.
Diese Haltung modifiziert sich in den folgenden Monaten. In einer Rede an der Harva¡d
University vom 16. Mai 1990 äußert sich Dienstbier zwar zur NATO folgendermaßen:
,,Wir sind nur der Meinung, daß es für die Sicherheit von niemandem von uns nützlich
sein wird, wenn jemand noch immer eine mächtige Struktur von 16 priviligieræn Staaten
verewigen will, neben der verschiedene atomisierte Gebilde auf der internationalen Szene
operieren werden. Und gegen wen will sich diese NATO verteidigen?'8ea Doch relativiert
Havel diese Stellungnahme selbst in einer Rede vor dem Europarat am 10. Mai 1990.
Er halte die NATO für sinnvoller, demokratischer und in den Strukturen besser funktionie-
rend als den Warschauer Pakt. Sie sei somit geeigneter, sich zum Kern eines neuen
Sicherheitssystems zu wandeln.3e5 Also nicht die bloße Auflösung der westlichen Allianz
wird jetzt gefordert, sondern ihre Weiterentwicklung und ihr Aufgehen in einer neuen
europäischen Sicherheitskonstellation.
Ein gemeinsamer Entwurf der Regierungen der ÕSFR, der DDR und Polens vom 12.
Juni 1990 als Beschlußvorschlag für alle KszB-Mjtglierlsstaaten zielt auf eine Institu-
tionalisierung der KSZE ,,bei Erhaltung des bisherigen Gleichgewichts zwischen den
cinzclncn Gebieten der gesamæuropiüschen Zusammenarbeit'ó96 ab und stellt somit neben
der formellen auch eine inhaltliche Weiterentwicklung des tschechoslowakischen
Memorandums vom April des gleichen Jahres dar. Nicht nur wird hier nåimlich die
Schaffung eines Rates für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa vorgeschlagen, der
im Prinzip den Sicherheitsausschul3 ablöst und dessen Autþaben insgesarnt breiter get'aßt
sind. Auch die Einrichtung eines suindigen Sekretariats als Exekutivorgan des Rates, eines
Zentrums fiir Verb:¿uensbildung, Rüstungskontrolle und Verifikation sowie eines Zentrums
zur frühzeitigen Erkennung und politischen Schlichtung von Konflikten h¿ilt man nun
für empfchlenswert.3eT
In den folgenden Monaten aber tritt in Prag eine Art Prämissenverschiebung ein, die
eine Mitgliedschaft in der NATO, verbunden mit dem Verbleib der Atommacht USA als
wichtigem Garanten für das Gleichgewicht und die Stabilititt in Europa, als vordring-
licheres Ziel gegenüber dem Ausbau der KSZE anerkennt.3e8 Schon kurz vor dem
393 Dienstbier, Jif, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 403.
394 Ebenda S.404.
395 BÍach, Radko, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 138; vgl. Reisch, Alfred 4., Central and
Eastern Europe's quest" S. 36.
396 BÍach, Radko, Die Außenpolitik der Tschechoslowakei, S. 140.
397 Ebenda. S. 140-14f .
398 Tirrmermann, Heinz, GUS und Ostmitteleuropa, S. 32; vgl.FAZ vom 8. Dezember 1994 (,,Klaus ist
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Visegrader Gipfel der drei mitæleuropåüschen LÈinder im Februar 1991 spricht sich Havel
gegenüber Journalisten deshalb für eine engere Kooperation mit der NATO aus, die
momentan die einzig funktionierende demokratische Sicherheitsstruktr¡r in Europa
darsælle. Bezugnehmend auf die dramatischen Entwicklungen in den Baltischen Staaten
sei es jetzt für die ðSF.n notwendig, so der Staaspräsident, Teil einer solchen Sicherheits-
struktur zu werden.3ee Grund für den offensichtlichen Stimmungswandel in Prag sind,
beginnend mit dem Rücktritt Eduard Schewardnadses als sowjetischem Außenminister,
Ereignisse in der Sowjetunion, die eine konservative Restauration oder einen mit Chaos
und Bürgerkrieg verknüpften ZertaI des riesigen Reiches in Aussicht stellen. Damit
verbunden ist die wachsende Skepsis der Mitæleuropder gegenüber der Funktionsfiihigkeit
einer bis auf weiteres zahnlosen KSZE als Sicherheitsgaranten, vor allem angesichts des
nuklearen Potentials der Sowjetunion.400
Auch die bei den Verhandlungen mit der Sowjetunion über den Abzug ihrer Truppen
aus der CSfn gesammelten schlechten Erfahrungen, der beginnende Jugoslawienkonflikt
sowie die Stärkung der westlichen Position durch ihr geschlossenes und entschiedenes
Auftreten im Golfkrieg dürfen bei der Bewertung für die Ursachen dieses Stimmungs-
umschwungs nicht aufþr Acht gelassen werden. Daneben scheidet eine Neutralitätsoption
von vornherein aus, da sie weder effektiv noch fînanzierbar erscheint und die ÖSfn
darüber hinaus zu einer Pufferzone zwischen Ost und \ffest machen würde.401 Spätestens
seit dem gescheiterten Putschversuch in Moskau im August 1991 ist die sicherheits-
politische Westintegration innerhalb der tschechischen Regierung deshalb unumstritten,
und auch die Opposition scheint mangels echter Alternativen fast ausnahmslos dieser
Option zuzustimmen.402 JiÍí Dienstbier drückt die Stimmung in Prag folgendermaßen aus:
,,'Wir besæhen überhaupt nicht darauf, daß diese Rolle [als Stabilisator, B.K.] gerade von
der NATO gespielt werden muß, das Hfüchen besæht jedoch darin, daß es einfach keine
andere für diesen Zweckgeeignete effektive und lebensfähige Institution gibt."aO3
zufrieden mit dem Erreichten"): Klaus spricht sich in seiner jüngsten Regierungserkläntng zwar ftir
die KSZE aus, ,,aber wir sind gegen den Versuch, ihr einen anderen Inhalt zu geben, als sie heute
hat, und sie über bereits existierende Sicherheitsinstitutionen zu stellen".
399 ðTK (Prag) vom 11. Februar 1991.
400 Tinunermann, Heinz, GUS und Ostmitteleuropa, S. 31; Broer, MichaeL/Diehl, Ole, Die Sicherheit der
neuen Demokratien, S. 370; Reisch, Alfred 4., Central and Ea^særn Europes quest" S. 37; Handl,
Vl¿dimír, Tschechische Europapolitik, S. 134.
40f Vgl. Broer, MichaeVDiehl, Ole, Die Sicherheit der neuen Derrolaatien, S. 369; vgl. Handelsblatt vom
22. l:['{.arz 1991 (,!rüssel soll die Tür für Prag offen hellsn").
402 Handl, Vladimír, Tschechische Europapolitik, S. 128- 129:- ene Ausnahme bilden hier lediglich die
radikalen Linken; vgl. Kusin, Vladimlr V., Tschechische Republik, S. 29-30.
403 Zittert in: K¿radi, Matthias Z., Die Refonn der Atlantischen Allianz: Bündnispolitik als BeiEag zur
kooperativen Sicherheit in Europa?, MünsærÆIambwg 1994, S. 50.
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Am deutlichsten wird die damalige Haltung der CSFR gegenüber dem Bündnis in der
Rede Václav Havels am Sitz der NATO in Brüssel vom 21. Marz 1991. Beginnend mit
einer Entschuldigung für die wdhrend der kommunistischen Henschaft verbreiteten Lügen
über die NATO, legt Havel noch einmal die von seiner Regierung bislang verfolgte Politik
dar und kommt schließlich zu dem Ergebnis,
,,(...) daß mehr Drehungen und Wendungen die Wege der Geschichte begleiten, als wir zu dem
Zeitpunkt gedacht hatten, da wir noch die erste F¡eude über die mit¡eiSenden Ereignisse auskoste-
ten, die wir beobachtet oder erlebt hatten.
Ich möchte hiermit nicht sagen, daß das Ideal, auf das ich hingewiesen habe, aufgegeben werden muß
[neue Sicherheitsstruktur nit NATO als Kem, B.K.] (...) Wi¡ haben nur einfach erkannt, daß der Weg
dahin wah¡scheinlich länger und komplizierter sein wird, als wir unprünglich ânnafunen.'¡4o4
Havel fåiht mit einer Aufzåihlung der Probleme im ehemaligen Ostblock fort und folgert
daraus, daß die Länder dort gefährlich in ein politisches, wiruchaftliches und sicherheits-
politisches Vakuum abgleiten würden. Ein wesentlicher Faktor, um dies zu venneiden,
sei eine engere Kooperation mit der NATO. ,,[Jns ist bewulJt, dalJ, aus verschiedenen
Gründen, unser Land im Moment nicht regulåires Mitglied der NATO werden kann.
Z;ugleich glauben wir aber, daß das Bündnis von Ländern, die durch die Ide¿Lle von
Freiheit und Demokratie vereint sind, nicht für immer solchen Nachbarstaaten ver-
schlossen bleiben sollte, die dieselbenZiele verfolgen."ao5 Bt ist au|allend, dai3 gerade
die Betonung der (westlichen) Werte im Zusammenhang mit den Bemühungen um eine
engere Kooperation mit der NATO im Gegensatz z! den Beziehungen mit der Europäi-
schen Gemeinschaft immer wieder Verwendung in Prager Sællungnahmen finden.a06 So
erklärt Václav Havel kurz vor dem Brüsseler Gipfelneffen im Januar 1994, die ÕR wolle
in erster Linie der NATO beitreten, da sie die Mitgliedschaft als Anerkennung der von
beiden Seiten geteilten Werte sehe. Sicherheitsgarantien kämen erst an zvteiter Stel1e.407
Ein Grund für diese Einstellung dürfte sicherlich die bis zum Vertrag von Maastrichta0s
überwiegend ökonomische Integration der Europåüschen Gemeinschaft sein, während der
Nordatlantikvertrag vom 4. April 1949 bereits in seiner Präarnbel von der Entschlossenheit
der Signatarstaaten spricht, ,,die Freiheit, das gemeinsame Erbe und die Zivilisation ihrer
4M Zittefi in: EA 1011991, S.D?Æ.
405 Zt¡tert ebenda, S. D246.
406 Vgl. z.B. Havel, Václav, A call for sacrifice: The co-responsibility of the West" in: Foreign Affai¡s
3t411994, S. 4- 5: Der Auûor kritisiert hier soga den westlichen Werteverfall.
407 Reuær (Prag) vom 7. Jantu 1994.
408 So heißt es in der Präa¡nbel zum Maastricht Verrag: ,,(...) In Bestlitigung ihes Bekennhisses zu den
GrundsäEen der Freiheit, der Demokratie rmd der Achtung der Menscheffechte und Grundfteiheiten
und der Rechtsst¿atlichkeit (...)"; gleichwertige Passagen sind in den drei vorangegangenen großen
Vertragsabschlüssen (EWG, EGKS, EAG) nicht zu finden.
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Völker, die auf den Grundsätzen der Demokratie, der Freiheit der Person und der
Herrschaft des Rechts beruhen, zu gewährleisten". Es sind diese Werte, denen sich Prag
verpflichtet fühlt und mit denen die Zugehörigkeit zum westlichen Lager dokumentiert
werden soll.
Ein weiterer Aspekte der Rede vom Mdrz 1991 verdient ferner Beachtung. Man ist
sich in Pragtrotz des Bekenntnisses zum westlichen Bündnis auch bewußt, daß aufgrund
der geopolitischen Lage des Landes eine einseitige Absicherung fatale Folgen haben kann.
Sicherheit ist ohne die US-Präs enz in Europa ebenso gefährdet wie ohne die Integration
der Sowjetunion in eine größere europdische Sicherheitsarchitektur, wodurch nicht nur
eine außenpolitische Absicherung, sondern auch eine gewisse Kontrolle über die
innersowjetischen Reformprozesse gewährleistet werden kann.ao9 Deswegen wolle, so
Havel in seiner Rede, ¿ie ðSfR auch weiterhin ihr großes Ziel eines neuen Sicherheits-
systems auf der Basis des KSZE-Prozesses verfolgen. Eine entsprechende Initiative der
CSf'n erfolgt am 9. April 1991, als JiÉí Dienstbier erneut den Vorschlag wiederholt, im
Rahmen der KSZE ein ständiges Organ zur Beilegung aktueller Krisenfåille zu schaffen.
Zur Lösung der Konflikæ müßten dabei im wesentlichen die EG, die WEU sowie die
NATO herangezogen werden.41O Zusammenfassend l¿ißt sich daher ab 1991 die langfristig
ausgerichtete Strategie Prags erkennen, aus dem geschützten Hafen der NATO eine neue
Sicherheitsarchitektur für Europa aufbauen zu wollen.
Havel vollzieht mit seiner Rede vor der NATO einen beachtlichen Schritt: Er bewertet
die bisherige Politik seines Landes als quasi-naiv und kündigt eine Kurskorrektur
zugunsten einer Zusammenarbeit mit der NATO anall. Ein baldiger Beitritt wird direkt
noch nicht gefordert. Benötigt wird im Osten auch weniger die Mitgliedschaft an sich,
als vielmehr die damit verbundene Sicherheitsgarantie, vor allem von Seiten der Amerika-
ner. Über eine sich verstärkende Kooperation soll dieses Ziel eines Tages eneicht werden,
für Prag lieber früher als später. Doch man ist sich dort auch bewußt, daß der beste Weg
zur lntegration eher in einer allmtihlichen Annäherun g hegt.arz Neben den außen-
politischen Konsequenzen müssen nåimlich auch interne Faktoren in Befacht gezo$erL
werdsn, die die Umstrukturierung der Verteidigungsstrukturen betreffen.
409 Vgl. Handl, Vladimír, The West European integation in the political and security area and the
*iO"oiog of the EC. A view ftom Eastern Europe, in: Wessels, WolfgangÆngel, Christian (Hrsg.)'
The European Union in the 1990s - Ever closer and larger?, Bonn 1993, S. 228.
410 Erklärung von JiÍl Dienstbier auf dem KSÆ-Außenministerrat in Berlin am 19.120. Juni 1991, in:
EAl4tlggl, S. D350-D352;vf,,. Dienstbier, Jif, Cental Ernope's secu¡ity, 5.120-12j7; vgl. Frank-
furter Rundschau vom 10. April 1991 (,,Prag will ein Sicherheitssystem für ganz Europa")'
411 Vgl. Zieleniæ, Josef, Partnership for Peace - Theperspective from Prague, in: NATO's Sixteen
Nations ztlgg4, S. 14: ,,For the Czech Republic, NATO is the logical choice: it is a club of de-
mocracies, it has a well established military structure and it links the Uniæd Staæs with Europe."
412 Kusin, Vladimír V., Tschechische Republik, S. 30.
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Abgesehen von der auch im militärischen Bereich folgenreichen Landesteilungal3 ist
insbesondere das Erbe des Wa¡schauer Paktcs und das damit verbunden Militárkonzept
zu verarbeitsn, war doch sowohl die Planung als auch die Ausrüstung auf sowjetisches
Interesse ausgelegtala. Die dadurch bedingæ offensive Ausrichtung der Truppen soll nun
durch eine rein defensive ersetzt werden und sich auf die Gewåihrleistung der Verteidigung
der staatlichen Souveränilät, der territorialen Inægrität und der Bevölkerung der Tschechi-
schen Republik konzentrieren. Daneben ist man mitælfristig und langfristig gewillt, eine
Annäherung an westliche Standards und die Fähigkeit der Interoperabilit¿it mit den
Truppen der NATO zu erreichen.415 Um dies zu erfüllen, so die Rechnung des tschechi-
schen Veræidigungsminisæriums, würden für die nächsten zwölf Jahre zusätzlich zu den
laufenden Kosten nochmals rund 700 Millionen US-Dollar jåihrlich hinzukommen, ein
Unterfangen, das angesichs des gesamten Verteidigungshaushalts von insgesamt 800
Millionen US-Dollaral6 für 1993 als nahezu utopisch angesehen werden darf.alT Eine
konkrete Perspektive für eine absehbare NATo-Mitgliedschaft würde aber mit Sicherheit
die Entscheidung über neue Mittel erheblich beeinflussen, so Jan Obrman.al8
Der Verteidigungshaushalt der mitteleuropiüschen Låinder (in Milliarden US-Dollar)
\ê
æ€ \ê
9 \ê
\o
aus: Cla¡k, Douglas L., Central Europe: Militåry cooperation in the triangle, in: RFE/RL Resea¡ch
Report 211992,5.4.
413 Ebenda S. 32: ,Eine Folge der Abspaltung der Slowakei ist ein drastischer Rückgang der Waffen-
produktionskapazllátder Tschechischen Republik"; vgl. Van den Doel, Theo, Central Europe, S. 75:
,,(...) a number of training centers a¡e situated in Slovakia".
414 ZielonkU Jan, Security in Cenral Europe, S. 45; vgl. ebenda S. 46: Mittlerweile haben die einzelnen
Staaten wieder die völlige nationale Kontrolle übe¡ ihre Anneen, aber obwohl damit ihre Souveråinität
einen neuen Stellenwert bekomnen hat, bedeutet dieser Schritt noch lange nicht eine Stärkung ihrer
Verteidigung sfrihigkeit.
415 Luztty, Petr, Das neue Aufbaukonzept für die Annee, in: A-Report Nr. 20, Juli 1993, abgedmclc in:
Osteuropa-Archl 5ll994, S. AU6.
416 Kusin, Vlådimír V., Tschechische Republik, S. 32: Etat zum Übert¿ben.
417 Obnnan, Jan, Military refomr in the Czech Republic, in: RFE/RL Reseuch Report 4111993, S. 40.
418 Ebenda, S.42.
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Als weitere Hauptaufgaben der Reformen müssen das Verteidigungsministerium
verkleinert sowie die Streitkräfte unter zivile Leitung und parlamentarische Kontrolle
gestellt werden. Dieser Prozeß hat unter dem ehemaligen zivilen Verteidigungsminister
Antonin Baudys bereits große Foruchritæ erzielLale Auch die Armee selbst wird von jeøt
105.000 Soldaten bis Ende 1996 auf 65.000 verringert, wobei hierzu eine Verkürzung
der Wehrdienstzeit von 18 auf 12 Monate erheblich beiträgt.a20 Als reformbedürftig
erweist sich auch das Personalwesen, das durch einen großen Überhang höhenangiger
Offiziere gekennzeichnet ist, wåihrend im unteren Bereich, jetzt auch aufgrund ziviler
wirtschaftlicher Alærnativen, kaum Nachwuchs nachrückt.azl Problematisch erweist sich
dabei vor allem die bislang unvollkommene Säuberung der Armee von alten Kadern,
waren vor 1989 doch mehr zls 90Vo der Berufssoldaæn Mitglieder der Kommunistischen
ParIei.azz Die Kommandostruktur soll sich in Zukunft aus einer strategischen, opera-
tionalen und taktischen Ebene aufbauen.4ã Die sowjetisch geprägte Divisionsstruktur der
Arrree wird einer Brigadestruktur weichen. Land- und Luftstreitkr¿ifte, Luftveræidigungs-
krtifte sowie die Logistik stellen künftig die Teileinheiten der Armee du.a2a Die Ein-
richtung einer schnellen Eingreiftruppe von ungefähr 3.000 Mann weist daneben bereits
starke Ahnlichkeit mit vergleichbaren Strukturen (Krisenreaktionskriifte) in den NATO-
Låindern auf.425Insgesamt ist somit deutlich die Tendenz erkennbar, die neue Militiir-
struktur westlichem Standard anzupassen.426
Bei den Partrem der Visegrad-Gruppe ruft diese eindeutige Ausrichtung Prags auf die
NATO Unbehagen hervor. Nicht selten wird in diesem Zusammenhang auch der Vorwurf
laut, die tschechische Verteidigungspolitik unterschätze die Bedeutung einer mittel-
europåüschen Zusammetarbeit{27. Doch Prags Haltung ist hier eindeutig. Der polnische
Wunsch nach einer Institutionalisierung der Visegrad-Gruppe auch im sicherheits-
politischen Bereich stößt auf einhellige Ablehnung. Veræidigungsminisle¡ Baudys ist sogar
419 Ebendå, S.37;vgl. Zlelonka, Jan, Security in Cenhal Europe, S.47-48: Geseøe.srraßnahmen, Kon-
Eolle der Finanzrrittel sowie eine spezielle parlamentarische Kontrollkommission haben das Militär
in ein gehorsarnes und apolitisches Instnment der jeweiligen zivilen Regierung gewandelt; vgl.
Novotny, Jaromir, The Czech Republic - an active pmler with NATO, in: NATOreview 3/1994, S.
13.
420 Kusin, Vladimft V., Tschechische Republik, S. 31.
421 Lrzny, Pet¡, Das neue Aufbaukonzept, S. A2t7; Obrlrtartr, Jan, Military reform, S' 38.
422 Hopp, Hans-Joachim, Die Lage der mittel- und südosteuropiüschen Länder, in: Außørpoli¡1k211994,
S. 136; T,telorkz Jan, Security in Cenhal Europe, S. 47; vgl. FAZ von 21. September 1994 (,,Baudys
soll entlassen werden").
423 NovoEry, Jaromit, The Czech Republic, S. 13-14.
4?A F,benda, S. 14.
425 Obrman, Jan, Milit¿¡y reform, S. 39.
426 Kusin, Vladimír V., Tschechische Republik S. 32.
427 Candole, JaÍres de, Czechoslovakia, S. 22; vgl. Müller, Uwe, Tschechischer Alleingang, in: YZ vom
13. Januar 1994.
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der Auffassung, es gebe keinen Grund, warum die Armeen der Visegrad-Staaten
untereinander enger zusammenarbeiæn sollæn als beispielsweise mit den österreichischen
Sreitkr¿ifæn.aã Wie im wiruchaftlichen Bereich wird die Visegrad-Gruppe auch in diesem
Zusammenhang allenfalls als Vehikela2e angesehen, durch das die Voraussetzungen für
eine schnellere Westbindung leichter erreicht werden kann.
In den Jahren 199211993l¿ißt sich aber in Mitteleuropa gaîz allgemein Enttäuschung
und sogar Verbitterung bezüglich der Bemühungen um eine Mitgliedschaft in der NATO
wahmehmen. Eine wesentliche Ursache datür liegt in der von den Betroffenen empfunde-
nen fehlenden Bereitschaft der Atlantischen Allianz, unter den früheren Gegnern zu
differenzieren, und sie somit weiterhin als Block zu betrachten. Ein zweiter Grund
entståmmt dem GeftihI, jetzt nach der Revolution, in der der Glauben an ein freies Europa
und an die Solidarität der Demokratien verteidigt wurde, mit den Problemen allein
gelassen zu werden.a3O Nach einer gewissen Phase der Anpassung aber sollten die
Mitæleuropäer, wie Havel in seiner Rede fordert, in die NATO aufgenommen werden.431
Man erwartet deswegen klare Perspektiven auf clie Vollmitglieclschaft oder zumindest
Garantien für die eigene Sicherheit.a32
Prag, wie auch die anderen Regierungen, versucht in der Zwischenzeit über den eher
pragmatischen Ansatz bilateraler Beziehungen, bei denen die USA, Deutschland und auch
Frankreich eine hervorgehobene Rolle spielen, Anschluß an den'Westen zu finden und
damit eine gewisse sicherheitspolitische Bindewirkung über Umwe ge zu erÅelen.433 Dieser
Ansatz bietet auch die Chance zum allmählichen Aufbau sicherheitsrelevanter Beziehun-
gen in Europa, wenn sich etwa die WEU als eigenståindige Komponente auf dem
Kontinent durchsetzen so11te.434 Diese wird dabei als der militärische Arm der EG
angesehena35, de- aufgrund der durch die Assozüerungsabkommen fortgeschrittenen
Beziehungen eine wachsende Position zugemsssen wird. Die WEU besiøt allerdings aus
tschechischer Sicht momentan noch den entscheidenden Fehler, Amerika-frei zu sein. Ihre
428 Kusin, Vladimlr V., Tschechische Republik, S. 33.
429 W etrtg, Gerha¡d, Gesamtkonstellation, S. 45.
430 Timmermann, Heinz, GUS und Ostmitteleuropa S. 32; Ob'rman, Jan, Military reform, S. 42.
431 Timmenn¿nn, Heinz, Europa S.717.
432 Kohle¡ Befhold, Kein neues Jalta schaffen, tn:FAZ vom 7. Januar 1994.
433 Tirrmennann, Heinz, GUS und Ostmitteleuropa, S. 33; Obn:nan, Jan, Military reforn¡ S. 42; Reisch,
Alfred 4., CenEal and F'astern Eurqle's quest, S. 41; vgl. Militlhische Zusanmenarbeit mit den
mittelosteuropåüschen Staaten, in: IAP-Dienst Sicherheitspolitik Nr.17 vom 6. September 1994, S.
l-2.
434 Timmermann, Heinz, GUS und OsEritteleuropa, S. 33.
435 Miszczak, Krzysztof, Die Sicherheitsperspektiven Os0niúeleuropas, S. 298.
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Rolle ist somit bislang danach bemessen worden, wie nützlich sie bei der Annliherung
an die NATO sein kann.a36
Seit Sommer I99I existieren Kontakte zwischen deutschen und tschechoslo-
wakischen/tschechischen Einheit€n.437 Vor allem der Transfer von westlichem Know how
in Technik und Ausbildung ist bei den östlichen Kameraden gefragt. Für Deutschland
hingegen, so Verteidigungsminister Volker Rühe, seien die tschechoslowakischen/tsche-
chischen Erfahnrngen bei der Entsendung von Truppen im Auftag der Vereinten Nationen
(VN) von Interesse.438 So zeugen Beteiligungen in Angola (1989 -1992), Namibia
(1989- 1990), Somalia (1992-1993),Irak (1992- 1993), Jugoslawien (seit 1992), Moçambi-
que (seit 1993), Liberia (seit 1993) und Georgien (seit tgg3)43e von einer regen Teilnahme
Prags an den Missionen der VN und unterstreichen das Bemühen, in der internationalen
Politik aktiv mitwirken zu wollen.
2. Die Antworten der NATO auf die Transformationsprozesse
Die NATO ist die zweite westliche Organisation, auf die sich die Bemühungen der
früheren Ostblockstaaten um eine Annåiherung und eine spätere Mitgliedschaft konzen-
trieren. Auch hier, wie bei der EG, werden Antworten und Lösungen auf die drlingenden
Probleme in den Umbruchländem erwartet. Aber anders als bei der Gemeinschaft müssen
die Antworten, Lösungen und, damit untrennbar verbunden, auch die Veråinderungen der
eigenen Struktur nicht parallel zu einem intemen Entwicklungsprozess betrieben werden,
der durch die Ereignisse in Mittol- und Osteuropa abgebremst werden könnte. Die Reak-
tion der NATO auf den Wandel im ehemaligen Ostblock ist vielmehr erst durch den
Wandel selbst hervorgerufen worden. Das bringt zum einen den Vorûeil, sehr flexibel
auf die Herausforderungen reagieren zu können, zum anderen aber auch den Nachæil,
unmittelbarer auf die Ereignisse in Mittel- und Osteuropa antworten zu müssen.
Es geht hier generell um die Frage der sicherheitspolitischen Einbindung Mittel- und
Osteuropas, um die Gestaltung einer neuen Friedens- und Sicherheitsordnung auf dem
europiüschen Kontinent. Daß die NATO dabei als einzig intakte Sicherheitsorganisation
eine wesentliche Rolle spielt, ist selbstverståindlich. Wie hat nun aber die NATO tat-
436 Kobter, Berthold, Kein neues Jalø schaffen.
437 Ygl. Lohse, Ecl€rt, Nicht nu¡ die Socken aus Arneebeständen, in FAZ vom 16. September 1994;
laut Infonnation der P¡essestelle der 4. PzGrenDiv. in Regensburg vom lvlârz 1994 besteht eine Part-
nerschaft zwischen der Panzerb'rigaòe 12 in Amberg und einer tschechischen Division, deren Ko-
operation sich allerdings bislang auf gegenseitige Besuche der jeweiligen Führungsebenen sowie auf
ve¡einzelte Teilnahme an öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen beschråinkt hal
438 FAZ vom 7. Oktober 1993 (,,Aus Gegnern werden Partrer").
439 NovoEry, Jaromir, The Czech Republic, S' 14.
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sächlich auf die Ereignisse in Mittel- und Osteuropa und auf die Forderung nach einer
Ostenveiterung des Bündnisses reagiert? Dieser Frage soll im folgenden vor dem Hinter-
grund einer sich wandelnden Allianz nachgegangen werden. Dabei ist festzuhalten, daß
der Nordatlantikvertrag vom 4. April 1949 in Art. 10 die Möglichkeit eröffnet, durch
einstimmigen Beschluß der Mitglieder jeden anderen europd.ischen Staat aufzunehmen,
der in der Lage ist, die Grundsätze dieses Vertrages zu frirdern und zur Sicherheit des
nordatlantischen Gebietes beizutragen. In der folgenden Darstellung darf auch die poli-
tische Situation Rußlands nicht aus den Augen verloren werden, nicht nur weil Rußland
sein Heil eher in der KSZE zu finden glaubt, sondern auch weil sich hier ein analytisches
Dilemmaaao ergibt. In der aktuellen Debatte wird die Position Rußlands nämlich sowohl
als Argument für eine Aufnahme verwendet, um den mitæl- und osteurop!üschen Staaten
Schutz vor einer neuen russischen Bedrohung zu gewähren, als auch dagegen, da man
durch eine geographische Annäherung der NATO an die russischen Grenzen dort ein
Wie derers tarken konservativer K¡åifte befürchte t. aa 1
2.1. Von London nach Rom
Der Wegfall des unmittelbaren Feindes und damit auch die vordergründige langjährige
Rechtfertigung der eigenen Existenz führt in Brilssel zunächst zu einer An Identitäts-
krise442, aus der der Versuch gestartet wird, die eigene Rolle der gewandelten interna-
tionalen Lage anzupassen. In einem Kommuniqué der Ministertagung des Nordatlantikra-
tes443 am 14. und 15. Dezember 1989 in Brüssel wird deshalb gesondert auf die Bedeu-
tung des Bündnisses eingegangen. So bilde die NATO auch in Zukunft die wesentliche
Grundlage für die Sicherheit der Mitgliedslålnder, ihr komme eine entscheidende Rolle
bei der Rüstungskontrolle und Abrüstuîg ztr, man wolle aber auch die Möglichkeit des
Bündnisses bei der Förderung des politischen Wandels in Stabilit¿it aktiv und schöpferisch
nutzen. Dabei werde auch der KSZE eine wachsende und zentrale Rolle zugeschrieben.aaa
Anders als in ¿er ÕSpR zu diesem Zeitpunkt wird dem KSZE-Prozeß von der NATO
440 Karrp, Ka¡l-Heinz, Die Frage einer ,,Oste¡reitenrng" der NATO, Konrad-Adenauer-Stifnrng (Hng.),
Inteme Studien und Berichte Nr.57l1993, S. 1.
441 Ebenda, S. 1-2.
442 Kmadr, Matthias Z.,Die Reforrr der Atlantischen Allianz, S.42.
443 ln:F,A611990, S. Dl57-D160; im Anhang des Kommuniqués befindet sich das von der Versamm-
lung verabschiedete Konzept des ,,Offenen Himmels" , dutch das der Luftraum ftir den früheren
Gegner guifüret werden soll. Zweck dieser Maßnahme soll es sein, ,,gegenseitige Offenheit unter den
Teilnehmerst¿aten zu fördern, die Beobachtung von militärischen Aktivitiiten und Einrichtungm auf
ihrem Hoheitsgebiet zuzulassen und dadurch Vertrauen und Sicheúeit zu stärken", zitiert ebenda S.
D158.
444 ln: EA 6/1990, S. D152-D153.
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allerdings eine der eigenen Rolle untergeordnete Bedeutung zugemessen. Weiter werden
in dem Kommuniqué die Entwicklungen im anderen Teil des Kontinents konkret
angesprochen und schon jetzt eindeutig jene Prinzipien dargelegt, die die Beziehungen
zu Mittel- und Osteuropa entscheidend beeinflussen sollæn:
,,Wir sind entschlossen, sie [die Reformen, B.K.] zu erleichtem und zu fördem ohne einseitige
Vorteile erlangen zu wollen (...) Wir haben keinerlei Absicht, die legitimen Sicherheitsinteressen
irgendeines Staates zu beeinträchtigen (...) Wir sind wls bewußt, daß jedes Land in Europa seine
eigene Individualität hat und daß diese Vielfalt geachæt und ihr Gelegenheit zur Enfaltung gegeben
werden muß. Es ist die Angelegenheit eines jeden Landes in Osteuropa, seine eigenen Probleme
durch innere Reformen zu lösen. Wir meinen aber, daß auch wir eine konstruktive Rolle spielen
können (...)'44s
Diese Haltung wird in den folgenden Monaten wiederholt bekräftigtaa6, und findet im
Vorfeld des Londoner Gipfeltreffens in der Botschaft von Turnberry der Außenminister
des Nordatlantikrates vom 7. und 8. Juni 1990 einen vorläufigen Höhepunkt. Erneut wird
hier die Bedeutung des Bündnisses ,,als Instrument zur Wahrung der Sicherheit seiner
Mitglieder und der Stabilität in Europa sowie als Eckstein unserer Bemühungen zur
Förderung einer gerechten und dauerhaften europliischen Friedensordnung"44T hervot-
gehoben, gleichzeitig aber auch den ehemaligen Gegnern ,,die Hand zur Freundschaft
und Zusammenarbeit gereicht"448. Dabei gelte es auch, so das Kommuniqué, eine
Überprtifung der Militärstrategie der NATO und der Mittel zu ihrer Implementierung
vorzunehmen.449
Als entscheidend sowohl für die künftigen Beziehungen zwischen der NATO und den
Staaten Mittel- und Osteuropas als auch für eine Anpassung der eigenen Bündnisstruktu¡
erweist sich dann die Londoner Erklärung der Gipfelkonfercnz der Staats- und Regie-
rungschefs der NATO-Mitgliedsstaaten vom 5. und 6. Juli 1990. Sie faßt, was eine
Veråinderung der Strukturen der Allianz betrifft, die Ergebnisse der einzelnen internen
Tagungen det letzten Monate zusaÍrmen. Neben dem eindeutigen Bekennbris zum
Fortbestand der Allianz wird dabei vor allem die Absicht betont, die politische Kompo-
nente zu stdrken und den eigenen Denkansatz in Verteidigungsfragen grundlegend zu
M5 Ztttert ebenda S. D151-D152.
446 Ygl. Kommuniqué der Minisærtagung der EuroGnrppe in der NATO an?l. Mai 1990 in Brüssel,
in: EA 1711990, S. rr444-DM5; vgl. Konmuniqué der Ministertagung des Verteidigungspla-
nungsausschusses ¿Im 22.123. Mai 1990 in Brüssel, in: EA l'711990, 5.D445-D447.
447 Zil¡:Lerr in: EA 1711990, S. D448.
48 Zîtterr. ebenda, S. D448.
449 Ebe¡da, S. D+50.
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åindern. Desweiteren müsse auch die Streitkr¿iftestruktr¡r und die Strategie des Bündnisses
den gewandelten Gegebenheiten angepaßt werden.450
Als besonders bemerkenswert erscheint die bereits in der Botschaft von Turnberry
angedeutete und jetzt konkretisierte Haltung der NATO gegenüber den ehemaligen
Gegnern. Die Hand zur Freundschaftbesteht dabei aus einer persönlichen Einladung an
PrÈisident Gorbatschow sowie an weitere Veftreter anderer mittel- und osteuropäischer
Låinder, diplomatische Verbindungen mit der NATO aufzunehmen und die militåirischen
Kontakte zu intensivieren.45l Während sich in Moskau die milittirische Führung sehr
zurückhaltend gibt, wird die Einladung in den mitteleuropáischen Låindern dankbar
aufgenommen, allen voran in Ungarn, dann aber auch in Polen und der ðSFR.as2
In der Folgezeit erzielen die diplomatischen Beziehungen gut€ Fortschritæ. Schon kurz
nach dem Londoner Gipfel lassen alle Staaten des Warschauer Paktes ihre Brüsseler
Botschafter bei der NATO förmlich akkreditieren. Gegenseitiger Informationsaustausch
wie auch hochrangige diplomatische und militåirische Delegationen sind heute an der
Tagesordnung. Dabei wird hier von NATO-Seite immer auf die Einhaltung zweier
Verhalænsregeln geachtet, nämlich die Sowjetunion bzw. RulSland nie zu diskriminieren,
und die anderen mittel- und osteuropåüschen Staaten nie als Gruppe, sondern, wenn
möglich, einzeln zu empfan Eerr.4s3 Dem Vorwurf aus Prag und den anderen mittel-
curopdischen Zentren, die NATO differenziere zu wenig unter den ehemaligen Gcgnern,
kann daher nur bedingt zugestimmt werden, wie auch im folgenden noch zu sehen sein
wird.
Eindeutige Angebote der Zusammenarbeit bleiben von Seiæn des Bündnisses aber
vorerst aus.454 Havels Forderungen nach einer Partrerschaft in seiner Rede vom N'dá¡z
1991 werden, wenn auch höflich, in Brüssel sogar abgelehnt.ass Erst Ende April bietet
W'ömer auf einer Konferenz über europåüsche Sicherheit in Prag ein dichæs Gewebe von
Beziehungen an, in das die Sowjetunion als konstruktiver Parbler einbezogen werden solle,
ohne aber näher auf seinen Vorschlag einzugehen.as6 Es sind die Außenminister Genscher
und Baker, die in einer gemeinsamen Erklärung vom 10. Mai 1991 'Wörners Gedanken-
spiel aufnehmen und mit der Idee einer Liaisonfunktion der NATO zum ersten Mal
konkrete Schritte vorstellen. Sie wollen intensivere Kontakte zu Mittel- und Osteuropa
450 Ebenda S. D457-D458.
451 Ebenda S. D157.
452 Reisch, Alfred 4., Central and Eastern Europe's quest" S. 36-37.
453 Hauser, Erich, Der Dichterpräsident als Vorreiter bei der NATO, in: Frankfurær Rundschau vsfrL2z.
März 1991.
454 NCA (Brüssel) von 6. Sepæmber 1990: Auch als Wömer am 6. Septenrber 1990 einen ersten Besuch
in Prag abst¿tæt, gibt es keine aufschlußreichen Erklärungm.
455 Reisch, Alfred 4., Central and Eastem Europes quest" S. 38.
456 FAZvom 2ó. April 1991 (,Ðie NATO sucht ein Sysæm gegenseitiger Sicherheit für ganz Europa')'
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auf politischer, militärischer und diplomatischer Ebene ebenso einrichten wie den
Austausch über Fragen der Militåirstrategie erleichtern.4s1 Diese Initiative wird unter
Betonung einer Stärkung des KSZE-Prozesses in der Erklärung zu Mittel- und Osteuropa
der Ministertagung des Nordatlantikrates vom 6. Juni 1991 in Kopenhagen festgesch¡ieben
und konkretisiert.a5s Auch wird wieder einmal davon gesprochen, daß die Sicherheit der
Allianz untrennbar mit der der übrigen europåüschen Staaten verknüpft sei, doch auch
hier macht das Bündnis kurz vor dem Eingehen bindender Verpflichtungen Halt.ase
Neben dem Ausbruch der Kampfhandlungen in Jugoslawien im Sommer 1991 ist es
wiederum der gescheiterte Putschversuch in Moskau vom August, der neue Vorschläge
anzurcgen scheint.60 In einer von Havel, Walesa und Antall unterzeichneten gemeinsamen
Erklärung vom 6. Oktober 1991 bringen diese ihre Absicht zum Ausdruck, endlich enge
und vor allem institutionalisieræ Beziehungen mit der NATO mit dem ZieI etner späteren
Vollmitgtiedschaft aufbauen zu wollen.461 Dieser Vorstoß der Mitteleuropäer kommt nicht
ohne Grund. Bereits arn 2. Oktober hatten Genscher und Baker, bezugnehmend auf ihr
Liaisonkonzept vom Mai, die Initiative ergriffen und vorgeschlagen, die politischen
Konsultationsmechanismen der NATO auf die Søaæn des ehemaligen'War.schauer Pakte.s
inklusive der Baltischen Staaten auszudehnen und dafür einen Kooperationsrat zu
grunden.a62 Die Visegrad-Staaten teilen daraufhin in ihrer gemeinsamen Erklåirung mit,
sie hätten ,,mit Freude die Erklåirung der (...)[beiden Außenminister, B.K.] begrüßt" und
sællæn ,,mit Befriedigung fest, daf3 die Vorschläge, die in dieser Erklåirung enthalten sind,
in vollem Umfang ihren Vorstellungen über die weitere En¡¡ricklung der Zusammena¡beit
des Bündnisses mit Polen, der Tschechoslowakei und Ungam entsprechen"463.
Auf dem kurz darauf am 7. und 8. November 1991 in Rom statffindenden NATO-Gipfel
bekunden die Staats- und Regierungschefs der Allianz ihre Bereitschaft, ein stdrker
institutionalisiertes Verhältnis zu den Staaten Mittel- und Osteuropa aufzubauen. Diesem
wollen sie mit dem neu zu schaffendenNordatlantischen Kooperationsrar (North Atlantic
Cooperation Council = NACC), auch als Ausdruck einer stärkeren politischen Rolle der
457 FAZ vom 13. Mai 1991 (,,Baker und Genscher wollen für die NATO eine stârkere politische Rolle').
458 In:F,A211992, S. D38: Durchfühn¡ng von Bearnten- undExpertentreffen, intensivierteMilitlirkon-
takte, Teilnåhme mittel- und osÞuropäischer Experten an bestirrmten Bündnisveranstaltungen,
schrittweise Ausdehnung der NATO-Inforrrationsprogamme sowie die Förderung intensiverer
Kontakte zwischen den mittel- und osteuropâischen Pada¡nenþn und der No¡datlantischen Ver-
sammlung.
459 Reisch, Alfred 4., Central and Eastern Europe's quest, S. 38.
4ó0 Kanrp, Kad-Heinz, Die Frage einer ,,Osterweiterung", S. 6.
461 Weydenthal, Jan B. de, Czechoslovakia, Hungary and Poland appeal for association with NATO,
RFE/RL Resea¡ch Insdnrte, Program Brief, 7. Oktober 1991; Reuær (IGakau) vom 6. Oktober 1991.
462 FAZ vom 10. Oktober 1991 (,,Zusammenarbeit mit der NATO').
463 Ebenda
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Allianz, einen organisatorischen Rahmen geben. Geplant sind bei regelmäßigen multilate-
ralen Treffen auf den unterschiedlichen politischen und militärischen Ebenen die
Erörterung sicherheitspolitischer Fragen und die Koordination westlicher Unterstüt-
zungen.464 Allgemein gibt die Schlußerklärung der Konferenz eine deutliches Bild einer
gewandelten Allianz wieder, die nicht nur ein noues strategisches Konzept mit einer
schlagkräftigen und mobilen Eingreiftruppe vorstellt, sondern auch in den Elementen
Dialog, Kooperation und Aufrechterhaltung der kollektiven Verteidigungsftihigkeit einen
breiter angelegten sicherheitspolitischen Ansatz vorsællt und damit ihr politisches
Selbstverständnis neu definiert.a65
Parallel zur Auflösung der Sowjetunion freffen sich am 20,Dezember 1991 die NATO-
Mitgliedsstaaten und die Mitglieder des ehemaligen Warschauer Paktes in Brüssel zur
konstituierenden Sitzung des NACC.a66 Ein umfangreiches Arbeitsprogramm wird
verabschiedet, das Fragen der Verteidigungsplanung bzw. Umstrukturierung der Streit-
kräfte ebenso miteinschließt wie den Erfahrungsaustausch in den Bereichen der Kon-
version oder Rüstungsindustrie.46T Das Arbeitsprogramm. fiir f)ia.Iog, Partnerschaft u.n,d
Zusammenarbeit für das lahr 1994 erweitert die einzelnen Inhalte.a6s Sehr schnell
entwickelt sich so der NACC zum zenttalen Forum für die Beratung der sicherheits-
politischen Probleme vor Ort, wie etwa für die Erfüllung des VKSE-Vertrages nach
Auflösung der Sowjetuniona6e und für den'Wissenstransfer nach Mittel- und Osteuropa470.
Aber auch hier bleiben kritische Stimmen nicht aus. Es ist vor allem die vermeintliche
Doppelfunktion dieses Gremiums, gleichzeitig ein Angebot zur Zusammenarbeit und ein
Instrument zur Abwehr unerwünschter Beitrittsaspiranten zu sein471, die Skepsis gerade
in den mitteleuropåüschen Ländem hervomrft.aT2 Auch die Tatsache, mit Rußland, der
Ukraine und den übrigen GUS-Staaæn gerade das größte Konflikþotential in den eigenen
Reihen zu haben473, erweckt nicht selten Unruhe in den mitteleuropåiischen Zertren.474
464 In: EAZll992, S. D67-D68.
465 Vgl. Ka¡adi, Matthias Z.,Die Reforrr de¡ Atlantischen Allianz, S. 47.
466 Kamp, Ka¡l-Heinz, Die Frage einer ,,Osterweitemng", S. 10: ,,Anfangs nahn Frankreich an den
Siøungen des NACC nicht teil, um so seine Mißbilligung einer politischen Funktion der NATO zu
demonstrieren"; vgl. Deutsche Presse-Agentu¡ (DPA) (Brüssel) vom 19. Dezember 1991.
467 Kanry, Kad-Heinz, Die Frage einer,,Osterweiterung", S. 6-7.
468 In: EA3ll994, S. D113.
469 FAZ vom 3. Juni 1992 (,,Die politische Rolle der NATO umstritten"); vgl. Van den Doel, Theo,
Cenral Europe, S. 5: Der Autor sieht die Aufteilung des militärischen (nuklea¡en) Poæntials der
ehemaligen Sowjetrmion als primlire Aufgabe des NACC.
470 Ygl. Meiers, Fruz-JoseflGoetschel, Laurenl Bedingungen eur,opåiischer SicherheiC von der Venailler
Friedensordnung bis zum Ende des Kalæn Krieges, Bern/Stuttgrt/Wien 1993, S. 283.
4'll FAZ vom 7. Janua¡ 1994 (,,Der Nordatlantische Koqleration$at - nur ein bescheidener erster
Schrin").
472 K:r¿dt" Manhias 2., Die Refomr der Atlantischen Allianz, S. 48; Clement, Rolf, Ein Forum der
SEeith¿ihne von einst und jeøt, in: Rheinischer Merkur vom L3. iÙlfrz 1992.
473 Gillessen, Günther, Die NATO übt sich an neuen Aufgaben, in: FAZ vom 26. Juni 1992: ,piese
Osteuopa-Imtitut Mlincher Mittelugen 5/1995 81
Hinzu kommen jetzt noch Schwierigkeiten in der Finanzierung einzelner Vorhaben, die
den anfåinglichen Glanz des NACC weiter verblassen lassen. Seit Anfang 1993 macht
sich deshalb eine gewisse DesillusionierungaTs in dem auf mittlerweile 38 Staaten
angewachsenen Gremium breit, dem jedoch nach wie vor große Bedeutung in der
sicherheitspolitischen Diskussion eingeräumt wird. Doch ist es offensichtlich, daß der
NACC kein Exekutivorgan darstellt, das in irgendeiner Art und Weise akzeptierte
Sicherheitsgarantien aussprechen kann. Dies könne, so auch die Auffassung in Prag,
letztendlich nur der endgültige Beitritt zur NATO.a76
2.2. Von Rom nach Brüssel
Die folgenden Monate sind geprägt von der Diskussion um eine Osærweiterung der
NATO. So schließt der damalige US-Verteidigungsminister Richard Cheney bei einem
Deutschlandbesuch Mitte Januar 1992 die Aufnahme der mitæl- und osteuropåüschen
Staaten in die NATO nicht mehr aus. ,,Die NATO-Mitgliedschaft ist möglich"411, so
Cheney wörtlich. Dieser Au.s,sage widerspricht Manfrerl Wörner etwas später in e,inem
Interview. Er sehe keinen Ansatz, die NATO nach Osten auszudehnen. Sie müsse
vielmehr darauf achten, ihre Handlungsfähigkeit nicht zu verlieren, indem sie zu einer
fut KSZE würde.a78 Zwar glaubt auch'Wörner, daß es eine wichtige Aufgabe sei, diese
Staaten fest in Europa zu verankern, doch wichtiger erscheint es ihm offenbar, zunächst
den Bestand der Allianz zu sichem, deren Mitglieder sicherheitspolitisch orientierungslos
wirken.aT9
Im Zentrum der internen Diskussion steht dabei grundsäølich der Gegensatz zwischen
den Gegnem einer Ausweitung und den Befürwortern einer raschen Aufnabme der Ltinder
Mittel- und Osteuropas in die NATO. Die unklare Situation in der ehemaligen Sowjet-
union, die Schwierigkeiæn bei der Integration der neuen Streitkr¿ifte, aber auch die
fehlende direkte militärische Bedrohung werden, neben'Wörners Einwåinden, von den
Erweiterungsgegnern als stichhaltige Argumente angeflihrt.asO Überlagert werden diese
betrachten die NATO leider auch als Bühne für die polemische AusEagung ihrer Nationalitiiten-
konflikte*.
474 Kamp, Kad-Heinz, Die Frage einer,,Osterweiterung", S. 7.
475 Zieleniec, Josef, ParErership for Peace, S. 1.4.
476 Karry, Kad-Heinz, Die Frage einer,,Osterweitenrng", S.7-8.
47'7 FAZ vom 15. Janua¡ 1992 (,,Chaney: Osteuropäer können in die NATO").
478 Die Welt vom 31. Januar ßf2 (,Ðie NATO wird nicht nach Osten ausgeweitet"); zu den Nachteilen
eines Systems kollektiver Sicheùeit vgl. Wolf, Reinha¡d" Kollektive Sicherheit und das neue Europa,
in: EA 1311992, S. 365-374.
479 Adarl, 'Werner, Ostmitteleuropa låißt nicht locker, inl-FAZ vom 25. November 1993.
480 Kamp, Ka¡l-Heinz, Die Frage einer ,,Osterweiterung", S. 4- 5.
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Bedenken, so Karl-Heinz Kamp, vor allem von der Furcht, in eine Vielzahl territorialer
und ethnischer Konflikte hinein Eezogen zu werden.asl Die Befürworær einer raschen
Aufnahme bedienen sich dagegen in ihrer Argumentation eines fortschreitenden europái-
schen Integrationsprozesses sowie dessen Absicherung durch die Ausweitung von Stabilität
nach Mittel- und Osteuropa. Mittlerweile aber haben einerseits die Befürworter erkannt,
daß mit einem raschen Beitritt auch glaubhafter politischer und militärischer Beistand
inklusive Nuklearpotential geleistet werden muß, und kritische Fragen nach der Hand-
lungsfiihigkeit des Bündnisses zunächst unbeantwortet bleiben. Andererseits haben auch
die Gegner eingesehen, daß eine ständige Blockierung der Osterweiterung letztendlich
den Ausschluß aller Länder Mittel- und Osteuropas bedeutet und der eigenen Politik
entgegenläuft, konstruktiv an der Gestaltung einer neuen europåüschen Sicherheits-
architektur mitwirken zu wollen.482
Ergåinzend dazu sind die Positionen einzelner Låinder aufzuzeigen Großbritannien gibt
sich äußerst skeptisch und möchte die Rolle der NATO durch die Aufnahme weiterer
Mitgliecler nichtverwü,r,r¿rf .sehen.483 Frankreich zeigt.sich nach anfÌinglicher'Weigerung
jetzt durchaus offen für Vertinderungen, will aber die Allianz auf das rein militärische
Niveau beschränken, um eine ståirkere Stellung der USA in Mittel- und Osteuropa nr
vermeiden.484 Den USA kommt in der ganzen Debatte die entscheidende Rolle zu, stellt
doch die amerikanische Nukleargarantie einen zentralen Bausteine für die transatlantischen
Beziehungen dar.485 Hier zeigt sich langfristig ein Trend zugunsten Mittel- und Ost-
europÍts, das in der Zwischenzeit durch eine Vielzahl verschiedener Kooperations-
aktivitäten herangeführt werden so1l.a86 Deutschland tritt verstärkt für eine rasche
Aufnahme der Visegrad-Staaten vor allem aus dem Bewußtsein heraus ein, Frontstaat
zu einer Zone verminderter Sicherheit zu sein. Doch haben die zurückhalænden Sællung-
nahmen der Verbündeten in dieser Angelegenheit sowie auch die Wünsche der russischen
Regierung den deutschen Vorstoß etwas abgebremst.4sT Insgesamt ist somit festzuhalten,
481 Ebenda, S. 5-6.
482 Ders., Die Osærweitenrng der NATO, in: Europäische Sicherheit 417994, S. 181.
483 Ders., Die Frage einer ,,Osterweitenrng", S. 8-9; Nonnenmacher, Günther, Neue Regeln und die alæ
Botschaft, n: FAZ vom 9. November 1991; Heimrich, Bemhard, Historische Gespøtster, in: FAZ
vonr 7. Jann¡ 1994.
484 Karrp, Karl-Heinz, Die Frage einer ,,Osüenveitenrng", S. 12: Frankreich ist selbst bislang lediglich
politisch in das Bündnis integriert; Mihâlka, Michael, Squaring the circle: NATO's offer to the East,
in: RFE/RL Research Report 1211994, S. 6; Nonnenmacher, Günther, Neue Regeln und die alte Bot-
schafÇ Münchhausen, Thankmar von, Für eine stärkere Zusasrmena¡bei¡" n: FAZ vom 7. Janua¡
1994.
485 Kamp, Ka¡l-Heinz, Die Frage einer ,,Osterweitenrng", S. 35.
486 Ebenda, S. 13.
487 Mihalka, Michael, Squaring the circle, S. 7 - 8; Feldmeyer, Kad, Parlnerschaft für den Frieden, in:
FAZ vom 27. Okùober 1993 ; ders., Unterstützung und Slmrpathie, in: FAZ vom 7. Janua¡ 1994.
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daß die NATO dem Gedanken einer Einbindung heute grundsätzlich positiv gegenüber
steht und lediglich die Frage eine raschen Aufnahme reserviert behandelt.ass
Erst gegen Ende des Jahres 1992 gewinnt die Frage einer NATO-Osærweiærung wieder
an internationaler Bedeutung, so daß sie in den folgenden Monaten dann vermehrt auf
der Tagesordnung stehen wird. Dieser Stimmungswandel ist auf verschiedene Faktoren
zurückzuführen, von denen der erste in einem verst¿i¡kûen Drängen der mitteleuropilschen
Staaten zu finden ist. Es ist bezeichnenderweise der ungarische Außenminister Geza
Jeszensky, der auf einem Treffen des NACC im Dezember 1992 in Zusammenhang mit
dem Jugoslawien-Konflikt die Aufstellung von NATO-Truppen unter dem Mandat der
Vereinten Nationen oder der KSZE in seinem Land vorschlägt. Zwar wird dieser Aufruf
einerseits in der Sache selbst als verfrüht angesehen, doch andererseits auch als ein Signal
verstanden, daß die Mittel- und Osteuropäer die Kontakte mit der NATO nicht nur auf
das Reden beschråinken wollenase. Ergùnzt wird diese Initiative durch das Angebot
Ungams und Polens, NATO-Manöver auf ihrem Territorium durchführen zu lassen, sowie
durch die Aussage Polens, in Zukunft keine sowjetischen Rüstungsgüter mehr zu
beziehen.a9o
Eine zweiæ Ursachc für dic Dynamisierung der Debatte stellen Åußerungen hochrangi-
ger Vertreûer aus wichtigen NATO-Staaæn dar. Ende }dwz 1993 spricht sich der deutsche
Verteidigungsminister Volker Rühe für baldige Beratungen über eine Osterweiterung der
NATO aus und håilt sogar den NATO-Beitritt der Reformltinder vor dem Beitritt zurEG
für möglich.ael Diese Auffassung wird auch von tschechischen Politikern geteilt, so etwa
vom stellvertretenden Außenminister Alexander Vondra, der Anfang Juli zusammen mit
anderen mitteleuropåiischen Kollegen die Möglichkeit einer assoziierten NATO-Mitglied-
schaft aufwirftae2, ohne allerdings auf rechtliche Grundlagen innerhalb der NATO
zurückgreifen zu können. In der Folgezeit wiederholt Rühe seine Überlegungen und
konzentriert seine Vorschläge dabei auf die mitteleuropåiischen Länder Polen, Ungarn,
die Tschechische Republik und die Slowakei. Die Assoziierung zur EG, so Rühe, sei eine
Vorentscheidung für die Vollmitgliedschaft dieser Länder. Deshalb gebe es keinen
vernünftigen Grund, ihnen einen NATO-Beitritt zu verweigem.a93 Aber auch Rußland
sei durch ein Netzwerk umfassender Kooperation in die europåiischen Prozesse ein-
zubinden.aea
488 Vgl. Feldmeyer, Karl, Prtnerschaft fiir den Frieden.
489 Reisch, Alfred 4., Central and Eastern Europes quest, S. 43.
490 Kanrp, Kad-Heinz, Die Frage einer ,,Ost€rweiterung", S. 14.
491 Ebenda S. 15; vgl. FAZ vom 3. April 1993 (,,Rtihe für Erweitenmg der NATO nach Osten")
492 Reisch, Alfred 4., Central and Eastern Europe's quest" S. 46.
493 FIZ vom 22. Mai 1993 (,,Rtihe offen für neue NATO-Mitglieder).
494 FAZ vom 18. Mai 1993 (,,Rühe: Gleiche Verantwortung, gleiche Lasten ftir Deußchlånd").
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Unterstützung findet Rühe vor allem bei amerikanischen Politikerkollegen. So spricht
sich US-Vcræidigungsminisûer Les Aspin bei der Eröffnung des George-Marshall-Centers
for Security Studies in Garmisch-Parænki¡chen am 5. Juni 1993 zusammen mit Rühe für
eíne gezielte, aber energische Öffnung von EG und NATO nach dem Osten aus.4e5 Auch
der sehr einflußreiche US-Senator Richard Lugar, der ehemalige Außenminister Henry
Kissinger sowie der ehemalige US-Sicherheitsberater Zbignrew Brzezinski treton für eine
rasche Osterweiterung der NATO um die vier mitæleuropäischen Staaten ein.ae6 Im Mai
1993 werden sogar schon Kriterien für eine Mitgliedschaft genannt, die sich vor allem
auf eine zivile Kontrolle der Annee sowie auf die Kompatibilität der Ausrüstung
konzentrieren.4e1 Einen Monat später setzt sich der damalige NATO-Oberbefehlshaber
John Shalikashvili bei einem Aufenthalt in Prag für eine verstd.rkte Militärkooperation
ein und kündigt die Eröffnung eines NATO-Koordinationsbüros in der tschechischen
Hauptstadt an.4e8
Ein dritter Grund findet sich in der veråinderten Position Rußlands. Bei Besuchen zuerst
in Warschau und dann in Prag erklärt der russische Präsident Boris Jelz,in Ende August
1993 für viele unerwaltet, Rußland habe kein Recht, einen souveränen Staat an dcr
Mitgliedschaft in einer europåiischen Organisation zu hindern.aee Unerwartet ist dieser
offcnsichtlichc Stimmungswechsel deshalb, weil Moskau zwei Jahre zuvor Partnerschafts-
verträge mit den Mitteleuropäern abschließen wollte,, clie clen Reitritt in ein anderes
Btlndnis, das die damaligc Sowjctulion als gegen sich gerichtet bctrachten könnte,
untersagen ließ. Die Regierungen der ðSpR, Polens, Ungams und auch Bulgariens
verweigerten damals die Unterzeichnung mit dem Hinweis, die Sowjetunion wolle damit
lediglich ihre politische Einflußzone absichern.Soo Unerwartet ist dieser Schritt auch aus
dem Grunde, weil Jelzins Außenminister Kosyrew noch am Vorabend der Reise seines
Pr¿isidenten die Mitæleuropder emeut vor einem NATO-Beitritt wamt. Eine Mitgliedschaft
würde reaktionåire und revanchistische politische Kräfte in Moskau stärken. Vielmehr
sollæn diese Länder eine Brückenfunktion zwischen Ost und'West wahrnehmen, die aber
von Václav Klaus, wie dargelegt, entschieden abgelehnt wird.50l
Unter dem Eindruck all dieser Ereignisse fühlt sich Wörner an 12. September 1993
veranlaßt zu erkldren, daß es jetzt an der Zeit wáre, konkretere Perspektiven einer
495 SZ vom 7. Juni 1993 (,,Aspin fordert neues europáisches Sicherheitssystem").
49ó Reisch, Alfred 4., Cenûal Europe's disappointments and hopes, in: RFE/RL Research Report
lztlgg4, S. 21; Wieland, Leo, Langsame Gangrt Rußlands wegen, in:FAZ vom 7. Janua¡ 1994.
497 Reisch, Alfred 4., Central and Eastem Europe's quest, S. 45.
498 Ders., Central Europe's disappointments, S. 28.
499 Mihalk4 Michael, Squaring the circle, S. 3.
500 Hacker, Jens, Osteuropa und die NATO, in: Wagenlehner, Günther (Ilrsg.), Von der Ost-West-
Konfront¿tion zur europáischen Friedensordnung, Südosteuropa-Studie 50, München 1992, 5.228.
501 Ludwig, Micbael, Jelzin in Warschau: Polen ist in allen seinen Enßcheidungen souverän, n: FAZ
vom 26. August 1993.
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Mitgliedschaft für die Staaæn MittÊl- und Osteuropas aufzuzeigen. Als geeigneten Termin
daftir sehe er den NATO-Gipfel Anfang Januar in Brüssel.502 Als dann aber Ende
September Boris Jelzin in Briefen an Clinton, Mitterrand, Major und Kohl plötzlich
wieder Bedenken an einer NATO-Mitgliedschaft dieser Lânder äußert und somit seine
Aussage vom August widemlftsO3, fühlen sich viele Skeptiker bestätigt. Grund für Jelzins
Stimmungsumschwung ist die ângespmnte innenpolitische Lage in Rußland, die vor allem
von den Militåirs in Moskau argwöhnisch beobachtet wird. In dieser Situation kann Jelzin
nichts wagen, was seine Stellung weiter schwächen könnte.50a
Gerade die Reaktion in den verschiedenen Lagern auf Jelzins Brief macht vor dem
Hintergrund des Putschversuches in Moskau Anfang Oktober jenes eingangs erwähnte
analytische Dilemma deutlich. Wåihrend sich die ðR ¡etrt noch dråingender um eine
Annäherung an die NATO bemüht, wird das Bündnis selbst wieder vorsichtiger. Bei
einem Besuch Rühes in Prag am 8. Oktober zeigt der stellvertretende tschechische
Außenminister Vondra zwrr Verståindnis dafür, daß es im Januar noch nicht um das Wi¿
und Wann gehen könne. Wichtiger sei jetzt vielmehr ein deutliches Zeichen der Bereit-
schaft, daß sich die NATO nicht als exklusiver Klub verstehe.5o5 Ahnlich wie in den
Beziehungen zur Europäischen Cemeinschaft vor dem Gipfel in Kopcnhagcn beklagen
jetzt die Mittel- und Osteuropäer die Unentschlossenheit der NATO und fordern sie auf,
auf ihrem Gipfel in Brüssel konkrete Schritte vorzuschlagen. Die Heftigkeit506, mit der
die Tschechen dabei auf die Aufnahme drängen, ist vor allem aus ihrer durch den Brief
Jelzins verstärkt hervorgegangenen Befürchtung heraus zu erkldren, bei einem Sieg der
reaktiondren Kråifæ in Rußland den Anschluß an die NATO auf Dauer zu verlieren. Denn
wenn bereits jetzt, bei einer einigemraßen demokratisch geführten russischen Regierung,
Zweifel an dem Nutzen einer Aufnahme Mitteleuropas angeführt werden, wie stark wird
man sich dann erst in Brüssel gegen einen solchen Schritt wehren, wenn wieder andere
KrÌifte in Moskau walten5O7. In einer Ansprache vor dem tschechischen Parlament am
12. Oktober drängt Václav Havel die Allianz geradezu, die russischen'Wünsche zu
ignorieren und die ehemaligen sowjetischen Satelliten zu integrieren: ,,NATO should
increase its cooperation with them, count on them, seek various forms of possible
association as a tansition to membership at a later date."508
502 Agance France Presse (AFP) (Brüssel) vom 12. September 1993.
503 Mihalka, Michael, Squaring the circle, S. 3.
504 Reisch, Alfred A., Central Europe's disappointrents, S. ?4.
505 FAZ vom 9. Oktober 1993 (,,Prag will Integration in den Westen"); vgl. Franþ Michael, Hochn2isig
alle obszönen Anträge abgelehnt, in: SZ vom 11. Oktober 1993.
506 Reuter @rag) vom 12. Oktober 1993: Havel drlingt die AtJantische Allianz dazu, die russischen
Wünsche zu ignorieren und die fräheren kommunistischen Staaten in die NATO aufzunehmen.
507 llavel, Václav, Wanmr die NATO hag nicht Nein sagen darf, in: Die Welt vom27. November 1993.
508 Überragen im Prague Radio am 12. Oktober 1993. Eine schriftliche Übeneøung wu¡de vom RFE/RL
Resea¡ch Instihrte dem Autor zur Verfügung gestellt. Dieser Eintrag wird im Literatr¡rverzeicbnis
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Wörner hingegen gibt Anfang Oktober zu verstehen, daß eine Mitgliedschaft der
Mitteleuropäer nur im Einklang mit den legitimen Sicherheitsinteressen Rußlands zu
erreichen sei und auf absehbareZeit ausgeschlossen werden könne. Selbst Volker Rühe,
bislang ein vehementer Verfechter einer raschen Öffnung der NATO, macht auf seiner
Visiæ in Prag zur Entläuschung vieler jetzt deutlich, daß an eine baldige Ausdehnung
der NATO nach Osten aus Rücksicht auf Rußland, das eine strategische Partnerschaft
mit der NATO suche, wohl nicht zu denken sei.50e
Auf dieser Basis wird die NATO-Tagung in Travemünde am 20. Oktober 1993
wegweisend für die künftige Politik des Bündnisses. Hier wird klar, daß die Vereinigten
Staaten auf absehbare Zeit nicht beabsichtigen, durch eine Osterweiærung der NATO
eine zusätzliche Beistandsverpflichtung und die damit verbundenen Risiken zu überneh-
men. Als Alternative bringt US-Veræidigungsminister Aspin das amerikanische Konzept
einer Partnerschaft fíir den Frieden mit allen Ländern Mittel- und Osteuropas ins
Gespräch510. Zunächst soll, laut Aspin, die konkrete Zusammenarbeit für die über-
.schaubare Zukunft auf clie Felder Friedenssicherung, Krisenbewåiltigung, Rettungsaktionen
und Katastlophenschuø bcscrhr¿inkt bleiben, zugleich aber auch als Einstieg in eine splitere
Vollmitgliedschaft Eeilrtztwerden können.5l1 Gerade jetzt will man weder von Washing-
ton512 noch von Brüssel aus falsche Signale nach Moskau senden, die die angespannte
Lage in der russischen Hauptstadt weiter verschärf'en könnte. Wörner versichert deshalb
auf dem Treffen erneut, die NATO werde nichts tun, was die Sicherheitsinteressen
Rußlands nm jetzigen Zeitpunkt verletzen könnte.513 Diese Linie wird auf der Herbst-
tagung der NATO-Außenminister in Brüssel Anfang Dezember bestätigt. Am 10.
Dezember 1993 einigt man sich dort ganz offiziell auf das Angebot einer PfP.514 Der
Ausgang der Parlamentswahlen in Rußland am 12. Dezember 1993 mit dem starken
Abschneiden der Antireformkräfte scheint den eingeschlagenen gemåißigten Weg der
NATO mit ihrem Angebot an alle Staaten des ehemaligen Ostblocks zu rechtfertigen,
die politische Stimmung in Moskau nicht noch weiter anzuheizen.Sls
Die ersten offiziellen Reaktionen aus der tschechischen Hauptstadt sind vor allem von
der Erkcnntnis geprägt, daß die NATO zum jetzigen Zeitpunkt einfach nicht mehr
deshalb nicht aufgefübrt.
509 FAZ vom 9. Oktober 1993 (,,Prag will Integration in den Westen").
510 Karadi, Matthias Z.,Die Reforrr der Atlantischen Allianz, S. 74.
5ll FAZ vom 22. Oktober 1993 (,Ðie NATO bietet eine ,,Parherschaft für den Frieden" an").
512 Wieland, Leo, Langsane Gangart Rußlands wegen: PfP ist ,¡{usdruck einer vorsichtigen, von der
Rücksicht auf Rußland bestinmter, minimalistischen Außenpolitik der Regienmg Clinton", die im
wesentlichen von Clintons Sonderberater md Rufilandz¿r SEobe Talbott mitbestimmt wird.
513 FAZ,vom22. Oktobü 1993 (,,Die NATO bietet eine ,,Parherschaft für den Frieden" an").
514 Kanrp, Ka¡l-Heinz, Die Osærweiterung der NATO, S. 182.
515 Mihalk4 Michael, Squaring the ci¡cle, S. 2.
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anbieten kann.516 Die verschiedenen Stellungnahmen spiegeln daher eher verordnete
Zufriedenheit als echte Zustimmung wider. So nennt Baudys zum Beispiel die PfP einen
ausgewogenen Vorschlag und einen geeigneten ersten Schrin.5l7 Doch die doppelte
Befürchtung vor einer erneuten russischen Bedrohung einerseits und einer Vertröstung
des Ostens durch die NATO auf eine ungewisse Zukunft andererseits låißt die Pottiker
in Mitteleuropa weiter auf eine Vollmitgliedschaft setzen.518 Eine gemeinsame Erklåirung
von Zieleniec und seinem polnischen Amtskollegen Olechowski stellt fest, man erwarte
aus Brüssel noch immer ein klares Signal, daß die Allianz im Prinzip für die Llinder
Mitt€l- und Osteuropas offenstehe.sle lnsbesondere Václav Havel fordert die NATO auf,
Rußland kein Veto-Recht bei der Osterweiterung des Bündnisses sinzuräumen.52o Er
reagiert damit auf die negative Antwort Jelzins im Hinblick auf den litauischen NATO-
Mitgliedsantrag von Anfang Januar lgg4s21. Doch als auf einem Treffen der Visegrad-
Außenminister am 7. Januar 1994 in Warschau522 versucht wird, eine gemeinsame
Stellungnahme der vier Länder vor dem bevorstehenden Gipfel in Brüssel zu erreichen,
lehnt die Tschechische Republik dieses Vorgehen aus den bekannten Motiven heraus
ab.sx
3. Die Partnerschaft für den Frieden
3.1. Inhalt und Kritik des Abkommens
Das Brüsseler Gipfeltreffen am 10. und 11. Januar wird von vielen als ein
Wendepunkts24 iî der Geschichte des Bündnisses angesehen, da hier im wesentlichen
die Leitlinien für die weitere Entwicklung festgelegt werden. Als zentrale Punkte gelten
die Erneuerung und Festigung der transatlantischen Beziehungen525, die Bekämpfung der
516 Kamp, Karl-Heinz, Die Osterweiterung der NATO, S. 183.
517 Reisch, Alfred 4., Central Europes disappointments, S. 29-30.
518 Reuær (?rag) vom 5. Januar 1994; Kamp, Karl-Heinz, Die Osterweiærung der NATO, S. 182.
519 Reisch, Alfred ,{., Central Europe's disappoinErrurts, S. 30.
520 Reuter @ag) vom 7. Janua¡ 1994; vgl. Presse- und Informationsaûtt der Bundesregierung (Hrsg.),
Der NATO-Gipfel von Brüssel und die Osterweitenrng des Bün&risses, Bonn Janua¡ 1994, S. 6: So
bezeichnet auch die neue n¡ssische Militihdokfin eine Enveiterung von militärischen Blöcken und
Bündnissen zum Nachteil der nrssischen Sicherheitsinteressen als potentielle Quellen neuer
militärischer Gefahren.
521 SZ vom 7. Janua¡ 1994 (,Jelzin warnt vor einer Erweiten¡ng der NATO").
522 Bezeichneriderweise entsendet Prag lediglich detr StellverEeter Jiíl Pospisil.
523 Ygl. DPA (Prag) vom 10. Janua¡ 1994; vÐ.. Miszczak, Kr¿ysztof, Die Sicherheitsperspektiven
Oshritteleuropas, S. 295.
5VI Ygl. u.a- Wörner, Manfred, Die Vorbereitung des Bündnisses auf die Zukunft, in: NATO Brief
llt994, s.3.
525 Bill Clinton hat die Ståtionierung von 100.000 US-Soldaten in Europa belaäftigt, in: Bulletin der
Bundesregiemng Nr.3 vom 17. Janua¡ 1994, S. 17.
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Verbreitung von Massenvemichtungswaffen sowie die Verabschiedung des Konzepts eines
Alliierten Streitkråiftekommandos, das den Aufbau multinationaler, teilstreitkräfteüber-
greifender Stäbe vorsieht und somit eine größere Flexibilität zwischen NATO und WEU
ermöglicht526. Darüber hinaus ve¡pflichtet sich die NATO, jetzt nicht nur an friedens-
wahrenden, sondern auch an friedensschaffenden Aktionen der Vereinten Nationen oder
KSZE teilzunehm en.527 Das fünfæ grof3e Ergebnis von Brüssel stellt die einvernehmliche
Bìlligung der Initiative für eine PfP dar.s28 Ziel dieser Partnerschaft ist die Ausweitung
von Stabilität nach Mittel- und Osteuropa durch den Aufbau einer sicherheitspolitischen
Par¡rerschaft unterhalb der Schwelle der NATO-Mitgliedschaft. ,,Sie soll", so die offizielle
Erklärung, ,,don neuen Demokratien in dieser Region die Gewißheit vermitteln, daß das
Bündnis ihre politischen und wiruchaftlichen Reformen unterstützt und ihre sicherheits-
politischen Sorgen ernst nimmt."52e
Das Dokument selbst ist aufgeteilt in eine Einladung an die Staaten des NACC und
an andere KSZE-L¿inder ntr Teilnahme unrl in ein Rahmenclokument, in clem dic
einzelnen Punkte genauer abgehandelt werden. Der zentrals Satz der Einladung lautet:
,,Wir bekräftigen, daß die Allianz (...) für eine Mitgliedschaft anderer europáischer Staaten
offenbleibt, die in der Lage sind, die Grundsätze des Vertrages zu fördern und zur
Sicherheit des nordatlantischen Gebiets beizutragen."S3o Die aktive Beteiligung an der
PfP spiele dabei, so das Dokument weiter, im evolutionären ProzelS der NATO-Er-
weiterung eine wichtige Rolle. Die Partner werden eingeladen, sich an politischen und
militärischen Gremien im NATO-Hauptquartier nt beteiligen, sofern sie sich mit
Partnerschaftsaktivitäten befaßten. Die NATO beabsichtige dabei, mit jedem aktiven
Teilnehmer an der Partnerschaft in gegenseitige Konsultationen einzutreten, ,,wenn dieser
Partner eine direkte Bedrohung seiner territorialen Integrität, politischen Unabhängigkeit
oder Sicherheit sieht"531.
Das Rahmendokument beruft sich zu Beginn auf gemeinsame sicherheitspolitische
Überzeugungen und allgemeine Werte, die dem friedlichen Nebeneinander im innen- wie
anßenpolitischen Bereich verpflichtet sind. Die Ziele der Zusammenarbeit werden dabei
folgendermaßen beschrieben:
526 Vgl. Vincent, Richard, Der Brüsseler Gipfel aus militårischer Sicht, in: NATO Brief 1/1994, S. 8.
527 Bulletin der Bundesregienrng Nr.3 vom 17. Januar 1994, S. 21: ,,Wir bekrliftigen unser Angebot, (...)
friedenswahrende und andere Operationen unter der Autorit¿it des VN-Sicherheißrates oder der
Verantwortung der KSZE zu untersttitzen (...)"; vgl.FAZ vom 12. Januar 1994 (,,Die NATO wilt
sllirker mit de¡ WEU zusammenarbeiten").
528 FAZ vom 11. Janua¡ 1994 (,Ðie NATO-Länder billigen einmütig die,,Pa¡herschaft für den Frie-
den').
529 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Der NATO-Gipfel von Brüssel, S. 7.
530 Bulletin der Bundesregierung Nr.3 vom 17. Janua¡ 1994,5.23.
531 Ebenda, S.23.
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,,a) Förderung von Trarnparenz nationaler Verteidigungsplanung und Haushaltsverfahren;
b) Gewäh¡leistung demokratischer Kont¡olle über die Verteidigungskräfte;
c) Aufrechterhalnrng der Fähigkeit und Bereitschaft, zu Einsätzen unter der Autorität der VN und/oder
Verantwortung der KSZE beizutragen, vo¡behaltlich verfassungsrechtlicher Erwägungen;
d) Entwicklung kooperativer militZi¡ischer Beziehungen zur NATO mit dem Ziel gemeinsamer Planung,
Ausbildung und Ûbungen, um ihre Fåihigkeit für Aufgaben auf den Gebieten Friedenswahrung, Such-
und Rettungsdienst, humaniláre Operationen und anderer eventuell noch zu verei¡barender Aufgaben
zu stärken;
e) auf låingere Sicht Entwicklung von Sheitkräften, die mit denen der Mitgliedstaaten der Nord-
atlantischen Allianz besser gemeimam operieren können.ns32
Die Partnerstaaten sollen im Anschluß an den Beitritt zur PfP der NATO ein Ein-
führungsdokument (Presentation Document) übermitteln, um Art und Umfang der
geplanten politischen und militärischen Beteiligung näher darzulegen. So muß zum
Beispiel angegeben werden, welche Streitkräfte und welche Mittel der Partner für die
Aktivitäten der PfP einbringen will und an welchen Übungen er teilnehmen wird.533 Aber
auch die Schritte zur Erreichung der Transparenz der Yerteidigungsplanung und zur
Sicherstellung dor demokratischen Kontrolle über die Streitkräfte sollten darin enthalten
sein.s34 Die NATO entwirft zur Unterstützung ein eigenes Arbeitsprogramm mit Rat- und
Vorschlägen. Auf der Grundlage dieser beiden Dokumente wird dann gemeinsam ein
individuelles Partnerschaftsprogramm entwickelt werden, das erst nach beiderseitiger
Übereinstimmung veröffentlicht werden soll. Zur Erleichterung der gemeinsamen
Aktivitäten fordert die NATO die Partner dabei auf, ein eigenes Verbindungsbüro beim
NATO-Hauptquartier einzurichæn. [n Brüssel selbst ist seit dem Gipfel ein eigensuindiges
Komitee (Political-Military Steering Committee) für die detaillierte Ausarbeitung des
Programms und für seine Verwirklichung zuståindig.535
Das Programm der PfP, das in seiner Brüsseler Ausgabe nur knapp zwei Seiten ausfüllt,
enthält trotz seiner Kürze eine Reihe von wichtigen Elementen, die noch einmal betont
werden müssen.536 Erstens schließt der Vorschlag der NATO keine Staaten Europas aus
diesem Programm aus, die mögliche Beteiligung aller KSZE-Staaten wird explizit
erwähnt, wodurch das Markieren neuer sicherheitspolitischer Grenzen in Europa vermie-
den werden soll. Zweiæns ist das Prinzip der grundsätzlichen Offenheit der NATO am
Anfang der Einladung zur Partnerschaft zu finden und unterstreicht damit die Bedeutung
dieser Aussage, ohne dabei jedoch einen irgendwie geaÍteten Zeitplan aufzustellen oder
532 Ebenda, S.'24.
533 Aspin, Les, Das neue Europa und die neue NATO, in: NATO Bnef lll994, S. 12.
534 Moltke, Gebhardt von, Building a Parfirership for Peace, in: NATOreview 3/1994, S. 5.
535 Ebenda, S.7.
536 Mihalka, Michael, Squaring the circle, S. 4; Kamp, Karl-Heinz, Die Osærweiterung der NATO, S
182; Aspin, Les, Das neue Europ4 S. 13-14.
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einen Automatismus zu garantieren. Eine Mitgliedschaft, so NATO-Vertretet, stehe hier
am Ende und nicht am Anfang des Prozesses.537 Das Programm erlaubt den einzelnen
Teilnehmerstaaten desweiteren, ihren individuellen Fahrplan selbst festzulegen (Selbstaus-
leseverfahren53s) und damit durch ihren Grad der Beteiligung an den gemeinsamen
Aktivitäten auch ihre tatsächliche Bereitschaft zur Mitgliedschaft zu demonstrieren.
Vergleiche mit Art.4 des Nordatlantikvertrages, ,,die Paræien werden einander konsultie-
ren, wenn nach Auffassung einer von ihnen die Unversehrtheit des Gebiets, die politische
Unabhåingigkeit oder die Sicherheit einer der Parteien bedroht sind", lassen außerdem
gewisse Ahnlichkeiten mit der Übereinkunft zu Konsultationen bei Krisensituationen
erkennen, wenngleich auch die erhoffte Sicherheitsgarantie nach wie vor nicht im
Programm enthalten ist. Doch kann es auch im Rahmen der Partnerschaft zum Einsatz
von NATO-Truppen kommen, wie etwa US-Präsident Bill Clinton bemerkt: ,,Sie (die
Partnerschaft) kann der NATO neue Instrumente in die Hand geben, um auf ethnische
Instabilität sowie andere Cefahren für unscrc Rcgion zu rcagieren, Der Einsatz von
NATO-Strcitkråifæn bei derartigen Missionen wird und muß allertlings stcts jeweils von
Fall zu Fall entschieden werden."53e So sieht die Clinton-Regierung die PfP jetzt durchaus
auch als einen möglichen Schutzschild an, falls die En¡wicklung in Rußland eine negative
Richtung nimmt.540 Die Möglichkeit, mit der NATO in ein 16+1 Gespräch einzutreten,
i.st jedenfalls als ein erheblicher Fortschritt gegenüber den Mechanismen des NACC
anzusehen, wo bei Krisensi¡¡ationen der Aggressor höchstwahrscheinlich mit am Tisch
sitzen würde. Darüber hinaus sollte zusätzlich die lntensivierung der militärischen
Kooperation nicht unbeachtet bleiben. Hier konzentriert sich die Partnerschaft vor allem
auf friedenserhaltende Einsätze unter dem Mandat der VN oder der KSZE und baut auf
den politischen Erfahrungen einer im Dezember 1992 etablieræn NACC Ad hoc-Gruppe
auf. Gemeinsame Ûbungen werden dabei im Zentrum der Aktivitäten stehen, um eine
Annäherung auch im militärischen Sektor voranzutreiben.'5al So findet vom 12. bis 16.
September 1994 ein orstes gemeinsames Manöver dieser Art in der Nähe von Posen in
Polen statt, an dem runtl 600 Soldaterì aus Deutschland, Italien, Dänemark, den Nicder-
landen, Großbritannien, den USA, Bulgarien, der Tschechischen Republik, Litauen,
537 Moltke, Gebhardt von, Building a Partnership for Peace, S. 7.
538 Wörner, Manfred, Die Vorbereitung des Bündnisses auf die Zukunft' S. 6.
539 Zlnenin: Presse- und Informationsarnt der Bundesregierung (Hrsg.), Der NATO-Gipfel von Brüssel,
s.8-9.
540 Mihalka, Michael, Squaring the circle, S. 9.
541 Moltke, Gebhardt von, Building a Parürership for Peace, S. 5.
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Rumänien, der Slowakei, der Ukraine und Polen teilnehmen.sa2 Eine weitere Übung im
ähnlichen Rahmen beginnt Ende Oktober in den Nieclerlanden.543
3.2. Die Reaktionen in Prag
Vergleiche mit den im Vorfeld von der tschechischen Regierung aufgesællten Erwa¡tun-
gen lassen vermuten, daß man dort mit dem Erreichten durchaus zufrieden sein kann.
Vor allem das Bekenntnis der NATO zur pnnzipiellen Offenheit des Bündnisses sowie
die Möglichkeit einer individuellen Annäherung entsprechen den Wünschen Prags. Die
offiziellen Reaktionen aus der tschechischen Hauptstadt spiegeln daher eine gewisse
Zuversicht und vorsichtigen Optimismus wider. Václav Klaus sieht in dem Pian eine gute
Gelegenheit zur Knüpfung enger militärischer und politischer Kontakte zur NATO, und
sein Verteidigungsminister Baudys fügt hinzu, das Konzept biete einen unglaublich breiten
Raum, der von Null bis zur engstmöglichen Zusammenarbeit reiche.saa Für die Tschechi-
sche Republik bedeute es das Maximum des Möglichen und das Minimum des Er-
forderlichen. Die PfP gelte daher als wesentliche Vorstufe ztv NATO-Vollmitgliedschaft,
so Baudys.5a5 Auch Havel gibt sich zuversichtlich. Die PfP sei ausgewogen und durch-
dacht und der einzige Kritikpunkt liege darin, daß dieser Schritt nicht schon ein oder zwei
Jahre früher unternommen wurde.546
Greifbarere Aussagen der tschechischen Regierung sind dann unter anderem einer
Stellungnahme des Außenministers Josef ZieTeniec zu entnehmen, der konkreter auf die
Partnerschaft eingeht.547 Man wolle in einem ausgewogenen Verhältnis die politischen
und militåirischen Elemente der Paftnerschaft nutzen, so der Minister. Seiner Ansicht nach
soll sie politisch zu einem verstärkten Informationsaustausch und damit auch zu einem
effektiven Konfliktmanagement beitragen. Die Möglichkeit zu Konsultationen in
Krisenfällen stelle dabei ein wesentliches Element dar.548Im militärischen Bereich biete
sie darüber hinaus eine große Möglichkeit, die Transformation der eigenen Streitkräfte
zu erleichtern. Man wolle insbesondere an multilateralen Trainingseinheiten teilnehmen
542 FAZ vom 23. August 1994 (,,Gemeinsarne Manöver von NATO und Partnern in drei Wochen");
Ludwig, Michael, Kinder bitten Soldaten um Autogramme,in:FAZ vom 13. September 1994; ders.,
Zwei Minisær im Gelåinde, n: FAZ vom 14. September 1994.
543 FAZ vom 22. Oktober 1994 (,,Manöver mit Soldaæn aus elf Låindern").
54 SZ vom 12. Janua¡ 1994 (,,NATO-Angebot wird begrüßt").
545 Prager Wochenblatt 21311994, 5.2.
546 Llbertragen im Prague Radio am 12. Januar 1994; vgt. hierzu Fußnote 737.
54'7 Zieleniec, Josef, ParErership for Peace, S. 14-15.
548 Vgl. NovoEry, Jaromir, The Czech Republic, S. 15: Man plant in diesem Zusalrunenhang sowohl ein
Verbindungsbtiro im NATO-Hauptquartier in Brüssel zu eröffnen als auch Verbindungsoffiziere nach
Mons zu entsenden.
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und selbst solche Möglichkeiten im eigenen Land schaffen. Interessant ist Zieleniecs
Aussage, daß die Partnerschaft auch eine regionale Kooperation fördern könnte , hatte
sich doch Bill Clinton bei seinem Besuch in Prag am 11. und 12. Januar 1994 für eine
solche stark gemacht5ae. Während Clinton darunter allerdings eine Zusammenarbeit der
Visegrad-Länder untereinander versteht, tntt Zieleniec für eine Einbeziehung auch von
NATO-Staaten ein. Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Zum einen wird damit erneut
jede Art des gemeinsamen regionalen Vorgehens und Handelns von Seiten Prags
abgelehnt, sobald der Verdacht einer Institutionalisierung der Visegrad-Gruppe aufkommt.
Zum anderen sucht man den direkæn Weg zu einzelnen NATO-Staaten, um die bilaæralen
Beziehungen auszubauen. Die Tschechische Republik erklärt sich desweiteren bereit, die
mit der Partnerschaft verbundenen finanziellen Lasten zu übernehmen, hofft aber auch
auf Unterstützung durch die NATO. Mittelfristig rechnet man in Prag nun mit der
Mitgliedschaft im westlichen Bündnis, legt aber einen Termin nicht näher fest.
Unterschiedlich wird die PfP von dcr tschcchische Presse bewertet, die jedoch in das
cigentliche T,enfrum ihrer Berichterstrttung das Verhiiltnis tier mitteleuropiisohct St¿ateu
untereinander rückt. Vorwürfe gegen die PfP betreffen hier in ersær Linie die nachgiebige
Haltung des Westens gegenüber Moskau. Bezugnehmend auf das Münchner Abkommen
von 1938550 schreibt die Tageszeitung Lidova Demokracie: ,Heute sieht es so aus, daß
auch ohne uns verhandelt wird. Doch wird uns das Ergebnis diesmal eleganter mitge-
teilt."55r Die tschechische Zei¡¡n g Mlada fronta dnes kritisiert den mangelhafæn Einsatz
des'Westens und ist der Auffassung, daß die PfP lediglich humanitäre Hilfe verkörpere,
die - ähnlich wie in Bosnien - nur denT,eitraum der Befürchtungen verlängete,552 Die
NATO selbst, so Mlada fronta dnes, habe sich nach Ende des Kalæn Krieges entschieden
verändert und bemühe sich jetzt eher um eine Zusammenarbeit mit Rußland als um dessen
Zurückweisung.553 In diese Sparie der Betrachtungsweise, die das Ergebnis aus dem
internationalen Zusammenhang heraus interpretiert, fällt auch das Urteil über das poli-
tische Verhältnis zur Visegrad-Gruppe, So ld.ßt, nach Meinung von Uwe Müller, die tsche-
chische Regierung es cleutlich an Feingcfühl gcgenübel'ilu'eu tnitteleuropäischen Nachbarn
missen. Müller sieht darin die Gefahr einer tschechischen Ûberheblichkeit.ssa Zu einem
anderen Urteil kommen Presseorgane, die von einem rein nationalen Standpunkt aus argu-
549 Reisch, Alfred 4., Central Europe's disappointmenrs, S. 33,
550 Imner wieder werden fur der Diskussion um eine sicherheispolitische Anbindung an den Westen die
Ereignisse um das Münchner Abkommen auch von offizieller Seiæ in Prag als Argument für einen
raschen Beitritt veruendet; vgl. z.B. Havels Rede vor dem tschechischen Padament am 12. Oktober
1993, überEagen im Prague Radio am 12. Oktober 1993; vgl. hierzu Fußno¡e 131.
551 Abgedrucktin:PZ vom 13. Januar 1994 (,,Uber uns ohne uns").
552 Abgedruckt in: FAZ vom 12. Janua¡ 1994 (,,Mangelhafter Einsatz").
553 Buchert, Viliarr, Partnerschaft nur für Partner, in: Mlada Fronta dnes vom 13. Januat 1994,
abgedruckt in: Osteuropa-Archiv 611994, S. 4345.
554 Müller, Uwe, Tschechischer Alleingang.
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mentieren und in der PfP daher ein willkommenes Instrument fïr einen tschechischen
Alleingang erkennen. So ist etwa die Zeitung Lidove noviny der Auffassung, daß das
Ergebnis von Brüssel auch bei einem geschlossenen Auftreten aller vier Staaten das
gleiche gewesen wäre555. Die offizielle Außenpolitik in Prag mit ihrer Abkehr vom
Visegrad-Prozeß findet durch solche AufJerungen eine nicht unbedeutende Rückendeckung
in großen Teilen der Publizistik.ss6
Es ist so kaum verwunderlich, daß die PfP und die Politik der Prager Regierung bei
ihren mitteleuropiüschen Nachbarn auf Ablehnung stößt. Heftige Vorwürfe an die Adresse
der NATO kommen etwa von Staatspräsident Lech Walesa, der die PfP-Initiative als
Erpressungs5T und als einen zu kurzen Schritt in die richtige Richtung bezeichnet.s5s
,,W'enn die Reforml¿inder nicht in die europäischen 'wirtschaftlichen und sicherheits-
politischen Strukturen einbezogen werden, kann Moskau erneut versucht sein, seinen
Einflußbereich gen Westen auszudehnen."55e Kritiker richten sich dabei generell gegen
die vermeintliche Unentschlossenheit des Westens. So zeige das Dokument keinen
di¡ekæn Weg in die NATO-Mitgliedschaft auf und enthalæ nur sehr allgemein formulierte
Bedingungen zvt Zusammenarbeit. Auch das Fehlen einer konkreten Sicherheisgarantie
wird bemängelt.s60 Skepsis wird weiter durch die Tatsache geweckt, daß Rußland der
Partnerschaft anscheinend positiv gegenüberstehe. So spricht der russische Außenminister
Andrej Kosyrew von einem wichtigen Schritt nach vorn bei der Entwicklung einer neuen
Partnerschaft zwischen Rußland, den USA und den anderen NATO-Staaæn. Daß die
übrigen Staaten Mittel- und auch Osteuropas aufgrund dieser und âhnlicher Aussagen
emeut eine Bipolarisierung der Sicherheitspolitik auf ihre Kosten befürchten, liegt auf
der Hand.561
Der Dissens in Mitæleuropa über die PfP, grundsätzlich aber das gespalænes Verh¿iltnis
zu dem Visegrad-Prozeß prâgt das Gipfeltreffen der vier Länder mit US-Präsident Bill
Clinton in Prag im direkten Anschluß an den NATO-Gipfel. Es entspricht der tschechi-
schen Linie, dem Treffen, trotz des heftigen Widerstandes ihrer Partner, einen durchaus
bilateralen Charakær zu geben.s62 Sichtbar wird dies durch den organisatorischen Ablauf
555 Tigrid, Pavel, Brüssel und Prag in Fragen und Antworten, in: Lidove noviny vom 19. Januar 1994,
abgedruckt in: Osteuropa-Archiv 611994, S. 4343.
556 Bahlcke, Joachim, Tschechische Republik: Dist¿nz zu den beitrittswilligen Ländern, in: Osteuropa-
Archiv 611994, S. 4339-4340.
557 AFP (Warschau/PraglKöln) vom 10. Januar 1994;vgl. SZ vom 11. Janua¡ 1994 (,,Walesa: PfP ist
Erpressung").
558 SZ vom 12. Januar 1994 (,,NATO-Angebot wird begrüßt").
559 Zi¡en in: Miszczak, Krzysztof, Die Sicherheitsperspektiven Ostmitteleuropas, S. 296.
560 Ebenda, S. 295 -296.
561 Ebenda, S. 296; vgl. Nógrádi, Geotg, Parurerschaft für den Frieden, 5.U2.
562 Gensicke, Günter, Viel Llirn um fast nichts, in: PZ vom 20. Januar 1994; Reisch, Alfred 4., Central
Europe's disappointrnents, S. 32- 33.
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des zweitägigen Besuches Clintons. Der erste Tag steht unter dem Tr,ichen eines rein
bilateralen Treffens zwischen den USA und der ÕR nd spiegelt zudem das gute
Verhältnis zwischen Clinton und Havel wider. Havel akzeptiert die PfP und wird von
Clinton darin bestärkt, daß die PfP einen Prozeß zur Mitgliedschaft in der NATO
einleite.s63 Man sei bereit, sofort Verhandlungen über alle Aspekte der Partnerschatt
aufzunehmen, so Havel.564 Dasselbe wiederholt sich tags darauf mit den restlichen drei
Ländern, wenngleich in etwas angespannterer Atmosphäre. Schließlich stimmt aber auch
Polen der PfP-Initiative mit dem Argument zu, man wolle das Konzept letztendlich nicht
blockieren, auch wenn man mehr erwartet habe.565 Havel wertet den Besuch insgesamt
als großen Erfolg und sieht in der Entscheidung Clintons frir Prag als Tagungsort eine
Bestätigung dafür, daß die ÕR sowohl der NATO als auch der EG früher als jeder andere
Aspirant beitreæn werde.566 Am 10. Marz 1994 unterzeichnet Václav Klaus die PfP in
Brüsse1.567 Bereits am 77. Mai 1994 wird das tschechische Einführungsdokument
eingereicht, womit, so ein hoher Beamter des tschechischen Verteidigungsministeriums,
clas Interesse seines Lancles an einer engen Zu.sammenarbeit mit der NATO noch einmal
bckrliftigt wertlen sull.568 Inzwischeu haben bis Anfalg September 1994 22 Staate n aus
Mittel- und Osteuropa die PfP-Initiative unterzeichnet56e, die alle auch mit Verbindungs-
offizieren im NATO-Hauptquartier in Mons vertreten sind.
4 Exkurs: Die WEU und Mittel- und OsteuropasT0
Seit der Gründung des Brüsseler Paktes am 17. März 1948571 und seiner späteren
Umbenennung in die Westeuropäische Union (WEU) an 23. Oktober 1954 hat diese rein
europdische Organisation eine Nebenrolle in der sicherheitspolitischen Diskussion in
Europa gespielt. Ausschlaggebend dafür ist vor allem Art.4 des entsprechenden WEU-
Vertrages, der eine Konlcuruenz rnit der NATO vermeiden will und daher den Aufbau
563 Reisch, Alfred 4., Central Europe's disappointments, S. 33.
5& SZ vom 13. Janua¡ 1994 (,,Visegrad-Staaten akzeptieren NATO-Pa¡tnerschaft").
565 Vgl. FAZ vom 13. Januar 1994 (,,Clinton macht Hoffnung in Prag: Ein Schritt auf dem Weg zur
vollen NATO-Mitgliedschaft").
566 Prague Radio vom 12. Januar 1994, vgl. Fußnote 137; Reuter (Prag) vom 18. Janua¡ 1994.
567 Cenral and Eastem Europe, RFE/RL Resea¡ch Report llll994, Beilage News Briefs: '7.-Ll.Mä12
1994, S. 19; vgl. Reisch, Alfied 4., Central Europe's disappointments, S. 36.
568 Novotrry, Ja¡omir, The Czech Republic, S. 12.
569 NATO-ProgrÍìmm ,,Partnerschaft für den Frieden" angelaufen, in: IAP-Dienst Sicherheispolitik Nr.17
vom 6. September 1994, S. 3.
570 Ausreichende Infomrationen über das Verhtilmis zwischen der WEU und der ÕSfWÕn konnten nicbt
gefunden werden. Die folgende Analyse der Ereignisse deckt daher ganz Mittel- und Osteuropa ab.
571 Hervorgegangen ist der Brüsseler Pakt aus dem Vertrag von Dünkirchen aus dem Jahre 1947.
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eines eigensuindigen militärischen Apparates unûersagts72, obwohl die sicherheitspolitische
Komponente der WEU weiter reicht als die der NATO. So verpflichtet Art.5 die WEU-
Staaten im Falle eines bewaffneten Angriffes, ,,alle in ihrer Macht stehende militärische
und sonstige Hilfe und Unterstützung" zu leisten, während der Nordatlantikvertrag von
1949 in Art.5 den einzelnen Partnern lediglich vorschreibt, jene Maßnahmen, ein-
schließlich der Anwendung von Waffengewalt, zu treffen, die sie für erforderlich halten,
um die Sicherheit des Bündnisgebiets wiederherzustellen und zu erhalten.
Ihre fehlende militärische Schlagkraft l¿ißt die WEU in der Folgezeit in ihrer Rolle
zwischen EG und NATO nahezu in die Bedeutungslosigkeit abrutschen. Erst die 80er
Jahre sehen wieder ernsthafte Versuche, die WEU in ihrer Stellung zu heben. Diese
Bemühungen finden schließlich im Vertrag von Maastricht ein vorläufiges Ende. Mit dem
darin festgelegûen Ziel, eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik aufzubauen, wird
im Art.J.4 Abs.2 die WEU als inægraler Bestandæil der EU bezeichnet, ohne dabei jedoch
in Konkurrenz mit der NATO zu treten. Dieses Verhältnis zwischen WEU und NATO
bestimmt als ein zentrales Thema die Diskussion seit 1989 und wird auch im Brüsseler
Abschlußdokument vom Januar 1994 konkret behandelt. Dabei untorsttitzt die NATO eine
Stärkung der WEU als europäischen Pfeiler der Allianz und stellt ihr Ressourcen sowie
Kommando- und Streitkräftestrukturen zur Verfügung.s13 Die fehlende konkrete Gestalt
der WEU wird daneben nicht selten auch als Möglichkeit gesehen, flexibel auf die
Anforderun gen 
^) 
reagierensTa, die sich mit der Öffnung Mittel- und Osteuropas ergeben
haben. Die WEU steht dabei in Prinzip allen Staaæn offen, so die Präambel des Vertrages,
,,die von den gleichen Idealen geleiæt und von der gleichen Entschlossenheit beseelt sind",
doch dürfte es spätestens seit Maastricht NichrEG-Mitgliedem schwer fallen, sich
erfolgreich um einen Beitritt zu bemühen.
Der ståindige Rat als wichtigstes Organ der WEU, der auf seiner höchsten Ebene aus
den Außen- und Verteidigungsministern iier Mitgliedsstaaten besteht, beginnt seine
Neuorientierung gegenüber Mittel- und Osteuropa im Laufe des Jahres 1989. Deutlich
wird das zunächst in seiner verändeften Terminologie. V/ird vor diesem Zeitpunkt immer
von Ost-West-Beziehungen Eesprochen, so rückt der Begriff der Beziehungen mit Mittel-
und Osteurop¿ immer mehr in den Vordergrund und markiert, wie bei der Europäischen
Gemeinschaft und der NATO, die Absicht der'WEU, diese Staaten nicht mehr als einen
politischen und militlirischen Block anzusehen.575 In der Selbsterkenntnis, nicht das
5'l-2 A{1.4 (WEU-Vertrag): ,,Da der Aufbau einer Parallelorganisation zu den militärischen NATO-Stäben
unerwünscht ist, sind der Rat und sein Amt in militÌirischen Angelegenheiten hinsichtlicb
Auskunftserteilung und Beratung auf die zuständigen militärischen NATO-Stellen angewiesen."
573 Bulletin der Bundesregierung Nr.3 vom 17. Janua¡ 1994, S. 20-Zl.
574 Normenmacher, Günther, Der Durchlaufe¡hitzer, in: FAZ vom n. M.al 7991.
575 Podraza, Andrzeij, The WEU and Central Europe: A new relationship, The Royal Institute of
Intemational Affaiß Discussion Paper No.41, London 1992, S. 25.
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geeignete Forum für ausführliche Sicherheitsdiskussionen zu sein, beschränkt man sich
zunächst auf die Untersttitzung politischer und wiruchaftlicher Reformen. Das Jahr 1990
sieht dann aber eindeutige Foruchritte in den Bemühungen, konkrete Kont¿kæ mit Mittel-
und Osteuropa aufzunehmen. In einem Kommuniqué des Rates auf dessen Treffen am
23. Apnl 1990 in Brüssel gehen die Minister auf die Entwicklungen in Mittel- und
Osteuropa sowie auf die Konsequenzen für die Sicherheit auf dem Kontinent ein. Sie
begrüßen die Aktivierung der KSZE, betonen aber gleichzeitig die Fortsetzung des
Europäischen Integrationsprozesses und die Bedeutung der NATO für die Sicherheit in
Europa. Man beabsichtigt darüber hinaus, einen lnformationsaustausch mit den demokra-
tisch gewählten Regierungen in Mittel- und Osteuropa einzurichæn. Dabei soll sowohl
der Parlamentarischen Versammlung der WEU als auch dem neu zu gründenden WEU-
Institut für Sicherheitsstudien eine tragende Rolle zukommen.576
Die Parlamentarische Versammlung hat bereits seit 1987 Kontakte zunächst mit dem
obersûen Sowjet in Moskau unterhalten, diese aber seit 1989 auf die übrigen Länder
Mittel- nnd C)steuropa.s au.sgedehnt. Die gegenseitigen Treffen mit Vertreærn der einzelnen
nationalen Parlamcntc schlicßcn dabei Einladungen zu den Versammlungen der WEU
als Gast oder Beobachter ebenso mit ein wie gemeinsame Diskussionen über die
sicherheitspolitische Entwicklung in Europa. Im März 1990 findet in diesem Ztrsammen-
hang eine, e,rste, Sitnrng in Luxemburg .statt, die sich ausschließlich mit den Entwicklungen
in Mittel- und Osteuropa auseinandersetzt und dabci Gästc aus den Warschauer Pakt
Staaten begrüßen kann.577 Das Institut für Sicherheitsstudien in Paris, das im Juni 1990
seine Arbeit aufnimmt, soll unter anderem in Zusammenarbeit mit bereits bestehenden
Organisationen in Ost und West Treffen und Seminare vor allem mit Ländem des
'Warschauer Paktes organisieren und dabei die Entwicklung einer neuen europd.ischen
Sicherheitsarchitektur als eine wesentliche Aufgabe fördern.578
In einem zweitnnKommuniqué vom 21. August begrüßt der Ministerrat die Konøktauf-
nahme des WEU-Generalsekretärs Willem van Ekelen mit Ländern aus Mittel- und
Osteuropa uncl fordert ihn auf, diese Ebene weiterzuentwickeln.STe Es schließen sich
daraufhin Besuche einer WEU-Delegation in Ungam im Oktober und in der ÕSf'n im
November 1990 an. Im März 1991 folgt Polen, im Herbst Bulgarien und Rumänien.
Vergleicht man die Kontaktaufnahme der WEU mit der Entwicklung in den Beziehungen
zwischen der EG und Mittel- und Osteuropa, so låißt sich folgern, daß sich die WEU,
im Gegensatz z:ur NATO, an das EG-Prinzip der Differenzierung anlehnt. Die auf der
Präferenzliste der WEU ganz oben stehenden Låinder sind folglich diejenigen, die bereits
5'76 In: EA l'711990, S. D440-D441.
571 Podraza. Andrzeij, The WEU, S. 30.
578 Ebenda, S.31.
579 I¡: EA 8/1991, S. D206.
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politische und wirtschafiliche Reformen eingeleiæt haben und in einem engen Kontakt
zur EG stehen.5so
Im April 1991 wird in der Versammlung der WEU zum ersten Mal der Vorschlag
eingebracht, die Länder Polen, Ungarn und ÕS¡'R an die WEU zu assoziieren. In einem
von der Versammlung gebilligten Bericht heißt es dazu, die drei Länder könnten an den
Aktivitäten des Instituts für Sicherheitsstudien und in den Organen der europdischen
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Rüstung mitwirken. Desweiteren wdre eine
Teilnahme an den Tätigkeiten des WEU-Ministerrates möglich, die die Bereiche
Abrüstung sowie neue europiüsche Friedensordnung umfassen.581 Auf einem Treffen der
Außen- und Verteidigungsminister in Vianden im Juni 1991 wird darauftrin beschlossen,
die Kontakte mit Mittel- und Osteuropa durch neue Initiativen zu intensivieren: Über-
prüfung der Möglichkeit, durch Ad hoc Kontakte etwa auf Ministerebene den politischen
Dialog zu stärken, die Herstellung eines regelmäßigen Informationsaustausches mit den
jeweiligen Botschafæn, eine lntensivierung des Gedankenaustausches zwischen Fachleuten
sowie die Einrichtung eines Stipendienprogramms durch das Institut für Sicherheits-
studien.582 Diese Entschlüsse treffen nur æilweise den in ihrer gemeinsamen Erklärung
vom 6. Oktober 1991 ausgedrückten Wunsch der Visegrad-Staaten, ihre Beziehungen
neben der NATO auch mit der WEU, als der einzigen rein europdischen Verteidigungs-
organisation, zu institutionalisieren.5s3
Entscheidend für die eigene Rollenfindung, aber auch für die Beziehungen mit den
L¿indern des ehemaligen Ostblocks, wird dann ein \ryEu-Ministertreffen am 18. November
1991 in Bonn. Zwischen dem NATO-Gipfel in Rom und dem Maastrichter Gipfel der
EG betont die WEU in ihrem Kommuniqué ihre Bedeutung im europäischen Einigungs-
prozeß als europiiischer Pfeiler der NATO. Die WEU beabsichtigt, ihre Kontakæ auf die
Sowjetunion und die baltischen Staaten, wenn auch auf niedrigerem Niveau als mit den
anderen mittel- und osteuropäischen Ländem, auszudehnen und beschließt eine Reihe
von neuen Maßnahmen. Dazu gehören ein Sondertreffen des Rates mit den Außen- und
Verteidigungsministem der Reformstaaten, Seminare des WBU-Instituts in diesen Ländern,
eine Ausweitung des Stipendienprogramms sowie Reisen des Generalsekretdrs in die
Sowjetunion und die baltischen Staaten. Die WEU sei überzeugt, so das Kommuniqué,
daß ihre Vorhaben sich mit den Bestrebungen der NATO und EG ergänzen werden.584
Ein deutscher Vorschlag nach Einrichtung eines regelmäßigen WEU-Kooperationsrates
nach NATO-Muster wird abgelehnt, da man eine Schwächung der gleichgerichteten
580 Podraza, Andrzeij, The WEU, 5.27 -28;vgLFAZ vom 19. Junl992 (,Ðie Westeuropâische Union
berät über Kampfeinsätze").
581 Fþ2, vom 18. April 1991 (,Ðie WEU will für Assozüerung offen sein").
582 In: EAAl992, S. D44; vgl. Podraza, Andrzeij, The WEU, S. 28.
583 AFP (Ikakau) vom 6. Oktober 1991.
584 In: EA U1992, S. D73.
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NATO-Initiative befürchtet.585 Offenbar will man aber nach wie vor eine Institutionalisie-
rung dcr Bcziehungen auf pottischer Ebene vermeiden und es zunächst bei Konsultations-
vereinbarungen belassen.586
Auf einer Tagung der WEU in Berlin am 1. April 1992 ætzt sich der damalige deutsche
Außenminister Genscher für institutionalisierte Formen der Zusammenarbeit zwischen
der WEU und den Ldndern der Visegrad-Gruppe ein und merkt an, daß das Verhåiltnis
dieser Länder zur WEU ihrem Verhdltnis zur EG entsprechen sollte. Vy'enn Staaten
folglich eine Assozüerung zur EG erhalten hätten, dann sollte ihnen auch eine ent-
sprechende Zusammenarbeit mit der WEU ermöglicht werden. Genscher kündigt daher
für Juni desselben Jahres einen Sonderministerrat in Bonn an, an dem auch die Reformldn-
der Ost- und Mitæleurop¿ìs teilnehmen sollen.587 In der dort verabschiedeæn Petersberger
Erklärung des Ministenates vom 19. Juni 1992 werden zunächst die künftigen Schritte
der V/EU sowie ihre Rolle auf dem Kontinent dargelegt. Dabei wird die Stärkung der
operativen Rolle der WEU ebenso betont, wie die Beziehungen zwischen der WEU und
anderen europäischen Mitgliedsstaaten der EG und der NATO neu geregelt. Die Bereit-
schaft zul Teilnahnr än fricdenscrhaltentlen und auch friedensschaffenden Maßttahtnen
im Rahmen der Vereinten Nationen und der KSZE wird erklärt.s88
Entschcidcnd für das Vcrhältnis mit Mittel- und Osteuropa wird abcr dic im Anschluß
stattfindende WEU-Tagung der Außen- und Verteidigungsminister mit ihren Kollegen
aus Bulgarien, Estlancl, Lettland, Litauen, Polen, Rumlinien, Ungarn und auoh der ÖSm.
In einer gemeinsamen Stellungnahme vom 19. J:ur;ri 1992 erklären sie sich bereit, den
Umfang der Beziehungen zu erweitern und zu intensivieren. Dabei soll der gegenwärtige
Zustand durch eine Strukturierung des Dialogs, der Konsultationen und der Zusammen-
arbeit verstd.rkt werden. Konkret beschließt man zur Überwachung der getroffenen
Maßnahmen und nx Einbeziehung weiterer Felder der Zusammenarbeit die Einrichtung
eines mindestons einmal pro Jahr tagenden Cremiums der Außen- und Verteidigungs-
minister und eines mindestens zweimal pro Jahr einzuberufenden Konsultationsforums
zwischen dem stdndigen WEU-Rat und den Botschaften der betroffenen Länder. Diese
Entscheidungen sollen sich dabei mit den Aktivitäten der NATO ergänzen.58e
Erst im Herbst 1993 eneicht die Diskussion um eine Einbindung Mitæl- und Osteuropas
in die WEU wieder einen neuen Höhepunkt. Es ist die Haltung Rußlands und die dadurch
beeinflußæ amerikanische Initiative einer Par¡rerschaft für den Frieden von Travemünde,
die die V/EU als Alternative für eine verstdrkte Einbindung dieser L¿tnder in eine
585 Podraza, Andrzeij, The WEU, S. 29.
586 FAZ vom 29. Oktober 1991 (,,Wie soll die WEU zur EG und zur NATO sæhen?")
587 FAZ vom 2. Aprn ß92 (,,Tagung der 'Westeuropäischen Union").
588 In: EA 1411992, S. D479-D485.
589 Ebenda, S. D485-D486; vgl. EA 15/1993, S. D289.
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sicherheitspolitische Institution des Westens wieder aktuell macht. Am 12, November
1993 schlagen die Außenminister Frankreichs und Deutschlands, Juppe und Kinkel, die
Assoziierung der Länder Polen, Ungarn, der Tschechischen Republik und der Slowakei
an die WEU vor.5eo Die WEU-Ministertagung am22. November in Luxemburg geht auf
die deutsch-französische Initiative ein und legt fest, daß die Beziehungen der WEU
parallel zt der engeren Zusammenarbeit dieser Staaten mit der Europfischen Union
erweitert und vertieft werden sollen.5e1 Das in diesem Zusammenhang erwähnte Europa-
Abkommen sowie das grundsdtzlíche Bekenntnis zu einem besseren Status fúr diese
Llinder läßt darauf hoffen, daß man jetzt im Prinzip dazu bereit ist, über eine assoziierte
Mitgliedschaft der Refbrmstaaten bei der WEU mit der Option eines späteren Beitritts
nachzudenken.
Doch schon kurz nach dem Treffen meldet der Journalist Werner Adam592 Bedenken
an. Die Einbindung Mittel- und Osteuropas in die WEU als Ersatzlösung zur NATO
werde immer unwahrscheinlicher. So sei nach der Tagung nicht mehr von einer assozüer-
ten Mitgliedschaft sondern nur noch von einem Vernetzungsverhältris die Rede. Die Kluft
zwischen Wort und Tat werde wieder breiter. Grundlage dieser Kritik sind die Maa-
strichter Erklänrng cler WELT vom 10. Dezember 19915e3, die Petersberger Erklärung vom
19. Juni Igg2se4, das Dokument zur assoziierten Mitgliedschaft vom 20. November
Igg2ses sowie eine spätere Folgeerkliirung vom 9. Mai Igg4se6, die eine im WEU-
Vertragswerk selbst nicht verankerte assozüerte Mitgliedschaft in der WEU lediglich für
NATo-Mitglieder in Aussicht stellen. Eine Assoziation umfaßt dabei die volle Teilnahme
an den Tagungen des WEU-Rates, seiner Arbeitsgruppen und der Nebenorgane, unter
Ausschluß des Rechts, Konsensentscheidungen der Mitglieder zu blockieren. Desweiteren
fallen darunter auch die gleichberechtigte Teilnahme an WEU-Miliuiroperationen, sofern
sich nicht die Mehrheit der Mitglieder dagegen ausspricht, sowie eine finanzielle
Beteiligung am WEU-Haushalt.5e7 Entscheidend für clas Verhåiltnis zwischen der WEU
und den assoziierten (NATO-)Mitgliedern Türkei, Norwegen und Island ist aber das
590 FAZ vom 25. November 1993 (,,Kinkel will sich für eine Assoziierung der Visegrad-Staaten mit der
WEU einsetzen").
591 In: EA 311994, S. D108-D109.
592 Adarl:., Wemer, Osfrritteleuropa låißt nicht locker.
593 In: EA3ll992, S. D96: ,,Die Staaten, die Mitglieder der Europlüschen Union sind, werden eingeladen,
der WEU zu den nach Artikel )il des geåinderæn Brüsseler VerEages zu vereinba¡enden Bedingungen
beizutreten oder, falls sie dies wünschen, Beobachter zu werden. Gleichzeitig werden die übrigen
europâischen Mitgliedsstaaten der NATO eingeladen, assoziierte Mitglieder der WEU nach
Modqlifãþn zu werden, die es ihnen ennöglichen, an den Tätigkeiten der WEU voll teilzunehmen."
594 In: EA 1411992, S. D483-D484.
595 In: EA 611993, S. D125 -D126.
596 Bulletin der Bundesregierung Nr.46 vom 20. Mai 1994, S. 409.
591 Zu den genauen Rechten und Pflichten der assoziierten Mitglieder siehe EA 611993, S. D125 - D126.
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Bekenntnis des Rates, ,,den Sicherheitsinteressen der assoziierten Mitglieder in vollem
Umfang Rechnung zu :nagerf'se8. Somit ist der Weg einer assoziierten WEU-Mitglied-
schaft ftir die Staaten Mittel- und Osteuropas versperrt, da die WEU in Anlehnung an
die NATO zu einem solchen Schritt gegenüber ihnen nicht bereit ist. Am 9. Mai 1994
beschließen daher die Außen- und Verteidigungsminister der WEU in Luxemburg auf
der Suche nach einer Kompromißlösung, eine besondere Form der Zusammenarbeit fïr
die Låinder Mittel- und Osteuropas auszuarbeiten. Mit dem Angebot einer assoziierten
Partnerschaft (kene Mitgliedschaft) an die Låinder Polen, Ungam, die Tschechische Repu-
blik, die Slowakei, Rumdnien, Bulgarien sowie Estland, Lettland und Litauen wollen die
Minister die Partnerschaft für den Frieden ergänzen und den Wunsch der Reformländer
nach einer festeren Verankerung in der EG entsprechen.599 Diese assozüerte Partnerschaft
enthält folgende Bestimmungen600:
1) Die Partner können an den Tagungen des Rates teilnehmen, aber keine Beschlüsse
blockieren, für die ein Konsens unter den Mitgliedern nötig ist. Sie werden regel-
mäßig über die Aktivitäten der einzelnen Arbeitsgruppen des Rates informiert uncl
können gegebenenfalls zu diesen auch eingeladen werden.
2) Die assoziierten Parilrer könner darüber hiuaus an del Plalung, Übung und Durch-
führung humanitärer Aufgaben und Rettungseinsôtzen sowie an friedenserhaltenden
und friedensschaffenden Maßnahmen im Rahmen der WEU teilnehmen, sofern nicht
die Mehrheit der WEU-Mitglieder dem entgegenspricht. Die Modalitäten der Teil-
nahme werden im einzelnen abgestimmt, generell gilt aber hier der Grundsatz
gleiche Rechte, gleiche Pflichten.
5. NATO und V/EU: auf dem richtigen Weg?
Zieht man eine vorläufige Bilanz der letzten tînf Jahre, so läßt sich folgendes
festhalæn: Die Beziehungen zwischen der NATO und Mittel- und Osteuropa haben sich
in diesem Tnitraum kontinuierlich fortentwickelt. Die PfP erweitert als vorläufiger
Schlußstein dieses Prozesses die Zusammenarbeit und ergänzt sie um wichtige Bereiche.
Sie fördert die Interoperabilität und hilft den Beitrittsaspiranten, sich auf eine spätere
598 Bulletin der Bundesregierung Nr.46 vom 20. Mai 1994, S. 409; vgl. Petersberger Erklåirung des
WEU-Ministenates vom 19. Juni 1992, in: EA 1411992, S. D483: ,,Ferner hoben sie [die Minister
der WEU-Søaæn, B.K.l hervor, daß die Sicherheitsgarantien und Verteidigungspflichten in den
Verträgen, welche die Mitgliedsstaaten innerhalb der W'esteuropiúschen Union und innerhalb der
Atlantischen Allianz miteinander verbinden, sich gegenseitig verstärken (...)"
599 FAZ vom 9. Mai 1994 (,,Die WEU will den Ostmitteleuropäern neue Wege eröffnen").
600 Bultetin der Bundesregierung Nr.46 vom 20. Mai 1994, S. 408-409.
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Mitgliedschaft vorzubereiten und die Geschwindigkeit dorthin selbständig zu be-
stimmen.601 Im Gegensatz zum NACC betont die PfP-Initiative allerdings den bilateraien
Charakter der Beziehungen602 und rückt somit die NATO automatisch in das Tr,ntrtm
der sicherheitspolitischen Diskussion.
Trotzdem kann von einem Mittelkurs der NATO gesprochen werden, der angemessen
auf die Situation in Rußland reagiert und gleichzeitig die übrigen Staaten Mittel- und
Osteuropas nicht außer acht låißt. Daß bei der Ausgestaltung der PfP die Ereignisse in
Rußland einen wesentlichen Einfluß ausgeübt haben, liegt auf der Hand. Doch wer dem
Bündnis in diesem Zusammenhang den Vorwurf macht, es habe eine historische Chance
vertan, oder es richte sich zu sehr nach den Interessen Moskaus, verkennt entweder die
tatsächlichen Möglichkeiten der NATO oder schätzt die internationale Situation falsch
ein. Alle 16 NATO-Staaten hätæn einer Erweiterung des Bündnisses und damit auch der
Sicherheitsgarantie zum jetzigen Zeitpunkt nie zugestimmt.603 Außerdem bietet eine sta¡ke
und in sich geschlossene NATO, die sich nicht, wie von Rußland gewünscht, in ein
System kollektiver Sicherheit unter dem Schirm der KSZE umwandelt, den Mittel- und
Osteuropäern die Chance, ihr sicherheitspolitisches Umfeld souverän zu gestalten.60a
Desweiteren löst die NATO mit ihrer Tnitjative auch eine Selbstblockade auf, stellt sie
doch mit der PfP den gesuchten Kompromiß zwischen Erweiterungsskeptikern und
Aufnahmebefürwortern her und schafft sich gleichzeitig den notwendigen zeitlichen
Aufschub, ihre Rollenfindung nach Ende des Kalten Krieges ohne Druck zu vo11enden.605
Die PfP ist ein Programm, dessen Verwirklichung von zwei Seiten abhängt. Bewußte
Verhinderungstrategien von Seiten der NATO dürften in diesem Zusammenhang nicht
zu erwarten sein. Der entscheidende Faktor für das Gelingen wird vielmehr in den
Hauptstädten der einzelnen Partnerländer gesucht werden müssen. Prag wird sich
angesichts seiner außenpolitischen Zielsetzungen aber hüten, diese Chance ungenutzt
verstreichen zu lassen. Einer produktiven Zusammenarbeit zwischen der NATO und der
ðR scheint daher wenig im Wege zu stehen. Inwieweit die PfP aber ihren Erwartungen
gerecht werden wird, kann erst die Zukunft zeigen, wobei, wie so oft, f,rnanzielle Aspekte
einen nicht unbedeutenden Faktor ausmachen werden. 606
Die WEU hingegen ist nach wie vor geprägt von ihrer Stellung zwischen EG und
NATO, wodurch ihre Selbstlindigkeit auch gegenüber Mittel- und Osteuropa erheblich
eingeschränkt ist. Deutlich sichtbar wird dieser Zwiespalt in ihrem Angebot einer ¿s-
601 Wörner, Manfred, Die Vorbereitung des Bündnisses auf die Zukunft' S. 5-6.
602 Nerlich, Uwe, Die NATO als Kernsttick einer europáischen Sicherheitsarchitektur, in: EA 171L994,
s. 505.
603 Kamp, Ka¡l-Heinz, Die Osterweiterung der NATO, S. 183.
604 Miszczalç Krzysztof, Die Sicherheitsperspektiven Ostmitteleuropas, S. 297.
605 Kamp, Karl-Heinz, Die Osterweiterung der NATO, S' 182'
606 Ebenda, S. 183.
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soziierte Partnerschaft, stelIt dieser Begriff doch eine Mischung aus der Assoziation der
EG und der PfP der NATO dar. Mit dieser neu geschaffenen assoziierten Partnerschati
unærh¿ilt die WEU jedenfalls neben der Kooperation, der assoziierten Mitgliedschaft und
der reinen Mitgliedschaft vier Formen der Zusammenarbeit, die mit Sicherheit nicht zu
einer Erleichterung der Entscheidungsfindung innerhalb der Organisation selbst beitragen
werden.607 Doch war man letztendlich zu dieser Zwischenlösung gezwungen, um einerseits
nicht mit den Interessen der NATO zu kollidieren und andererseits der Osteuropapolitik
der EG gerecht zu werden. Dabei wird es spätestens seit dem Maastricht Vertrag im
Zusammenhang mit der Fortentwicklung einer eigenen Aufþn- und Sicherheispolitik vor
allem die EG sein, die die Beziehungen der WEU zu den L¿indern Mittel- und Osteuropas
leiten und bestimmen wird. Im Hinblick darauf wird Prag nur über geringe EinflulS-
möglichkeiten gegenüber der WEU verfúgen.
Vergleicht man die Grundpfeiler der mitteleuropdischen Sicherheitsperspektive mit dem
Erreichten, so ist letztendlich festzuhalten, daß in Abwägung des Nonvendigen und
Machbaren sowohl die NATO als auch die WEU den Erwartungen der Mittel- und
Osteuropäer eines gutes Stück näher gekommen sind. In den mitteleuropåiischc[ Haupt-
städten wird man sich dieser Tatsache zusehends bewußt, auch wenn mit der PfP und
der assoziierten Partnerschaft nicht alle Wünsuhe erfüllt werden konnten.608 Man woiß
abel auch in Brüssel, daß dicsc Initiativen nicht die letzten Antworten auf die Trans-
formationsprozesse sein können.
V. Schlußbetrachtungen
1. EG und NATO im Vergleich
Was 1äßt sich zusammenfassend aus der Gegenübersûellung von EG und NATO folgem?
Auffallend ist mit Sicherheit das positivere Urteil über die Aktivittiten der NATO, das
offenbar in der Zielsetzung und Struktur der Allianz begründet liegt. Das Bündnis war
insgesamt in der Lage, flexibler als die EG auf die Umbrüche in Mittel- und Osteuropa
zu antworten. Ein erster Grund datür ist sicherlich in der einfachen Feststellung zu finden,
daß der Nordatlantikvertragkürzer und allgemeiner gehalten ist als das Vertragsnetz der
EG, und Veränderungen der internationalen Situation daher nicht durch Vertrags-
änderungen aufgefangen oder in vorhandene Gesetzesstrukturen eingeordnet werden
müssen. Dieser Gegensatz spiegelt sich auch im Verhiiltris des schlichæn PfP-Dokuments
60:- FllZ vom 9. Mai 1994 (,,Die WEU will den OstmitteleuropäÞrn neue Vy'ege eröffnen")
608 Reisch, Alfred 4., Central Europe's disappointments, S. 37.
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zum detaillierten Europa-Abkommen wider. Die NATO wurde daneben in ihrer Politik
nicht durch einen internen En¡wicklungsprozeß gehindert und konnte somit unmittelbarer
auf die Prozesse in Mittel- und Osteuropa reagieren. Desweiteren besitzt die NATO den
entscheidenden Vorteil, lediglich den sicherheitspolitischen Bereich abdecken zu müssen
und so die eigenen Kräfte auf einen konkreten und überschaubaren Punkt bündeln zu
können.
Die EG hat es diesbezüglich schwerer. Die weitaus komplizierteren Folgeerscheinungen
des Jahres 1989 allein im wirtschaftspolitischen Bereich verlangen umfangreichere und
genauere Regelungen von Seiten der Gemeinschaft. Hinzu kommt jetzt der eigene
Integrationsprozeß, der zwar ein großes Hindernis in den Beziehungen der EG zu den
Ländern Mittel- und Osteuropas zu überwinden versucht, nämlich die fehlende politische
Identität der Gemeinschaft, durch die Parallelitit der Ereignisse aber die gaîza Thematik
doch erheblich erschwert. Dennoch ist dieser Schritt notwendig, denn
,,hat die Gemeinschaft kein eigenes Gewicht, keine eigene ldentität, aufgrund derer sie selbst es
ist, die in ih¡en Gremien ilre eigenen Außenbeziehungen bestimmt und den Einzelstaaten darin
die Plätze zuweist, dann ist sie nach außen vo¡ allem das, was jeder einzel¡e Mitgliedsstaat für
die Stärkung seiner eigenen jeweiligen außenpolitischen Priorität in der Welt aus ih¡ ¡1¿çþ¡¡¡60e.
Die Öffnung des früheren Ostblocks hat diesen Mangel klar aufged eckt. Zwar ist der
Integrationsprozeß schon weit fortgeschritten, die EG spricht aber noch nicht mit einer
Stimme. Ein wesentlicher Grund düdte dabei in dem für viele EG-Staaton beängstigenden
Gefühl zu finden sein, im jetzigen Stadium der Integration nationale Interessen mehr und
mehr aufgeben zu müssen. Die Regierungen in den Hauptstädten'Westeuropas veræidigen
deshalb zäh ihre eigenen Standpunkte und verweigem so eine angemessene Politik
gegenüber Mittel- und Osteuropa. Verstärkt wird dieses Element durch den unmittelbaren
Einfluß, den zum Beispiel Änderungen im Wirtschaftsbereich auf die innenpolitische
Situation eines jeden EG-Landes ausüben. Diese Punkte treffen für die NATO und für
die Sicherheitspolitik nur bedingt zu. Zwar existieren auch hier nationale Interessen, die
die Außenpolitiken der NATo-Mitglieder mitbestimmen, und auch hier kann auf keine
politische Idontit¿it zurückgegriffen werden, doch die NATO berührt direkt keine
Souveråinitätsrechte und scheint in der nun vorherrschenden grundlegenden Ausrichtung
ein geeignetes Mitæl gefunden zu haben, das den Mitgliedern die Möglichkeit bietet, ihren
verschiedenen Zielsetzungon nachzugehen6lO. Konkret gesagt, die unterschiedlichen
609 Deubner, Cbristian/Kramer, Heinz, Die Erweiterung der Europiüschen Union nach Mittel- und
Osteuropa: Wende oder Ende der Gemeinschaftsbildung?, in: APUZBIS-7911994, S. 13.
610 Vgl. Feldmeyer, Karl, Europa mit Rußland, Europa gegen Rußland. Eine Frage für alle und deshalb
für keinen, in: FAZ vom 7. Dezember 1994: Die USA etwa will in der Frage der Einbindung Mittel-
und Osteuropas der EG nicht das Feld alleine üþrlassen. Franlaeich hofft durch eine Mitwirkung zu
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nationalen Interessen sehen sich hier, anders als in der EG, in der offiziellen Politik der
NATO, die den Rahmen des Möglichen ausschöpft, wahrgenommon.
Aber auch Gemeinsamkeiten zwischen der EG und der NATO lassen sich feststellen.
So stehen beide Organisationen unter stZindigem Druck von Seiten der Reformländer,
denen die Entscheidungen in Brüssel oft zu langsam getroffen und dann von ihnen meist
als ungenügend bezeichnet werden. Im Hinblick darauf spielt der Putschversuch in
Moskau von August I99I eine bedeutende Rolle, scheint dieser doch so manche
Vorbehalte der EG und der NATO gegen eine engere Kooperation mit Mittel- und
Osteuropa beseitigt zu haben. Gemeinsam ist EG und NATO letztendlich auch die
Bewertung des Europa-Abkommens und der PfP, da beide Initiativen ledigtich einen
ersten konkreten Schritt darstellen, um an der Zusammenführung der früheren Kon-
trahenten des Kalæn Krieges und damit an der Überwindung der Teilung des europdischen
Kontinents aktiv mitzuwirken.
2. Europa - Quo vadis?
V/ie wird sich Europa weiterentwicklen? EG, NATO und die Länder Mittel- und
Osteuropas haben die Chanco, den europäischen Kontinent nach dem Wegfall der
ideologischcn und politischcn Konfrontation ncu in ihrem gemeinsamen Interesse zu
gestalten. Wohin dieser V/eg führen wird, liegt somit im Ermessen der Beteiligten. Und
wie dieser Weg aussehen könnte, dazv sollen folgende Ideen und Anmerkungen zum
Abschluß einen kleinen Beitrag leisten.
Die Beziehungen zwischen den westlichen Institutionen EG und NATO und den
Ländern Mittel- und Osteuropas haben sich in den letzten fünf Jahren ohne Zweifel
grundlegend geändert und deutlich Verbessert. Dennoch kann von einem spannungsfreien
Nebeneinander noch lange nicht die Rede sein. EG und NATO stehen hier nicht selten
vor dem Zwiespalt, zum einen als Stabilitätsanker zu fungicrcn, zum anderen aber gerade
diese Stabilität aufgeben zu müssen, um den Anforderungen und Erwartungen der mittel-
und osteuropäischen Länder auch gerecht zu werden.6l1 Angesichts der Ereignisse läßt
sich aber der Eindruck der Konzeptlosigkeit des Westens nicht vermeiden, ohne daraus
jedoch einen Vorwurf machen zu wollen. Der Zusammenbruch des Ostblocks in seiner
rasanten Geschwindigkeit mit allen daraus resultierenden Konsequenzen konnte kaum
verhindem, daß Deutschland eine zu st¿rke Position in Europa ausbaut. England versucht, gegenüber
Deutschland und Frankreich nicht völlig ins Hintertreffen zu geraten'
611 Vgl. Hassner, Pierre, Die europåiische Einigung und der Umbruch in Osteuropa. Identität und Off-
nung, in: Dewandre, Nicole/Lenoble, Jacques (Hrsg.), Projekt Europa, Bedin 1994, S. 176.
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vorhergesehen werden.6l2 Doch ist festzustellen, daß der Mangel an realisierbaren
Konzepten bislang eher am Bewährten festhalten läßt.613 Hier muß jetzt grundsátzlich
gefragt werden, ob auf Dauer durch die Aufrechærhaltung des Status quo in Europa nicht
Instabilität erzelr1t wird und damit genau das Gegenteil von dem, was man eigentlich
zu erhalten versucht. Die Einsællung zu Veränderungen auch im eigenen Lager ist somit
unter anderem ein Gradmesser ftir die eigentliche Kooperationsbereitschaft und den
Gestaltungswillen in Brüssel. Bei den Reformländer hingegen herrscht, trotz teilweise
berechtigter Kritik, oft eine unrealistische Vorstellung darüber vor, wie schnell und mit
welchen Mitteln die westlichen Institutionen auf ihre Anforderungen und Bitæn reagieren
können. Die Wünsche und Erwartungen der Beitrittskandidaten können jedenfalls nicht
die alleinigen Kriterien für eine Bewertung der Frage nach einer Osterweiterung von EG
und NATO darstellen.6la Verständnis und Geduld sind somit insgesamt unter den
allerersten Tugenden, die bei der Analyse der Probleme auf beiden Seiten gefbrdert sind.
Wie bereits erwähnt sollte die EG bei ihren Bemühungen zwei Hauptziele vor Augen
haben, nämlich die politische Neugestaltung des europäischen Kontinents und die
wirtschaftliche Genesung der mittel- und osteuropäischen Nachbarn. Vor allem in
wirtschaftlicher Hinsicht stehen der EG zahlreiche, bislang zum Teil ungenutzte Mög-
lichkeiæn für HiHsaktionen offen. Dazu gehört an erster Stelle eine sinnvolle Koordination
aller westlicher Hilfen. Das könnte zum Beispiel den oftrnals in die allgemeine Diskussion
eingebrachæn Aufbau einer gesamteuropåüschen Organisation beinhalten, die die Planung,
Koordinierung und Kontrolle der Hilfen jeder Art übernehmen und somit für eine
Reformgewißheit auf beiden Seiten sorgen würde.615 Auch über eine neue Art des
Marshallplafls6Tí, der den Betroffenen eine langfristige finanzielle Sicherheit für die
Transformationsprozesse bietet, muß in diesem Zusammenhang nachgedacht werden. Zu
den weiteren möglichen Hilfeleistungen gehört zweitens, die Handelspolitik gegenüber
den schwächeren Reformstaaten so liberal wie möglich zu gestalten, zumal die Handels-
überlegenheit der EG den momentanen Protektionismus kaum rechtfertigt. Überflüssige
612 Ygl. Tinmennann, Heinz, GUS und Ostmitteleuropa S. 8 - 10.
613 Vgl. Czempiel, Ernst-Otto, Bausteine einer europâischen Friedensordnung, in: EA 411994, S. 91.
6L4 Ygl. Kamp, Kad-Heinz, Die Frage einer ,,Osterweiterung", S. 49.
615 Vgl. Weidenfeld, 
.Wemer, 
Zur Rotle der Europåüschen Gemeinschaft in der Transfonnation Europas,
in: Kreile, Michael (tksg.), Die Integration Europas, Opladen 1992, S. 331; vgl. Weidenfeld"
WernerÆIuterer, Manfred Osæuropa, S. 89-90; vgl. Dauderstädt, MichaeVDomitra, MichaeVEhrke,
Michael, Solidarität mit Osteuropa S. 19.
616 Im Mai 1990 hatte JiÍi Dienstbier die Idee eines neuen Marshallplans vorgetragen, doch werden von
westlicher Seite die gegenüber der Nachkriegszeit, veränderten internationalen Bedingungen sowie
heftiger Widersønd von Seiten der Entwicklungsllinder, die einen Bedeuhrngsverlust befiirchten, als
Hauptargumente gegen diese Plåine angeführt; vgl. Dienstbier, JiÍi, Die Außenpolitik der
Tschechoslowakei, S. 406; vgl, Hughes, Michael, Can the West agree on aid to Eastem Europe, in:
RFE/RL Resea¡ch Report lllt992, S. 35-42.
106 Osteu¡opa-Imtihrt München: Mitteilungen 5/1995
Beschränkungen verhindern vielmehr einen schnellen Anschluß der mittel- und ost-
europdischen Volkswirtschafæn und verlängern somit die ehedem schon problembeladene
Übergangsperiode.6lT Diese Problematik betrifft aber auch ein konsequenæs Überdenken
der eigenen Richtlinien vor allem im Agrarbereich6ls und eine angemessene Verteilung
der Lasten innerhalb der westlichen Industrieländer. So existiert in Deutschland die
weitverbreitete und wahrscheinlich auch nicht unbegründeæ Meinung, der deutsche
Einfluß in Mittel- und Osteuropa sei nicht zu groß, vielmehr sei die Hilfe der anderen
europdischen Staaten eher zt gering.6le
Bei der Lösung der politischen Frage, das heißt der unmittelbaren Gestaltung des
europâischen Kontinents, stehen mehrere Optionen zur Auswahl. Im Zentrum befindet
sich hier die Frage, wohin die EG steuert, die Frage nach Erweiterung und/oder Vertie-
fung. Insgesamt vier Schulen lassen sich zunächst unterscheiden, die die Diskussion
darüber beherrschen620: Die erste Schule mit Anhåingern aus weniger gemeinschafis-
orientierten Kreisen vertritf die These, cler F,rweitentng sei Priorität einzuräumen, um clie.
Entwicklung des Kontinents hin zu l)emokratie uncl Marktwirt.schaft tatkräftig zu
unterstützen. Die zweite Denkrichtung tritt dagegen für eine Vertiefung als Priorität ein,
um die EG zu einem effizienten Wachstums- und Stabilitätspol auszuformen. Ihre
Befúrworter sind in den Kreisen der Kommission, des Europäischen Parlaments, aber
auch in clen großen Mitglieclsstaaten zu finclen. Eine clritte Gnrppe,, die. Prioritätenset-
zurì.BED velmeider will, zieht eine gleichzeitige Vertiefung und ErweituluuB il BcLrauht.
Hier sæhen verschiedene Modelle zur Verfügun16tt, die über mehr oder weniger vertiefte
Formen der Anbindung diesen Spagat zwischen gleichzeitiger Vertiefung und Erweiærung
meistem wollen. Schließlich ist noch die vierte Schule zu nennen, die eine Vertiefung
der EG ntm Zwecke der späteren Erweiterung vorantreiben will.
Eine reine Erweiterungsrunde der EG schließt sich aufgrund des mangelnden Realitits-
bezugs von vornherein aus, was die noch vorhandenen möglichen Alternativen auf drei
617 Kraner, Heinz, The European Corurtunity's response, S. 236.
618 Vgl. Diet¡ich Stefan, Lebensfremde Entscheidungen allrrâch[iger Beanter, in: FAZ vom 11. Juni
1994; vgl. FAZ vom 27. August 1994 (,Ðie Agrarpolitik erschwert die Annäherung von Osteuropa
an die EU").
619 Bomsdorf, Falk u.a., Die Risiken des Umbruchs, S. 90; vgl.FAZ vom 1. Oktober 1994 (,Ðeutschland
ist, einer der größten Zahler"): Nach einem Bericht des Bundeswirtschaftsminísteriums hat die
Bundesrepublik Unterstützungen in einem Gesarntwert von n¡nd 136 Millia¡den DM geleistet, wobei
allein auf die mittel- und südosteuropáischen Llinder 4ó Millia¡den DM entfielen. Mit einem Anteil
von ca. 507o der intemationalen Hilfeleistungen steht die Bundesrepublik dåmit einsam an der Spitze.
620 Vgl. Ltppert, Barbara/Wessels, Wolfgang, Erweitenrngskonzepte und Enveiterungsmöglichkeiten, in:
Jakobeit, Cord/Yenal, Alparslan (Hrsg.), Gesamteuropa: Analysen, P¡obleme und Entwicklungs-
perspektiven, Opladen 1993, S. 439-45'1; vgl. Wessels, Wolfgang, Deepening versus widening? De-
bate on the shape of EC-Europe in the nineties, in: Wessels, WolfgangÆngel, Christian (Hrsg.), The
European Union in the 1990s - Ever closer and larger?, Bonn 1993, S. 17-56.
621 Auf diese Modelle wird spâter noch kurz eingegangen.
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beschränkt. Alle drei treten nun für eine Vertiefung ein, doch was spricht dafür? Eine
Europäische Gemeinschaft mit 20 oder noch mehr heterogenen Mitgliedern ist als
politische Entscheidungsinstanz nach dem herkömmlichen Muster eigentlich kaum
vorstellbar'n und würde auf Dauer auch nicht überleben. Stabilität auf dem Kontinent
wird somit nicht automatisch durch eine Erweiærung der EG produziert.623 Vielmehr kann
nur eine leistungsstarke EG die auf sie wartenden Herausforderungen meistern, daß heißt
konkret, sie muß sich zu einer handlungsfähigeren und effizienteren Organisation
weiterentwickeln, um den Anforderungen der nächsten Jahre gerecht zu werden.624 Datu
gehört, wie auch von Jacques Delors mehrfach gefordeft625, daß die Entscheidungs-
strukturen innerhalb der EG und hier vor allem im Rat selbst klarer und einfacher werden.
Auch das Demokratiedefizit muß durch eine Aufwernrng des Parlaments weiter abgebaut
werden, das in der Frage einer Unterstützung der Reformstaaten weniger national zu
denken scheint. Von größter Bedeutung ist sicherlich die Gestaltung einer gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik, die der Schaffung eines Forums für außenpolitische
Entscheidungen mit Mehrheitspnnzip ebenso bedarf wie einer aktiven Präventivpoliúk,
die auch vor schnellen militärischen Interventionen im Rahmen der WEU nicht zurück-
schreckt. Das ailes schließt aber auch das Fortschreiten der wirtschaftlichen Integration
mit ein.
Mit dem Abschluß des Maastricht-Vertrages allerdings wird die Priorität zunächst
eindeutig in Richtung auf eine reine Vertiefung gelegt und damit die Hürden für eine
spätere Erweiterung sehr hoch angesetzt. Doch die Gemeinschaft wird sich auf Dauer
einer Mitgliedschaft der Reformstaaten nicht entziehen können. Zurm einen liegt eine
Erweiterung in dem politischen Anspruch der Gemeinschaft begründet.626 Zum anderen
können auch die ökonomischen Argumente gegen eine Aufnahme leicht entkrdftet
werden.6n So werden finanzielle Hilfeleistungen von der EG auf jeden Fall geleistet
werden müssen. Zudem wird eine zunehmende Konkurrenz mit der im Europa-Abkommen
vorgesehenen Freihandelszone sowieso unumgänglich. Und gerade die Frage der
Arbeitsk¡äftewanderung ist abhåingig von den politischen und wirtschaftlichen Entwick-
lungen Mittel- und Osteuropas, die ohne westliche Hilfe nur schwer zu meistern sind.
622 Und mit 15?
623 Kranet, Heinz, The European Community's response, S. 239; diese Feststellung kann auch als
Hauptargument gegen die erste Schule verwendet werden, die einer Erweiterung Priorität einräumt.
6?A Ygl. Weidenfeld,'Werner, Zur Rolle der Europäischen Gemeinschaft, S. 321.
625 Delors, Jacques, Entwicklungsperspektiven der Europäischen Gemeinschaft, in: APUZ B1/1993, S.
8; vgl. Die Erweitenrng Europas, S. 14- 16.
626 Ygl. Präambel des EG-Vertrages: Gn¡ndsatz der Offenheit der EG; vgl. Garton Ash, Timothy/lvlertes
MichaeUMoïsi, Dominique, Vorrang für die Länder, die uns am nächsten stehen, in: SZ vom 18.
September 1991; vgl. Kühnhardt, Ludger, Europiüsche Union und föderale ldee: Europapolitik in der
Umbruchzeit, München 1993, S. 117-118.
621 Ygl. Busch, Berthold/Fröhlich, Hans-Peter, Aufbruch im Osæn, S. 69-71.
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Die Optionen für die EG schwanken somit zwischen einer kontrollierten Hilfestellung
mit der Möglichkeit, auf die Gestaltung in Mittel- und Osteuropa positiv einzuwirken,
und einer Geht-mich-nichts-an-Mentalität, deren Konsequenzen dann aber auch vom
Westen mitgetragen werden müssen.
Die Kommission scheint ihre Wahl getroffen zu haben, wenn sie schreibt: ,,Die
Gemeinschaft war niemals ein geschlossener Klub und darf sich jetzt der historischen
Aufgabe, die Verantworfung für den gesamten Kontinent zu übernehmen und zur Entwick-
lung einer politischen und wirtschaftlichen Ordnung für ganz Europa beizutragen, nicht
entziehen."628 hr diese Richtung weist nun endlich auch ein Beschluß des Rates vom 4.
Oktober 1994, einen strukturierten Dialog frir ein engeres politisches und wirtschaftliches
Verhältnis mit den assoziierten Ländern aufbauen zu wollen. Dieses Vorgehen wird auf
dem Gipfel in Essen am 9. und 10. Dezember 1994 bestäti1tI" Der strukturierte Dialog
sieht unter anderem zweimal im Jahr Beratungen auf Außenministerebene und jährliche
Treffen zwischen den Staats- und Regierungschefs der EG und der Reformstaaten vor
untl verdeutlicht, wie auch ihre Einladung nach Essen, vor allem den gesticgenen
Sællenwert dieser Länder.630 Hier kommt es jetzt darauf an, möglichst schnell zu handeln
und den immer noch vorhandenen Gestaltungsspielraum so kurz nach dem Ende der
Blockkonfrontation auszunutzen. Eine Vertiefung zumZwecke der späteren Erweiterung
könnte cliesen Zeitvoræll lcichtfertig verspielen und so die Chance auf eine sinnvolle
Hilfeleistung ungenutzt verstreichen lassen.
So bleibt nur noch die gleichzeitige Vertiefung und Erweiterung als mögliche Alærnati-
ve denkbar, doch auch hier ergeben sie Schwierigkeiten. Denn für die Reformstaaten
selbst wäre eine zu schnelle Angliederung an die EG nicht unbedingt von Voræil. Hier
muß aus den Erfahrungen früherer Beitritte, und da insbesondere aus der letzten Er-
weiterungsrunde in den 80er Jahren mit Spanien, Griechenland und Portugal, gelernt
werden. So dürfen zum Beispiel die mit einem Beitritt verbundenen Liberalisierungskosten
nicht unterschätzt werden, die bei einer unzureichenden Konjunkturentwicklung zu
erheblichen Schäden in den betroffenen Länder führen können. Auch kann die Koh¿isions-
politik der EG lediglich subsidiär wirken und eine effektive nationale Wirtschaftspolitik
nicht ersetzen.63l Ztdem wird eine echte Partnerschaft mit der Gemeinschaft auf der
Grundlage einer eigenståindigen Entwicklung leichter zu erzielen sein als auf der
Grundlage einer einseitigen Abhlingigkeit.632
628 Die Enveiterung Europas, S. 10.
629 FAZ vom 12. Dezember 1994 (,,kr Essen ein erster Schritt zur nächsten Erweitenrng").
630 FAZ vom 5. Oktober 1994 (,,EU-Außenminister wollen engere Beziehungen zu den Ländern
Ostnritteleuropas knüpfen"); vgl.FAZ vom 1. November 1994 (,Ðle EU hält sich in der Beitrittsfrage
weiter zurück"): Ein entes Treffen dieser Art fand am 31. Oktober 1994 st¿tt.
631 Axt, Heinz-Jürgen, Europáische Gemeinschaft, S. 304-306.
632 Randzio-Plath, Christa, Die EG und Mittel- und Osteuropa: Zur Neuordnung der Beziehungen, in:
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Was bleibt also übrig? Während die Komponenten der Vertiefung leicht auszumachen
sind und deren Verwirklichung eher eine Frage des menschlichen Willens als der
tatsächlichen Möglichkeiten darstellt, erweist sich die Erweiterung der EG als echtes
Problem. Doch auch hier kann eine Lösung gefunden werden, wenn man bereit ist, den
Begriff der Erweiterung in ein dynamisches Konzept einzubinden. Dafür existieren eine
Reihe von Optionen, die im folgenden kurz dargestellt werden sollen.
Die lange angepriesene Mitgliedschaft Mitæl- und Osteuropas in der EFTA ist mit dem
Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens zur EG faktisch hinfällig geworden.
Hoffnungsvoll, aber wenig beachtet, ist der Vorschlag einer ffiliated membership von
Frans Andriessen geblieben, der eine partielle oder auch flexible Mitgliedschaft innerhalb
der EG vorsieht. Nach der Assoziierung könnten die Reformlåinder so zunächst in einer
Art korrespondierender Mitgliedschaft in die EG aufgenommen und an Entscheidungs-
prozessen beteiligt werden, sofern sie ihre Sache betreffen, etwa in der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit.633 Eine vielversprechende Übergangslösung scheint hingegen
das Modell der konzentrischen Kreise zu sein, das in Grundzügen schon heute besteht63a.
Hier sind um einen besonders stark integrierten Kem mehrere Ringe mit den übrigen
europäischen Staaten gruppiert. Die Zugehörigkeit zu dem jeweiligen Ring ergibt sich
nicht geographisch, sondern hängt vielmehr davon ab, inwieweit die einzelnen Staaten
zur Integration politisch gewillt und wirschafttich fähig sind.635 In der Diskussion befindet
sich auch das Modell eines Europas der verschiedenen Geschwindigkeiten, das im
Gegensatz zu dem Modell der konzentrischen Kreise ein gemeinsames Integrationsziel
vorschreibt und durch unterschiedliche Fristsetzungen den Übergang zur nächsthöheren
Stufe regelt.636 Ebenfalls interessant erscheint das Europa à la carte zt sein, das eine
Mitgliedschaft all jenen Staaten anbietet, mit denen man eine Kooperation beabsichtigt,
ohne sie aber von Anfang an auf den erreichten Integrationsstand zu verpflichten.637
Weiterhin zu nennen ist die Etablierung eines Europäischen Politischen Raumes, der die
Zusammenarbeit auf Gebieten von gemeinsamen Interesse vorsieht und sein Vorbild in
dem NACC findet.638 Bei all diesen Modellen, zu denen letztendlich auch das Europa
Schenk, Kad-Ernst/Seeler, Hans-Joachim (llrsg.), Chancen für ein größeres Europa: Ost-Europa auf
dem Weg in die EG, Baden-Baden 1992, S. 95.
633 Vgl. Schaefer, Guenther F., Die EG und die mittel- und osteuropåüschen St¿aæn, S. 57.
634 Vgl. die Ausnahmeregelungen für Großbritannien und Dåinemark in den Bereichen Sozialpolitik und
V/irtschafts- und Währung sunion.
635 Fasænrath, Ulrich, Variable Geometrie, konzentrische Kreise, iln: FAZ vom 6. September 1994.
636 Ebda; vgl. Schuller, Konrad, Zuerst freundlich, dann kritisch:Zu dem Dokument der CDU/CSU-
F¡aktion bezüglich eines Europas der verschiedenen Geschwindigkeiten, das fünf Kemländer aus-
drücklich nannte, heißt es in Prag: ,,(...) wir wünschen mehr Takt".
637 Fasænrath Ulrich, Va¡iable Geometrie, konzent¡ische K¡eise.
638 Ebenda
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der variablen Geometrie53e gehört, muß es darum gehen, zumindest den Kontakt zwischen
den einzelnen Låindern und L¿indergruppen zu bewahren und ein Auseinanderbrechen
Europas in unkontrollierbare Teile zu verhindern.'al Zwei Fehler sollten daher vermieden
werden: Eine politische Annäherung kann keine wirtschaftliche ersetzen, und alle diese
Modelle müssen eine klare Perspektive für eine engere Zusammenarbeit mit der EG bis
hin zur Vollmitgliedschaft bieten.6al
Die NATO konzentriert sich nach wie vor, trotz Betonung des politischen Sektors,
verständlicherweise auf den militärischen Bereich. Dabei liegen die Ursachen für
militärische Gewaltanwendung heute tiefer und erfordern paradoxerweise gerade den
verstärkten Einsatz nicht-militärischer Mittel. Demokratisierung und wirtschaftliche
Prosperität haben, wie die Entwicklung in Westeuropa bestätigt, erheblich zur friedlichen
Entwicklung in diesem Teil des Kontinents beigetragen. Die stärkere Anbindung Mittel-
und Osteuropas an die EG ist daher dem Mitgliedsausweis5a2 der NATO vorzuziehen.
Doch Krieg zwischen Nationalstaaten im Osten ist nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes leider wieder möglich geworden. Somit ist es angesichts der zahlreichen
Gefahrenherde in Europa zumindest fúr absehbare 7,eit norwendig, die Handlungsfähigkeit
und Wirksamkcit tlcr NATO zu erhaltel, die in erster Linie auf der Solidarität dcr
einzelnen Mitgliedsstaaten untereinander beruhen.6a3 Dabei sprechen mehrere Gründe für
eine auch in Zukunft nicht nur defensive, sondem vor allem auch aktive Auseinanderset-
zung der NATO mit den Problemen in Mittel- und Osteuropa. Erstens kann das Bündnis
aus seinem Selbstverständnis heraus nicht unbeteiligt bleiben, wenn an seinen Ostgrenzen
Gefahren und Krisen auszubrechen drohen, die die Sicherheit seiner Mitglieder gefährden.
Zweitens erfordern die im NATO-Vertrag grundsätzlich verankerte und in der Partner-
schaft für den Frieden wiederholæ Offenheit des Bündnisses sowie das Drängen der
639 Ebend¿: ,,Je nach politischen und wi¡schaftlichen BedÍi¡fnissen werden unterschiedliche Staaten
innerhalb und außerhalb der EU beteiligt, die dann gemeinsam auf dem jeweiligen Gebiet lhreZiele
verfolgen", z.B. in der EBWE.
640 Höhmann, Hans-Hermann/l\4eier, Christian, Systemic Eansformation, S. 30-31.
641 Vgl. Busch, BertholdÆröhlich, Hans-Peter, Aufbruch im Osten, 5.76-'77.
642 Karry, Kad-Heinz, Die Osterweitemng derNATO, S. 183; in die.sem Zusammenhang ist auf den Plan
des Europåüschen Rates fü einen Stabilitdtspakf hinzuweisen. Ziel dieser Initiative ist es, zur
Stabilität beizutragen, indem Spannungen und poæntiellen Konflikten auf dem Kontinent vorgebeugt
und die Herstellung guhachbarlicher Beziehungen gefördert werden sollen. Doch die letztendlich im
Mu 1994 gestårtete Alternative muß ihre Existenzberechtigung erst noch erbringen, vor allem wenn
Kohl und Mitterrand in einem gemeinsamen Beitrag anläßlich der Eröffnungskonferenz am 26. und
n.Mu 1994 von einer Abschlußkonferenz in einem Jahr oder noch später sprechen; vgl. hierzu EG-
Bulletin 911993, S.59; vgl. EG-Bulletin 1211993, S. 12; vgl. Kohl, HelmulBalladur, Edouard, Ein
wesentlicher Sch¡in auf dem Weg zu einem dauerhaften Frieden auf unserem Kontinent, in: FAZ vom
n.Isf'at 1994.
643 Rühl, Lotha¡, Europåüsche Sicherheit, S. 118.
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Reformstaaten eine weitere Beschäftigung mit diesem Thema. Der wesentlichste Punkt
aber liegt in der Logik des europdischen Integrationsprozesses, der in letzter Konsequenz
eine NATO-Erweiærung unumgåinglich machr Denn es erscheint unversfándlich, den Kern
einer erweiterten Gemeinschaft zu schützen, den Rest aber außen vor zu lassen.644
Auch hier stellt sich die Frage nach dem geeignetsten Zeitpunkt einer Angliederung,
und auch hier wird man um einen evolutiondren Prozeß nicht herumkommen, wenn die
Funktionsfähigkeit des Bündnisses erhalten und aus dieser Position der Stärke Stabilität
gen Osten verbreitet werden soll. Die Par¡rerschafï ftir den Frieden sowie auch der NACC
weisen dabei den richtigen Weg. Die von dem deutschen Verteidigungsminister Volker
Rühe im Frühherbst 1994 erneut intensivierte Debatte um eine rasche Aufnahme der
Reformstaaten645 und die Ende Oktober 1994 in Washington verbreitete Nachricht, die
PfP sei zunehmend überholt6a6, schaden dagegen unter den heutigen Umständen dem
Ansehen der NATO, bringen unnötige Unruhe in die Diskussion und erschweren in jedem
Falle die durch die PfP eìngeleitete Konsolidierungsphase der gegenseitigen Annäherung.
Hier ist angeraten, zunächst einmal die flexiblen Handlungsmöglichkeiten der PfP bis
hin zur militärischen Unterstützung heranzuziehen.
Sinnvoll erweist sich gerade hier eine Anlehnung an den europäischen Integra-
tionsprozeß, bietet dieser doch einerseits durch seine Kriterien für eine Mitgliedschaft
die Garantie eines vergleichbaren politischen und wirtschaftlichen Standards und ver-
hindert andererseits auch unnötige Kompetenzstreitigkeiten zwischen den westlichen
Institutionen. Der Faktor Zeit bíetet darüber hinaus die Möglichkeit für das Bündnis,
innere Reformen vor allem der künftigen Allianz-Struktur voranzutreiben, die bislang
eher unbeachtet blieben, und das Verháltnis zur EGiìVEU, VN und KSZE neu zu
bestimmen. Schließlich sind hier auch die Beziehungen zu Moskau zu nennen, die sich
künftig in erster Linie auf der Basis der inneren Situation in der ehemaligen Sowjetunion
entwickeln werden. Eine gewisse Rücksichtnahme von Seiten der NATO ist hier solange
berechtigt, wie dort der demokratische und wirtschaftliche Reformkurs beibehalten und
auf imperiale Ambitionen verzichtet wird.6a7
Die Frage nach einer künftigen europåiischen Sicherheitsarchitektur kann hier nicht
ausführlich behandelt werden, doch sollten einige Gesichtspunkte nicht unerwähnt bleiben.
Die neue Sicherheitsarchitektur wird wahrscheinlich durch ein Zusammenspiel der
bestehenden Organisationen KSZE, NATO, und EG/TVEU gestaltet werden und dabei
ein Muster von bi- und multilaæralen Beziehungen der europäischen Staaæn untereinander
644 Ders., Jenseits der ,,Partnerschaft für den Frieden": Eine neue Demarkationstinie durch Europa?, in:
E^ 411994, S. 108.
645 Ygt.FAZvomT. Oktober 1994 (,,Differenzen zwischen Kinkel und Rühe in der Ostpolitik").
&6 FAZ vom 28. Oktober 1994 (,,Washington sondiert über Osterweiterung der NATO").
647 Rühl, Lothar, Europäische Sicherheit, S. 120; vgl. Gillessen, Günther, NATO-Erweiterung jetzt, in:
FAZ vom 17. November 1994.
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entwickeln. Dabei ist es durchaus vorstellbar, daß das künftige Sicherheitssystem weniger
das Produkt einer großangelegæn Planung da¡sællt als vielmehr das Produkt einer Vielzahl
spontaner Reaktionen auf spezifische Sicherheitsprobleme auf dem Kontinent.6as Neben
dem unausweichlichen milit¿irischen Kern einer stabilen und funktionsfåihigen NATO wird
in dieser Situation ein besonderer Stellenwert sicherlich der KSZE zukommen. Sie
vermeidet zum einen als einziges gesamteuropdisches Forum die Gefahr einer neuen
Demarkationslinie6a9 zwischen Ost und West und verhindert damit auch eine erneute
Bipolarisierung der Sicherheitspolitik. Zum anderen hat die KSZE zwar mit der Aufnahme
der ehemaligen Sowjetrepubliken ein erhebliches Konfliktpotential inægriert, sie hat damit
aber auch die Möglichkeit gewonnen, als Schiedsrichter dort ttitig zu werden. Hinzu
kommt die Tatsache, daß es für viele Staaæn ìn Europa, wie etwa für Rußland, aber auch
für die Ukraine oder'Weißrußland, einfach keine echte Alternative zur KSZE gibt.650
Dabei kann sie als eine erste Schwelle bei aufkommenden Konflikten in einer nach Osæn
verlaufenden Sicherheitsabstufung dienen, an deren anderem Ende als letzte und höchste
Schwelle der reinc Bündnisfall nach Art.5 des Nordatlantikvertrages sæht.651 Die Allianz
sollte in clieser Hinsic:ht der KSZE ergänzentl hei.stehen.
Auch Mittel- und Osûeuropa ist hier natürlich gefordert. 
'Wie bereits mehrmals erwähnt,
liegt auf den Reformstaaten die Hauptlast der LTmgestaltung cle.s eigenen System.s. Dazu
gehören das unumkehrbare Bekenntnis zu Demokratie und Marktwirtschaft, außerdem
Geduld und Mut, anstehende Probleme anzugreifen. In er.ster Linie betrifft dieser Punkt
die Neuordnung des Wirtschaftssystems sowie die Umgestalnrng der tndustriestruktur.6s2
Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch der Aufbau und die Förderung regionaler
Strukturen, die die Annäherung der Reformstaaten untereinander und an das Brüssel der
EG und der NATO nur erleichtern kann.653 Nationale Alleingänge, wie die Außenpolitik
der Tschechischen Republik deutlich macht, gilt es daher im Interesse aller einzuschrän-
ken. Zumal Brüssel heute kaum einen Staat in.egrieren wird, der als Nettoempfåinger von
vorn herein seinen eigenen Standpunkt in den Vordergrund stellr Der ðR kommt vielmclu
die undankbare Rolle eines Bittstellers zu, der zur Passivität verdammt ist. Ihre Funktion
kann nur darin besæhen, durch sachliche Argumentation immer wieder auf clie Nul'wendig-
keit einer Erweiterung der westlichen Institutionen hinzuweisen und durch die inneren
648 Vgl. Nerlich, Uwe, Die NATO als Kernstück, S. 500'
649 Rühl, Lothar, Jenseits der ,,Pa¡herschaft für den Frieden", S. 106-107'
650 Plate, Bemard von, Ost- und Mittelosteuropa: Eine Herausforderung ftir KSÆ und NATO, in: Ders'
(I{rsg.), Europa auf dem Weg zur kollektiven Sicherheit? Konzeptionelle und organisatorische
Entwicklungen der sicherheitspolitischen Institutionen Europas, Baden-Baden 1994, S. 78.
651 Nerlich, Uwe, Die NATO als Kemsttick, S. 506.
652 Ygl. Pradetto, Augus! Europa nach der Revolution, S. 5.
653 Vgl. Miszlivetz, Ferenc, Mitteleuropa - Der Weg nach Europ4 in: Die Neue GesellschaftÆranldurter
Hefte 1ll1991, S.970-983; vgl. Almrann, Franz-Lothar, Chancen undPerspektiven, S' 431.
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Reformprozesse mögliche Hindernisse im politischen wie ökonomischen Bereich zu
beseitigen. Gerade die Tschechische Republik kann in diesem Zusammenhang aufgrund
der eindeutig reformorientierten Politik und der positiven Wirtschaftsdaten gute Erfolge
vorzeigen und darf wohl hoffen, von einem möglichen Erweiterungskonzept mit am
ehesten profitieren zu können. Es bleibt allerdings zu befürchæn, daß das erst langfristig
zum Tragen kommen wird.
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